
Seite
Auf dem Weg zur schlankeren Verwaltung . . . . . . . . . . . . . . 2
Landkreise unzufrieden mit Hartz IV  . . . . . . . . . . . . . . . . . .2
Starker Ausbau der Kinderbetreuung . . . . . . . . . . . . . . . . . . .2

GZ-Kolumne Gerhard Weber:
Keine Entlastung bei der Kinder- und Jugendhilfe  . . . . . . . .3

Diskussion um Bürgermeisterrenten beenden  . . . . . . . . . . . .3

GZ-Fachthemen:
Energieversorgung ? Energiesparmaßnahmen . . . . . . . . . .4 - 8
Kommunalfahrzeuge ? Winterdienst ? GaLaBau  . . . . . . .9 - 11
Kommunales Verkehrswesen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .12

Aus den bayerischen Kommunen  . . . . . . . . . . . . . . . . 13 - 16

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Sie lesen in dieser Ausgabe

Kommunalpolitik . Wirtschaft . Recht . Technik . Praxis

Gemeindezeitung
Bayerische

Gemeindezeitung
ISSN 0005-7045 Geretsried, den 22. Juli 2004 55. Jahrgang / Nummer 14

Gewissenhafter Berater
bayerischer Kommunen
Der BKPV-Direktor ist besorgt über die Zu-
nahme komplizierter Rechtsvorschriften, de-
nen sich die Kommunalpoliti-
ker vermehrt ausgesetzt sehen. Seite 3

Wolfram Zwick:

Offizieller Start
für Verkehrsleitsystem
Nürnbergs Oberbürgermeister freut sich
über ein anspruchsvolles Gemeinschafts-
projekt - das derzeit um-
fangreichste in Europa. Seite 12

Dr. Ulrich Maly:

Doppelter Grund
zum Feiern
Das Jubiläumsprojekt „175/50 plus“ des Be-
zirks Niederbayern ist für den Präsidenten Lei-
stungsbilanz und Vorschau
auf die Zukunft des Bezirks. Seite 15

Manfred Hölzlein:

Jetzt hat sich auch die 
Finanzbranche des Wetters
angenommen. Wetterdevi-
rate sind das innovative Fi-
nanzprodukt der Saison.
Produkte also, die sich auf
Niederschlagsmenge,  Tem-
peratur und Windgeschwin-
digkeit beziehen. Insgesamt
gesehen ist das eigentlich
nichts anderes als eine
großangelegte Wette auf das
Wetter, mit einer Bank als
sicherem Gewinner.       S. 15

Die schwierigen Kommunalfinanzen spielen die Hauptrolle beim Bayerischen Städtetag, dessen
Jahresversammlung am kommenden Donnerstag und Freitag in Regensburg stattfindet. Städte-
tagschef OB Josef Deimer erwartet gemeinsam mit etwa 300 Gästen auch Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber. Für Deimer wird es der letzte Städtetag unter seiner Leitung. Er wird im Herbst
bei der OB-Wahl in seiner Heimatstadt Landshut nicht mehr kandidieren. Foto: Ferstl

Not schweißt Städte
enger zusammen

Kompromiss bei der Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe „ist für Städte tragbar, aber nicht zufriedenstellend“

Würzburg (wkn). Der Kompromiss bei der Zusammenlegung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, Hartz IV genannt, wird von
den Städten als „tragbar, aber nicht zufriedenstellend“ akzep-
tiert. Diese Feststellung traf Würzburgs Oberbürgermeisterin
Pia Beckmann in ihrer Eigenschaft als Verbandsvorsitzende der
kreisfreien Städte in Unterfranken.

In Würzburg trat die Bezirks-
versammlung des Bayerischen
Städtetages zusammen. Auf der
Tagesordnung der rund 30 kom-
munalpolitischen Spitzenvertre-
ter standen aktuelle kom-
munalpolitische Themen.
Es ging um Hartz IV, Spar-
vorhaben des Freistaates
sowie die Verwaltungsre-
form in Bayern.

Gedämpfte 
Hoffnungen

Bei einer Pressekonfe-
renz informierten OB Pia
Beckmann, Bürgermeister
Dr. Leonhard Scherg
(Marktheidenfeld), Vorsit-
zender der kreisangehöri-
gen Verbandsmitglieder in
Unterfranken, und der Vor-
sitzende des Bayerischen
Städtetages, Oberbürger-
meister Josef Deimer  über
gemeinsame Ziele der
Städte.

So will man den Kompromiss
bei Hartz IV, der im Vermitt-
lungsausschuss gefunden wurde,
mit tragen. Demnach erhalten
die Kommunen in Deutschland
als Ausgleich für Belastungen
aus der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe
zum 1. Januar 2005 3,2 Milliar-
den Euro. Ob dieser Betrag aus-
reiche, die Kommunen auf Dau-
er, wie versprochen, um 2,5 Mil-
liarden Euro zu entlasten, bleibe
abzuwarten, dämpfte Deimer die
Hoffnungen. In diesem Zusam-
menhang verwies Beckmann auf
die „Revisionsklausel“. Damit

soll sichergestellt werden, dass
die Städte auch tatsächlich um
diese 2,5 Milliarden entlastet
werden. Ursprünglich sollten es
sogar 5 Milliarden sein. Um

nicht noch schlechter dazuste-
hen, sollten die Städte die Ent-
wicklung bei der Ausgestaltung

(Fortsetzung auf Seite 2)

GZ-Interview mit Herbert Dombrowsky, VBEW-Vorsitzender:

Top-Thema 
Energieerzeugung

Energiewirtschaft braucht klare Rahmenbedingungen

Die Energiebranche kommt nicht zur Ruhe. Libera-
lisierung einerseits und permanente Veränderungen
der gesetzlichen und steuerlichen Grundlagen ande-
rerseits erfordern permanente Anpassungsstrate-
gien. Ob die Unternehmen künftig die Menschen
hierzulande  mit ausreichend Strom versorgen kön-
nen, wird durch die Politik bestimmt. Mit dem Vor-
sitzenden des Verbands der Bayerischen Elektrizi-
tätswirtschaft e. V. (VBEW), Herbert Dombrowsky,
sprach Anne-Marie von Hassel.

GZ: Stichwort Energiewirt-
schaftsgesetz. Dieses sollte
noch vor der Sommerpause
verabschiedet werden. Wie ist
der Stand der Dinge und wel-
che Erwartungen knüpfen Sie
an das Gesetz?

Dombrowsky: Der Gesetzge-
bungsprozess befindet sich
im Rückstand. Bereits am 1.
Juli hätte das Energiewirt-
schaftsgesetz in Kraft treten
sollen. Nun wird das Ganze
wohl zum Jahresbeginn
2005 über die Bühne ge-
hen. Dieses neue Gesetz
wird - und da ist sich die
Branche relativ einig - we-
sentlich größere Umstruk-
turierungen der Energie-
wirtschaft bringen, als dies
bei der Gesetzesnovellie-
rung aus dem Jahre 1998
der Fall war. Viele spre-
chen auch von einem Para-
digmenwechsel.

Klare Aufgabe

GZ: Können Sie dies
konkret belegen?

Dombrowsky: Deutsch-
land wird künftig einen staatli-
chen Regulierer haben - eine
völlig neue Erfahrung für die
Energieversorgungsunterneh-
men hierzulande. Bislang waren
wir das einzige Land in der EU,
in dem der Netzzugang über das
System freiwilliger Verbändever-
einbarungen geregelt wurde.
Heute allerdings schon darüber
zu mutmaßen, was dieser Teilas-

pekt bringt, ist noch zu früh. Es
wird letztlich darauf ankommen,
welche Kompetenzen im Gesetz
für den Regulierer festgeschrie-
ben sind. Für uns ist wichtig,
dass der Regulierer eine klar
umgrenzte Aufgabe hat, nämlich
dafür zu sorgen, dass der Netz -

zugang diskriminierungsfrei ge-
währleistet wird. Die Politik er-
wartet ihrerseits, dass jetzt die
Nutzungsentgelte sinken. Doch
die Versorgungssicherheit, die
letztlich nicht unwesentlich von
den Netzen abhängt, hat ihren
Preis. Nicht umsonst kann
Deutschland im weltweiten Ver-
gleich mit einer sehr hohen Ver-
sorgungssicherheit aufwarten.
Die Energiewirtschaft kann im
Regulierer auch einen Verbünde-
ten sehen. Die spezifische Struk-
tur der deutschen Energiewirt-
schaft mit sehr vielen einzelnen
Unternehmen macht es erforder-
lich, dass auch diese besonderen
Aspekte europaweit berücksich-
tigt werden.

Wirtschaftlichkeit 
und Versorgungssicherheit

GZ: Gibt es spezielle Wün-
sche der Energiewirtschaft an
die Ausgestaltung dieses Ge-
setzes?

Dombrowsky: Wir würden
uns wünschen, dass Bewährtes
nicht einfach über Bord gewor-
fen wird. Das heißt, dass die Zie-
le Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit und Umweltver-
träglichkeit in gleicher Weise
berücksichtigt werden. Das gilt
insbesondere für die Kalkulation
der Netzentgelte. Konkret bedeu-
tet dies, dass sie eine Nettosub-
stanzerhaltung und kapital-
marktorientierte Eigenkapital-
verzinsung vorsehen muss. Die

(Fortsetzung auf Seite 8)

Kommunalpakt
wird Gesetz 

Landtag verabschiedet Vorlage der Staatsregierung 
Der Ende Mai vom Kabinett Stoiber beschlossene Pakt für
Kommunen hat jetzt im Landtag seine gesetzliche Fassung be-
kommen. Zur praktischen Ausführung des in die Verfassung
aufgenommenen Konnexitätsprinzips, zur Erweiterung des
kommunalen Finanzierungsspielraums bei Kreditaufnahmen
und durch eine Zweitwohnungssteuer, zur Übertragung von
Aufgaben auf Zweckverbände sowie zur Berufung von Orts-
sprechern hat die CSU einen Gesetzentwurf der Staatsregierung
nach eingehenden Ausschussberatungen angenommen. Die Op-
position stimmte letztlich gegen die Vorlage. 

In den Beratungen betonten
Innenminister Dr. Günther Beck-
stein und sein Staatssekretär Ge-
org Schmid, Ziel der Änderun-
gen sei, den Kommunen in ihrer
vor allem finanziell schwierigen
Situation mehr Handlungsspiel-
raum zu schaffen. Die CSU-
Sprecher, darunter der Vorsitzen-
de des federführenden Ausschus-
ses für kommunale Fragen und
innere Sicherheit, Jakob Kreidl,
begrüßten den Entwurf als
Schritt in die richtige Richtung.
Seine Stellvertreterin, Helga
Schmitt-Bussinger (SPD), nann-

te den Gesetzentwurf insgesamt
den „hilflosen Versuch der Staats-
regierung, die Vernachlässigung
der bayerischen Kommunen zu
verschleiern“. Die Staatsregie-
rung entschulde sich auf Kosten
der Kommunen. Schmitt-Bus-
singer forderte „eine echte Re-
form des Finanzausgleichs“. 

Besonders umstritten blieb bis
zuletzt die Wiedereinführung der
Zweitwohnungssteuer als einzi-
ge von den Kommunen selbst zu
beschließende und zu erhebende
Abgabe. Christine Kamm for-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Herbert Dombrowsky. ?

Josef Deimer. ?
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Z U M  7 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Alfons Kandler

83487 Marktschellenberg
am 28. 7.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Leonhard Kandler
86674 Baar

am 2. 8.
Bürgermeister Günter Pöllmann

95694 Mehlmeisel
am 6.8.

Bürgermeister Heinz Wolf
94556 Neuschönau

am 7. 8.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Franz-Josef Lerzer
91171 Greding

am 2.8.
Bürgermeister Karl Roth

82346 Andechs
am 5. 8.

Z U M  3 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Stefan Frühbeißer
91278 Pottenstein

am 2. 8.

Wir gratulieren

Auf dem Weg zur 
schlankeren Verwaltung 
CSU-Fraktion billigt das erste Paket des Konzepts „Verwaltung 21“ 

Es geht um Landwirtschaft, Familienförderung und Gewerbeaufsicht
Als ein großes Stück vorwärts auf dem Weg zu schlankeren,
aber bürgernäheren Ämtern und Instanzen nach dem Konzept
„Verwaltung 21“ haben Reformminister Erwin Huber und der
CSU- Fraktionsvorsitzende Joachim Herrmann die Zustim-
mung der Regierungsfraktion zum „Paket 1“ des Konzepts be-
wertet. Darin geht es u.a. um die Landwirtschafts- und Forst-
verwaltung, um die Versorgungs- und Familienbehörden sowie
um die Gewerbeaufsicht. Das Ja der Abgeordneten kam kurz
vor der parlamentarischen Sommerpause nach monatelangen,
teilweise kontroversen Auseinandersetzungen in Kabinett und
Fraktion, die zur Modifizierung einiger Vorschläge führten. 

Umstritten bis zuletzt war die
Landwirtschaftsverwaltung. Der
bisherige dreistufige Aufbau mit
Ministerium, Mittelbehörde und
Ämtern vor Ort wird auf zwei
Ebenen zusammengefasst. Die
Landwirtschaftsabteilungen der
Regierungen und die Forstdirek-
tionen werden aufgelöst, Land-
wirtschafts- und Forstämter wer-
den zusammengefasst. Sie über-
nehmen einen Großteil der Fach-
aufgaben der MitteIbehörden
(Regierungen) und werden di-
rekt dem Landwirtschaftsmini-
sterium unterstellt, das als eigene
Spitzenbehörde bestehen bleibt.
Das entspreche dem klaren Be-
kenntnis zur bäuerlichen Land-
wirtschaft, betonte Huber. Die
Opposition fordert Zusammenle-
gung des Ministeriums mit dem
für Verbraucherschutz nach Vor-
bild der Bundesregierung. 

„Zentrum Bayern
Familie und Soziales“

Bedenken gegen die direkte
Unterstellung der 47 Landwirt-
schaftsämter zum Ministerium
hatten, wie verlautete, zunächst
auch Landwirtschaftsminister
Josef Miller und der agrarpoliti-
sche CSU-Sprecher und Aus-
schussvorsitzende Sepp Ranner.
Beide stimmten nun dem zwei-
stufigen Aufbau zu, woran sich
die Fraktionsmehrheit ausrichte-
te.18 mittelfränkische Abgeord-
nete enthielten sich der Stimme.
Sie fürchteten um die Funktions-
fähigkeit der neuen Verwaltung
in ihrem Bezirk. 

Die Verwaltung für Versor-
gung und Familienförderung
wird in einem „Zentrum Bayern
Familie und Soziales“ mit
Hauptsitz in Bayreuth konzen-
triert. Von den Regierungen
kommen die HauptfürsorgesteI-
len und Integrationsämter hinzu.
Sieben Servicesteilen an den bis-
herigen Standorten der Versor-
gungsämter sollen die Präsenz in
der Fläche sichern. Noch geprüft
wird, wie die verschiedenen me-

dizinischen Dienste der Regie-
rungen und anderer Stellen
„sinnvoll zusammengeführt“
werden können. 

Doppelkontrollen vermeiden

Die acht Gewerbeaufsichts-
ämter in den sieben Regierungs-
bezirken (München hat neben
Oberbayern ein eigenes Amt)
werden den Bezirksregionen an-
gegliedert. Um vor allem kleine
und mittlere Unternehmen vor
Doppelkontrollen im Arbeits-
schutz zu bewahren, sollen die
Aufgaben von Gewerbeaufsicht
und Berufsgenossenschaften
überprüft und besser aufeinander
abgestimmt werden. Die Kon-
trolle der Lenk- und Ruhezeiten
von Lkw und Bussen wird von
der Polizei auf die Gewerbeauf-
sicht übertragen. 

Vereinfachung des 
Landesplanungsgesetzes

Für die Vereinfachung vor al-
lem der Regionalplanung hat
Huber auf die Neufassung des
Landesplanungsgesetzes verwie-
sen, die im Herbst vorgelegt
werde. Die regionalen Planungs-
verbände werde es weiter geben,
Raumordnungsverfahren jedoch
nur noch, soweit sie durch Bun-
desrecht vorgeschrieben seien.
Solche Verfahren sollen dann
binnen drei Monaten abge-
schlossen werden. 

Die Einsparungen aus der
Umsetzung von Paket 1 beziffer-
te Huber auf insgesamt 830
Planstellen, was eine jährliche
Ersparnis von rund 100 Millio-
nen Euro bedeute. Dies sei je-

doch frühestens in acht bis zehn
Jahren In vollem Umfang zu er-
reichen, da es keine Kündigun-
gen sondern nur noch Umsetzun-
gen der Bediensteten und „kw-
Stellen“ (künftig wegfallend
nach Ausscheiden des Stellenin-
habers) im Etat geben werde. 

„Reformmotor“

Herrmann berichtete, die Zu-
stimmung zum Pakt sei nahezu
einstimmig erfolgt, ausgenom-
men die 18 Enthaltungen in Sa-
chen Landwirtschaft. Huber, der
verschiedentlich in der Fraktion
hart attackiert worden war, lobte:
Die Fraktion habe sich als „ech-
ter Reformmotor“ erwiesen. Die
rechtliche Umsetzung des Pakets
1 wird durch entsprechende Ge-
setzesänderungen ab Herbst er-
folgen. Dann wird auch Paket 2
vorliegen, in dem es u. a. um die
Neuorganisation der Polizei und
die Standorte von Ämtern im
Zuge des Konzepts Verwaltung
21 geht. Der Fraktionsvorsitzen-
de erwartet noch schwierige Ver-
handlungen. 

Die Opposition befürchtet ei-
ne Zerschlagung bewährter
Strukturen und bezweifelt, dass
die Kosten-Nutzen-Rechnung
zugunsten der Bürger aufgeht.
Jede Verwaltungsreform müsse
am Kopf, also bei den Ministe-
rien, beginnen. rm 

(Fortsetzung von Seite 1)
derte namens der Grünen, den
Kommunen generell die Erhe-
bung eigener Steuern zu gestat-
ten. Von CSU-Abgeordneten
wurden Zweifel an der Wieder-
zulassung der Zweitwohnungs-
steuer geäußert. Thomas Kreu-
zer und Manfred Weiß enthielten
sich in diesem Punkt der Stim-
me, ansonsten votierten sie mit
ihrer Fraktion für das Gesetz. 

Die Oppositionsvorwürfe zum
Finanzausgleich und wegen ei-
ner „Gängelung“ der Kommu-
nen wiesen sie mit Hinweis auf
die entsprechende Einigung zwi-
schen Finanzministerium und
kommunalen Spitzenverbänden
zurück. Es gehe in den neuen
Vorschriften über Haushaltauf-
stellung und Kreditaufnahme le-
diglich darum, die Kommunen
von unwägbaren Risiken abzu-
halten. 

Minimierung von Risiken

Solche Risiken liegen laut Er-
läuterung zum Gesetz dann vor,
wenn besondere Umstände die
Gefahr eines erheblichen Vermö-
gensschadens begründen. Das
gelte insbesondere für Rechtsge-
schäfte mit den Merkmalen von
Cross-Border-Leasing-ModelIen
(s. GZ 13/8.7. S.11). Hier wer-
den per Gesetz unter dem Gebot
der Minimierung von Risiken
neue Grenzen für deren Geneh-
migung gesetzt. 

Kassenkredite können über
den in der Haushaltssatzung fest-
gelegten Höchstbetrag aufge-
nommen werden, wenn ansons-
ten keine wirksame Haushalts-
satzung aufgestellt werden kann.
Der Grünen- Haushaltssprecher
Eike Hallitzky erachtete das
Cross-Border-Leasing als zu ge-
fährlich für die Kommunen. 

Der Handlungsspielraum der
Kommunen wird erweitert, in-
dem beim Abschluss von Ar-
beitsverträgen die enge Bindung
an Tarifverträge gelöst wird. Die
Gemeinden müssen auch nicht
mehr unbedingt einen Beamten
des gehobenen Verwaltungs-
dienstes beschäftigen. Die Ein-
setzung von Ortssprechern -
auch das war in den Ausschuss-
beratungen ein Diskussionsthe-
ma - wird jedoch nur bedingt in
das Ermessen der Gemeinde ge-
stellt. Hier lehnte auch die CSU
den Vorschlag des Innenminis-
ters ab, Ortssprecher generell in
allen Gemeindeteilen zuzulas-
sen, die nicht im Gemeinderat
vertreten sind. 

Erleichterung zur Bildung
von Zweckverbänden

Weitgehende Übereinstim-
mung herrschte zwischen CSU
und Opposition hinsichtlich der
praktischen Umsetzung des
Konnexitätsprinzips z.B. da-
durch, dass der Staat den Land-
kreisen dort, wo sie als Staats-

Kommunalpakt wird ...

(Fortsetzung von Seite 1)
der rechtlichen Bedingungen
von Hartz IV genau beobachten.

Neues Ungemach

Nun dränge die Zeit, mahnte
Deimer. Es gelte, die Vorausset-
zungen zu schaffen, damit Städte,
Landkreise und Arbeitsagenturen
gemeinsam in der Lage seien, das
Arbeitslosengeld II auch tatsäch-
lich an die Betroffenen auszahlen
zu können. „Wir wissen“, so der
Vorsitzende des Bayerischen

Städtetages, „dass Menschen in
sozialen Notlagen keine finanzi-
ellen Reserven haben, um ausste-
hende Unterstützung zwischenfi-
nanzieren zu können“.

Mit dem Rücken 
an der Wand

Doch schon sehen die Städte
neues Ungemach auf sich zu-
kommen. Angeblich will Bun-
desfamilienministerin Renate
Schmidt von den noch gar nicht
abgesicherten 2,5 Milliarden
Euro etwa 1,5 Milliarden für den
Ausbau der Kinderbetreuung
abzwacken. Deimer erinnerte
daran, dass den Gemeinden
„dauerhafte Entlastung“ zuge-
sagt wurde. Man könne den
Kommunen doch nicht mit der
linken Hand etwas geben und im
nächsten Augenblick mit der
rechten Hand wieder in die Ta-
sche greifen. Dringend notwen-
dig, so die Vertreter der Städte,
sei im Verhältnis zwischen Bund
und Kommunen die Einführung
des Konnexitätsprinzips. Nach
dem Motto „wer anschafft,
zahlt“ würden dann klare Ver-
hältnisse herrschen und der
Bund müsse zahlen, wenn er
den Kommunen neue, kostspie-
lige Aufgaben zuweise.

Auch der drastische Sparkurs
des Freistaates belaste die Städte,
so Deimer. „Wir stehen mit dem
Rücken an der Wand. Jetzt sehen
wir uns noch einem erheblichen
Druck der Volkshochschulen,
Sportvereine und sozialen
Selbsthilfeorganisationen ausge-
setzt, weil diese um ihr Überle-
ben kämpfen, nachdem ihnen
der Staat den Geldhahn mehr
oder weniger zudreht“. 

Entspannter dagegen sehen
die Städte die Entwicklung bei
der Verwaltungsreform. Deimer
mahnte, das Tempo zu ver-
langsamen. Erst wenn klar sei,
was die Verwaltungen künftig
noch leisten sollen, könne ent-
schieden werden, welche Behör-
de an welchem Ort diese Aufga-
ben am besten wahrnehmen kön-
ne. Ziel müsse es sein, alle Ver-
waltungsaufgaben dezentral und
bürgernah anzusiedeln. Dabei
werde man auch Zusammenle-
gungen dulden. Bei Verlagerun-
gen von Staatsaufgaben auf
Kommunen werde man aber
wachsam sein und weitere finan-
zielle Belastungen nicht hinneh-
men. Der bayerische Staat ent-
schulde sich, während die Kom-
munen sich weiter verschulden.
Gleichzeitig stiegen die Sozial-
und Jugendhilfeausgaben, und
die Gewerbesteuer als wichtigste
Einnahmequelle der Kommunen
sei rückläufig.

Enger zusammenarbeiten

Um in Zukunft die Solidarität
der Städte voran zu bringen, so
Bürgermeister Scherg, will man
in Unterfranken enger zusam-
menarbeiten. Als Neuerung sei
eingeführt worden, in jeder
Kommune einen Ansprechpart-
ner zu benennen, der die Kom-
munikation mit den Nachbar-
städten aufrecht erhält. Auch
werde der Rhythmus der Zusam-
menarbeit intensiviert. Bereits
im November, unmittelbar vor
der Umsetzung von Hartz IV,
will man sich bereits wieder tref-
fen. Zu der Tagung lud Dr. Leon-
hard Scherg nach Marktheiden-
feld ein.             Wilfried Kenner

Not schweißt Städte ...

behörde arbeiten, einen „entspre-
chenden“ finanziellen Ausgleich
gewährt. Die Erleichterung für
die Bildung von Zweckverbän-
den wurde von der Opposition
eher skeptisch beurteilt. 

In vielen Details beriefen sich
SPD und Grüne auf Stellungnah-
men der Spitzenverbände; in den
Gesetzesänderungen liege „viel
Kosmetik und wenig Substanz“.
Die Änderungsanträge der Op-
position wurden jedoch abge-
lehnt. Insgesamt werden zehn
Gesetze geändert. 

Fast alle Bestimmungen treten
am 1. August dieses Jahres in
Kraft. Dem EU-Stabilitätspakts
nachzukommen, werden die
bayerischen Kommunen bereits
rückwirkend zum 1. Januar 2004
verpflichtet. rm 

Starker Ausbau der Kinderbetreuung 
Steigerung um 30 Prozent in den vergangenen drei Jahren

Stoiber: „Ausbau der Kinderbetreuung erleichtert vielen Familien Ja zum Kind“

Bayern hat in den vergangenen drei Jahren
die Kinderbetreuung stark ausgebaut und
nimmt bei der Kinderbetreuung unter den
westdeutschen Flächenländern heute einen
Spitzenplatz ein. „Der Ausbau der Kinderbe-
treuung ist ein ganz wichtiger Beitrag für El-
tern in der Erziehungsphase, der vor allem
den Frauen hilft, Beruf und Familie mitein-
ander zu vereinbaren. Der Ausbau der Kin-
derbetreuung ist eine wichtige Vorausset-
zung, um vielen jungen Eltern das Ja zum
Kind zu erleichtern, weil die praktischen Pro-
bleme im Alltag leichter überwunden werden
können“, betonte Bayerns Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber. 

Die Zahl der Betreuungsplätze für die Kinder
unter drei Jahren wurde von 2001 bis 2004 um
30 Prozent gesteigert. Bis 2008 soll die Bedarfs-
deckung erreicht sein. Für Kinder im Kindergar-
tenalter zwischen drei und sechs Jahren ist in
Bayern bereits eine rechnerisch vollständige Be-
darfsdeckung erreicht worden. Für die Kinder
von sechs bis zehn Jahren konnte die Mittags-
und Hortbetreuung in den letzten drei Jahren
ebenfalls um 30 Prozent gesteigert werden. Hier
ist bereits heute das Ausbauziel nahezu erreicht.
Allerdings ist damit zu rechnen, dass in den
kommenden Jahren die Nachfrage nach Hort-
plätzen weiter ansteigen wird. 

„Wir sind stolz darauf, dass Bayern beim Aus-
bau der Kinderbetreuung Vorreiter in Deutsch-
land geworden ist. Kein Land investiert soviel
zusätzliche Mittel in die Kinderbetreuung wie
das Familienland Bayern. Wir sind mit dem Aus-
bau der Kinderbetreuung voll im Zeitplan. Bis
2008 soll bei der Kinderbetreuung aller Alters-
gruppen die Bedarfsdeckung erreicht sein“, er-
klärten Familienministerin Christa Stewens und
Kultusministerin Monika Hohlmeier. Insgesamt
profitieren in Bayern bereits 494.000 Kinder von
der Geburt bis zum Alter von 16 Jahren von den
Kinderbetreuungseinrichtungen im Freistaat. 

Bayern gibt heute bereits doppelt soviel Mittel
für die Kinderbetreuung aus wie noch vor zehn
Jahren (1993: 294 Millionen Euro; 2003: 540
Millionen Euro). Möglich gemacht wird die star-
ke Steigerung von Kinderbetreuungsplätzen in
Bayern durch einen massiven Einsatz von Priva-
tisierungserlösen. Ziel der Staatsregierung ist es,
mit den 313 Millionen Euro zusätzlicher Mittel
aus Privatisierungserlösen im Zeitraum von
2002 bis 2006 30.000 zusätzliche Kinderbetreu-
ungsplätze aufzubauen. „Wir müssen sicherlich
in vielen Bereichen die Ausgaben kritisch über-
prüfen. Aber der planmäßige Ausbau der Kin-
derbetreuung in Bayern gehört zu unseren ein-
deutigen politischen Prioritäten“, betonte Mini-
sterpräsident Stoiber. ?

Landkreise unzufrieden mit Hartz IV
Enttäuscht über das Ergebnis

der Zusammenführung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe zeig-
te sich das Präsidium des Bayeri-
schen Landkreistags in seiner
jüngsten Sitzung in München. 

Kritisiert hat der Präsident des
Bayerischen Landkreistags,

Landrat Theo Zellner auch die
Zustimmung des Freistaats. Da-
mit habe Bayern eine Mehrbela-
stung der bayerischen Landkrei-
se von 203 Mio. Euro mitverur-
sacht, zugleich aber für eine Ent-
lastung von Bund und Ländern
gesorgt. Nach den Worten des

Präsidenten erspare sich der
Freistaat mit diesem Schritt das
Wohngeld für die Arbeitslosen
und Sozialhilfeempfänger in
Höhe von 310 Mio. Euro. Die
Weitergabe dieser Einsparungen
verlangen die Landkreise, sonst
können sie das neue Gesetz nicht
vollziehen. Die Beteiligung des
Bundes an den Mehrkosten für
Unterkunft mit 29,1 % sei bei
weitem nicht ausreichend.

Umverteilung im System

Zellner ist der Überzeugung,
dass Hartz IV lediglich eine Um-
verteilung im System bewirkt:
„Hier wird nur vom 1. Arbeits-
markt abgelenkt. Das neue Ge-
setz wird keinen einzigen Ar-
beitsplatz in der freien Wirt-
schaft schaffen.“ Probleme sieht
der Präsident auch im Zusam-
menspiel zwischen der hierar-
chisch organisierten und struktu-
rierten zentralen Bundesagentur
für Arbeit und den eigenverant-
wortlich selbst entscheidenden
Landkreisen.

Karlsruhe soll prüfen

Präsident Zellner bekräftigte
die Absicht der deutschen Land-
kreise, nach In-Kraft-Treten der
Arbeitsmarktreform die Verfas-
sungsmäßigkeit des Hartz IV-Ge-
setzes mit der Kommunalverfas-
sungsbeschwerde zum Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe
prüfen zu lassen: „Schließlich
greift der Bund hier in verfas-
sungsrechtlich unzulässiger Wei-
se in die Zuständigkeit der Län-
der ein und höhlt - wie bei der
Grundsicherung - das kommunale
Selbstverwaltungsrecht aus.“ ?

Brandl veröffentlichte
Lyrikband

Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags,
ist unter die Schriftsteller ge-
gangen. Der Abensberger
Bürgermeister hat einen Ge-
dichtband veröffentlicht und
will mit dem Erlös die Ju-
gend- und Seniorenarbeit sei-
ner Heimatstadt unterstützen.

In dem 144 Seiten starken
Band schreibt der Lyriker
über „Mann und Frau“ sowie
„Zeit und Ewigkeit“. Auch
auf die Ureinwohner des Frei-
staats macht sich Brandl sei-
nen Reim. Zudem gibt das
Stadtoberhaupt den Lesern in
Versform auch noch einen
Einblick in die Politik.      DK
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Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband:

Gewissenhafter Berater der
bayerischen Kommunen 

Direktor Zwick: Die EU mischt mehr und mehr mit  

Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband (BKPV) ist in ei-
ner großen Bandbreite für seine Mitglieder tätig. Beitragszahler
sind die kreisfreien Städte ebenso wie alle Landkreise und Be-
zirke, auch 37 Verwaltungsgemeinschaften. Es ist nicht zu viel
gesagt, dass BKPV-Direktor Wolfram Zwick und sein über 200-
köpfiges Team - darunter an die 150 im Außendienst - landes -
weit am Besten Bescheid wissen über das Soll und Haben der
weiß-blauen Kommunallandschaft. 

Anlässlich der Vorlage des
Geschäftsberichtes 2003 äusser-
te sich Zwick gegenüber der GZ
besorgt über den Wust immer
neuer und komplizierter Rechts-
vorschriften, denen sich die Ver-
antwortlichen in den Rat-häu-
sern und Landratsämtern ausge-
setzt sehen. Wichtig ist sein Vor-
posten im Europabüro von Bay-
erns Kommunen in Brüssel.

vor der Verpflichtung zur Da-
seinsvorsorge halt machen. Das
müsse den Kommunen vorbe-
halten bleiben. 

Immer neue Aufgaben

Beim BKPV weiß man um die
eingeengte finanzielle Situation
von Kommunen im Bayernland.
Bei vielen sei Matthäi am letz-

den. Falsche Eingruppierungen
seien ebenfalls eher die Ausnah-
me. In den letzten Jahrzehnten
musste die Tätigkeit des BKPV
auf eine immer breitere Basis ge-
stellt werden. Beratungen haben
heute einen ähnlichen Stellen-
wert wie die Prüfungsempfeh-
lungen. 

Umfangreiche 
Rechtskenntnisse

Der kürzlich verstorbene Dil-
linger Landrat Dr. Anton Die-
trich stand übrigens als BKPV-
Vorstand mit in der Verantwor-
tung für den Verband, der 2003
u.a. 238 Rechnungs- und Kas-
senprüfungen, 86 Organisations-
und 68 bautechnische Beratun-
gen absolvierte. Die eigene
Haushaltsrechnung hatte ein Vo-
lumen von 22,44 Millionen Eu-
ro, etwa im Verhältnis 3:1 durch
die Beratungsgebühren und die
Mitgliedsbeiträge gedeckt. 

Welch ansehnliches Rundum-
Paragraphenwissen besonders
die Juristen in Landratsämtern
und Rathäusern ungeachtet aller
Nachschlagemöglichkeiten be-
herrschen müssen, lässt der 
BKPV-Jahresbericht beispiels-
weise im Abschnitt „Abwick-
lung von VOB-Verträgen bei In-
solvenzen der Auftragnehmer“
erkennen. Da müssen die Spiel-
regeln des Insolvenzverfahrens
beherrscht werden, der Umgang
mit Ansprüchen Dritter oder der
Materiallieferanten bekannt sein
oder das Kündigungsrecht im
Fall eines Bauvertrages. 

Kaufmännische Grundsätze

Das vertieft sich noch, wenn
eine Kommune Unternehmen
bzw. Betriebe unter ihren Fitti-
chen hat, die nach kaufmänni-
schen Grundsätzen wirtschaften.
Erstmals gelten die Gewinne
derartiger gewerblicher Betriebe
nun als Einkünfte aus Kapital-
vermögen. Grundlage ist das Ge-
setz zur Senkung der Steuersätze
und zur Reform der Unterneh-
mensbesteuerung von 2000.
Wenn ein kommunales Unter-
nehmen also einen erwirtschafte-
ten Gewinn an den Träger, die
Kommune (an den Hoheitsbe-
reich) ausschüttet, ist dieses Un-
ternehmen hinsichtlich der Be-
steuerung einer Kapitalgesell-
schaft gleichgestellt. 

Ein Verfahren, das wohl noch
Rechtsstreitigkeiten auslösen
dürfte. Ähnlich die bereits ge-
richtlich anhängige Frage, ob
Baukostenzuschüsse für Wasser-
leitungen einem ermäßigten
Steuersatz unterliegen. 

„Praxisleitfaden“ 
für Servicegesellschaften

Die kundigen Sachbearbeiter
des BKPV durchleuchten im
2003er Bericht des weiteren den
Status selbständiger Servicege-
sellschaften der Kommunen, de-
nen, ausgegliedert, beispielswei-
se Reinigung, Küche, Wäscherei
usw. für das Krankenhaus
und/oder das Altenheim übertra-
gen worden sind. Derartige Ser-
vice GmbH’s sind dann rechtlich
selbständige Unternehmen, in
der Regel eine Tochtergesell-
schaft des gemeinnützigen Kran-
kenhauses/Altenheimes. Hier
sind eine Fülle von Fragen auf-
geworfen, die der Klärung be-
dürfen, etwa hinsichtlich des Ar-
beitsrechts und zum Betriebs-
übergang. Die Beschäftigung ei-
nes ohne Arbeitserlaubnis über-
lassenen Leiharbeitnehmers
könnte als Ordnungswidrigkeit
mit bis zu 25.000 Euro Geldbus-

Die Kommunen in
Deutschland sind  wieder um
eine Hoffnung ärmer: Entge-
gen vielfacher Versprechun-
gen wurde eine Änderung des
Kinder- und Jugendhilfege-
setzes (SGB VIII) von der
Bundestagsmehrheit abge-
lehnt. 

Drastische Ausgabener-
höhungen für die Kinder-
und Jugendhilfe brachten die
Kommunen in den letzten Jahren in erhebliche
Schwierigkeiten. Die Kosten stiegen von 1992
bis 2002 um 6 Milliarden €, was 41 % ent-
spricht. Ein Drittel des Gesamtausgabenan-

stiegs ist auf Kostenzuwächse bei den öffentli-
chen Ausgaben für Hilfen zur Erziehung und für
junge Volljährige zurückzuführen. Eine zentrale
Rolle spielen dabei die Kosten für die Einglie-
derungshilfe für seelisch Behinderte nach § 35a
SGB VIII. Allein für diesen Bereich stiegen die
Kosten in der Stadt Regensburg von 1998 bis
2003 um 1006 %! 

Erfreulicherweise erkannte die Bayer. Staats-
regierung dieses Problem und brachte in den
Bundesrat einen Gesetzentwurf ein, mit dem
durch kostendämpfende Effekte die Nachhaltig-
keit in der Jugendhilfe gesichert werden sollte.
Insbesondere im Bereich der Hilfen für seelisch
behinderte junge Menschen sollten dadurch ei-
ne ziel- und zweckgerichtete Leistungsge-
währung ermöglicht und weitere Belastungen
der Kommunen vermieden oder zumindest

deutlich eingedämmt werden.
Außerdem sollten bürokrati-
sche Hemmnisse weiter abge-
baut, Länderkompetenzen ge-
stärkt bzw. zurückgeholt so-
wie durch Deregulierung der
Vollzug optimiert werden. Der
Bundesrat hatte diesem Ge-
setzentwurf auch bereits zuge-
stimmt. 

Doch wieder einmal schei-
terte diese sinnvolle Reform
an der rot-grünen Mehrheit
im Deutschen Bundestag. Alle
guten Argumente von Prakti-
kern aus der Jugendhilfe blie-

ben leider ungehört. Die Zusicherungen aus
dem Regierungslager, die Kommunen auf vie-
lerlei Feldern auf der Ausgabenseite zu entla-
sten, erwiesen sich wieder einmal als Schall
und Rauch. 

Damit bleibt es bis auf weiteres bei den
außerordentlich hohen Steigerungsraten der
Jugendhilfeausgaben, die die Kommunen nicht
mehr finanzieren können. Die Jugendämter
bleiben Auffangbecken, Ausfallbürge und
Lückenbüßer für andere Leistungssysteme. Sie
werden zunehmend nicht mehr als Fachbehör-
de und Leistungsträger mit einer charakteristi-
schen diagnostischen und pädagogischen Kom-
petenz gefragt, sondern in erster Linie als Ko-
stenträger. Hinsichtlich der Eingliederungshil-
fe sind sie jedenfalls längst nicht mehr Herr im
eigenen Haus. Die Kommunen als tragende
Säule der Kinder- und Jugendhilfe müssen sich
wohl damit abfinden, dass sie unter der jetzigen
rot-grünen Bundesregierung ihre Steuerungs-
und Handlungsfähigkeit auf diesem Gebiet
nicht zurückgewinnen werden. 

KolumneGZ Gerhard Weber

Keine Enlastung bei der
Kinder- und Jugendhilfe

Deimer zur Altersversorgung der Bürgermeistern: 

Unsachliche 
Diskussion beenden

Für populistisch hält der Vorsitzende des Bayerischen Städte-
tags, Oberbürgermeister Josef Deimer, die in der Süddeut-
schen Zeitung vom 14. Juli 2004 vom Zaun gebrochene Dis-
kussion um die Altersversorgung der Bürgermeister und Ober-
bürgermeister in Bayern. 

Den in diesem Artikel gezoge-
nen Vergleich zwischen dem
Rentenanspruch eines durch-
schnittlichen Arbeitnehmers und
der Pension eines Bürgermei-
sters hält Deimer für unsachlich.
Eher wäre ein Vergleich mit ei-
nem Manager eines mittleren
Wirtschaftsunternehmens am
Platze. Schließlich trägt der Bür-
germeister oder Oberbürgermei-
ster die Verantwortung für ein
Unternehmen, das bei einer
25.000-Einwohner Stadt immer-
hin rund 400 Beschäftigte und
ein Bilanzvolumen von 88 Mil-
lionen Euro aufweist. 

Höhere Managergehälter

Abgesehen davon, dass Mana-
ger von vergleichbaren Wirt-
schaftsunternehmen wesentlich
höhere Gehälter als Kommunal-
politiker beziehen, werden sie in
der Regel mit einem „Goldenen
Handschlag“ verabschiedet, der
weit über den Pensionsan-
sprüchen der Bürgermeister
liegt. Deimer: „In den 60er Jah-
ren betrug das Verhältnis einer
durchschnittlichen Vorstandsver-
gütung in einem daxnotierten

Unternehmen zum Durch-
schnittsverdienst der Arbeitneh-
mer 1:42. Im Jahr 2004 ist dieses
Verhältnis auf 1:240 angestie-
gen. Vielleicht sollte Kollege
Daxenberger sein Augenmerk
auf diese Entwicklung legen“.

Auch die Regelung, dass Bür-
germeister schon nach zwei
Wahlperioden Pension beziehen
können, hält Deimer für gerecht-
fertigt. In der Regel sind Bürger-
meister bzw. Oberbürgermeister,
wenn sie nach 12 Jahren nicht
mehr gewählt werden, zwischen
50 und 60 Jahre alt. Deimer:
„Der Arbeitsmarkt für über 50-
Jährige ist in diesem Lande - wie
jedermann weiß - tot; auch für
ehemalige Kommunalpolitiker“.
Der Städtetag hält es deshalb für
angemessen, wenn Kommunal-
politiker nach „betriebsbeding-
ten“ Kündigungen eine ange-
messene soziale Absicherung be-
kommen. Deimer: „Wenn wir
für den Job eines Bürgermeis-
ters, der im übrigen eine 60-
Stunden-Woche und mehr um-
fasst, gute und engagierte Leute
bekommen wollen, müssen wir
sie auch vernünftig bezahlen und
sozial absichern“. ?

Noch vor zehn Jahren, so Zwick,
habe sich kaum jemand um das
Geschehen in den EU-Etagen
gekümmert. Heute jedoch mi-
sche sich die EU vermehrt in den
kommunalen Betrieb ein. „Wir
müssen rechtzeitig informiert
sein, um Einfluss zu nehmen“.
Der Eifer, öffentliche Aufgaben
zu privatisieren, muss für Zwick

ten. Während Landesregierun-
gen bundesweit einen drasti-
schen Stellen-, d.h. Personalab-
bau beabsichtigen, registrierten
Zwick und seine Leute in Stadt
und Land kaum oder nur gele-
gentlich personelle Überbeset-
zungen, schon wegen immer
neuer Aufgaben, die der Obhut
der Kommunen übertragen wer-

Projekt Fiscus wird noch nicht
beendet - aber abgespeckt

von Klaus Jamin

Wenn Behörden Softwareprojekte koordinieren, steuern und
kontrollieren, dann sollte man hellwach werden. Nicht wegen
des fachlichen Unvermögens, sondern wegen der langen Wege
die viele Einzel-Entscheidungen nehmen müssen.

Das „Föderale integrale standardisierte computerunterstützte
Steuersystem“ (Fiscus-Projekt) hat, wie Eingeweihte wissen, ei-
ne lange Geschichte hinter sich. Die Finanzminister der Länder
vereinbarten 1991 einheitliche Programme für die bundesweit
ungefähr 700 Finanzämter zu entwickeln. Die 120.000 Verwal-
tungsangestellten sollten spätestens ab 2006 mit dieser Software
arbeiten.

Schon in den folgenden Jahren zeigte sich, dass die eigens ge-
gründete Firma FISCUS GmbH heillos überfordert war. Das
merkte (oder ahnte?) der Freistaat Bayern sehr bald und stieg
noch vor dem Start des Projektes aus. Bayern setzte auf EOSS
(Evolutionär orientierte Steuersoftware). Die Basis bilden dabei
vorhandene Programme,  die allerdings  noch z. Teil in Cobol,
einer eigentlich recht ordentlichen aber älteren Programmier-
sprache, geschrieben sind. 

Auch wenn EOSS noch nicht richtig vorwärts gekommen ist,
Geld hat es nicht übermäßig viel gekostet. Das ist bei dem jetzt
in Frage gestellten Fiscus- Projekt anders. Mehrere hundert Mil-
lionen, nach internen Schätzungen bis zu 900 Millionen Euro,
wurden in den letzen Jahren in das Projekt gesteckt, allerdings
ohne sichtbaren Erfolg. „Schlampige Planung, fehlende Steue-
rung und Erfolgskontrolle, zu wenige oder inkompetente Mitar-
beiter, unflexible Insellösungen sowie unausgereifte oder über-
frachtete Konzepte sind nur einige der Punkte, die es zu bemän-
geln gilt“, sagte Bundesrechnungshof-Präsident Dieter Engels.
Derzeit werden alle großen IT-Vorhaben des Bundes geprüft. Er
gehe davon aus, dass bei jedem mindestens einer dieser Mängel
gefunden werde, so Engels. 

Als im Mai 2004 die Rechnungsprüfer von Nordrhein-Westfa-
len und Schleswig-Holstein ebenfalls wegen organisatorischer
Defizite Alarm schlugen, wurde eine Sondersitzung für den 9. Ju-
li festgelegt und über das weitere Schicksal dieser Behördenka-
tastrophe entschieden. Bund und Länder werden ihr Software-
Projekt Fiscus für die Finanzverwaltung deutlich abspecken,
aber voraussichtlich nicht einstellen. 

„Fiscus muss neu ausgerichtet und deutlich reduziert wer-
den“, sagte Schleswig-Holsteins Finanzstaatssekretär Uwe
Döring der ‘Financial Times Deutschland’.  

Auch wenn laut einer Untersuchung des Münchner Ifo-Insti-
tuts der öffentlichen Hand jährlich 17,6 Milliarden Euro Um-
satzsteuer entgehen, derartige Projekte schüren das Misstrauen
der Bevölkerung am Fiskus. Um so richtiger ist die bayerische
Entscheidung auf Bewährtem aufzubauen. ?

se geahndet werden. Hier rät der
BKPV zu einem klärenden Ge-
spräch mit dem zuständigen
Landesarbeitsamt Nürnberg. 

In einem umfangreichen „Pra-
xisleitfaden für die Gründung
derartiger Servicegesellschaf-
ten“ macht der Prüfungsverband
u.a. darauf aufmerksam, dass die
Beteiligung eines gemeinnützi-
gen Krankenhauses/Altenheimes
an einer nicht gemeinnützigen
Service GmbH dem nicht steuer-
pflichtigen Bereich der Vermö-
gensverwaltung zuzuordnen ist.
Aber die Gründung einer Servi-
cegesellschaft könne für das
Krankenhaus/Altenheim die Ver-
pflichtung zur Erstellung eines
Konzernabschlusses auslösen. 

Kaum Beanstandungen

Die 2003 erfolgten Prüfungen
der Jahresabschlüsse von 79 Ver-
sorgungsbetrieben (Strom, Was-
ser, Fernwärme, Gas, z.T. im
Verbund mit Nahverkehrsbetrie-
ben, Schwimmbädern und Park-
häusern) ergaben keine so we-
sentlichen Beanstandungen, dass
der Bestätigungsvermerk hätte
eingeschränkt werden müssen.
Bei einem Betrieb wurde ledig-
lich eine „nicht zeitgerechte
Buchführung“ kritisiert. Drei
Betriebe erwirtschafteten zu ho-
he Verluste oder hatten eine un-
zureichende Eigenkapitalausstat-
tung. 2003 wurden insgesamt
156 Krankenhäuser und 43 Al-
tenheime und andere Einrichtun-
gen so unter die Lupe genom-
men. Die erwähnten Beratungen
sorgten ebenfalls für vollen Ar-
beitseinsatz. 

Privat machts billiger 

In den abschließenden Prü-
fungsempfehlungen wird häufig
eine Abwägung angeraten, ob an-
fallende Arbeiten nicht kosten-
günstiger durch Privatisierung,
erledigt werden können. Offen-
kundig müssen vielerorts noch
Denkanstöße dazu gegeben wer-
den. Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung heißt das Stichwort. So ließe
sich aus der Sicht der BKPV-Prü-
fer die Reinigungshäufigkeit da
und dort reduzieren. Eine Ver-
gleichsberechnung des Prüfungs-
verbandes dürfte den Kommu-

nen hier behilflich sein. Dass die
Staatsregierung die private Ge-
bäudereinigung zur kostengünsti-
geren Variante erklärt hat, wird
herausgestellt. 

Ressourcen schonen

Ausführlich beschäftigt sich
der Geschäftsbericht 2003 mit
dem „Einsatz des Schulhausmei-
sters“. Der sei als Bediensteter
des Schulträgers für die optima-
le Betreuung des Objektes ver-
antwortlich, erst in zweiter Linie
für den Schulleiter da. Zum spar-

samen Umgang mit Strom, Öl,
Wasser usw. sollten alle, Schüler,
Lehrer, Hausmeister u.a., aufge-
rufen werden. An bestimmten
Stichtagen sollte der Verbrauch
dokumentiert, nach einem Jahr
die erzielte Einsparung gemes-
sen werden. Das ersparte Geld
könnte der Schule zur eigenen
Verwendung überlassen werden.
Heute werde mit diesen Ressour-
cen noch zu sorglos umgegan-
gen. Im Bericht heißt es: „Die
Diskussion zur Privatisierung ...
ist bei weitem noch nicht abge-
schlossen. mhb



ENERGIEVERSORGUNG . ENERGIESPARMAßNAHMEN4 GZ22. 07. 2004

E.ON Bayern ist ein Stück Bayern
Energiedienstleister für über zwei Millionen Kunden

Über 2,1 Millionen Kunden schenken der E.ON Bayern AG aus
Regensburg ihr Vertrauen und können sich jederzeit auf erst-
klassigen Service, höchste Versorgungssicherheit und innovati-
ve Energielösungen verlassen. Zur Kundenstruktur des Unter-
nehmens zählen 1,6 Millionen Privatkunden, 800 Topp- und
Großkunden, 400.000 Geschäftskunden, 135 Weiterverteiler
und 1 220 Kommunen. 

E.ON Bayern ist mit einem
Vertriebsgebiet von rund 50.000
Quadratkilometern der bundes-
weit größte Regionalversorger.
3.500 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die in einer dezentralen
Struktur in ganz Bayern zu fin-
den sind, stehen für die Betreu-
ung und Beratung der Kunden
zur Verfügung. Wenn es darauf
ankommt, auch rund um die Uhr.
Mit einer Auszubildendenquote
von rund neun Prozent liegt
E.ON Bayern deutlich über dem
Durchschnitt.

Strom aus Wasser, Wind, Son-

ne, Biomasse und Biogas steht
bei E.ON Bayern hoch im Kurs.
Im Netz von E.ON Bayern
fließen rund 20 Prozent Strom
aus regenerativen Energien. Dies
ist im Wesentlichen auf die hei-
mische Wasserkraft zurückzu-
führen. Als Eigentümer oder
Mitgesellschafter dezentraler
Energieanlagen erzeugt E.ON
Bayern neben Wärme auch über
eine Milliarde Kilowattstunden
Strom. Das Spektrum reicht von
Gasturbinen über Blockheiz-
kraftwerke und Deponiegasnut-
zungsanlagen bis hin zur Photo-

voltaik. Zudem hat das Unter-
nehmen als kompetenter Partner
bei der Realisierung von mehr
als 10.000 Wärmepumpenhei-
zungen, über 1.000 Photovol-
taikanlagen und rund 100 Bio-
masse- und Biogasanlagen mit-
geholfen. Das Motto: Umwelt-
schonende Energie aus der Re-
gion für die Region.

Mehrere Dienstleistungen

E.ON Bayern macht bei der
Stromversorgung nicht Halt. Die
Devise lautet: Ein Partner, meh-
rere Dienstleistungen. Deshalb
werden die Aktivitäten auf dem
Erdgassektor kontinuierlich aus-
gebaut, damit den Kunden Strom
und Gas aus einer Hand geboten
werden kann. Im Wärmemarkt
hat das Unternehmen ebenfalls

eine starke Position. Für Privat-
haushalte wird der umwelt-
freundliche Einsatz der Wärme-
pumpe forciert, Industriebetrie-
ben und Kommunen wird die
Planung und der Bau dezentraler
Energieanlagen angeboten.

Modernste Technik

Mit dem Einsatz modernster
Technik und sorgfältiger War-
tung schützt E.ON Bayern das
Verteilungsnetz von 167 000 Ki-
lometern auf der Nieder- und
Mittelspannungsebene soweit
wie möglich vor Störungen.
Erstmals in Deutschland werden
Arbeiten an 20.000-Volt-Freilei-
tungen durchgeführt, ohne den
Strom abzuschalten. Für die
Kunden bedeutet diese neue
Technologie das Ende unerfreu-
licher und zum Teil kostspieliger
Unterbrechungen. Ein Spezial-
fahrzeug mit Hebebühne, isolie-
rende Materialien und ein eigens
ausgebildetes, hoch qualifizier-

Die Verkabelung der Mittelspannungsfreileitungen ist heuer ein
besonderer Schwerpunkt des Bauprogramms von E.ON Bay-
ern. Daneben wird durch der Erneuerung älterer Ortsnetz-
Freileitungen sowie Modernisierung und Erweiterung der netz-
technischen Infrastruktur auf der 20 kV-Ebene das Leitungs-
netz auf den neuesten Stand der Technik gebracht. Unser Bild
entstand an der Strecke zwischen Leinach und Billingshausen. 

tes Team schaffen einen neuen
Maßstab bei Wartung und Repa-
ratur der Netze.

Bayerisches 
Traditionsunternehmen

Engagement für Bayern steht
hinter der Förderung von Ju-
gend, Sport, Sozialem und Kul-
tur. Als bayerisches Traditions-
unternehmen ist sich die E.ON
Bayern AG ihrer gesellschaftli-
chen Verantwortung bewusst.
E.ON Bayern steht für Kraft und
Energie, für Innovation und
Fortschritt, für Partnerschaft und
Kundennähe. ?

Hauptsponsor 
der BR-Radltour

Stromkönig mit B5 aktuell 
und Nordic Walking

Seit zehn Jahren ist E.ON
Bayern Partner der BR-Radltour
und zum achten Mal Hauptspon-
sor dieses populären „mobilen
Volksfestes“ des Bayerischen
Rundfunks. Als sportbegeistertes
Unternehmen fördert E.ON Bay-
ern gezielt und nachhaltig den
Breitensport und setzt dabei be-
wusst auf Veranstaltungen, zu
denen jeder Zugang hat und die
auch für Familien geeignet sind.

Hauptpreis Fertighaus

Als Unternehmen aus der Re-
gion ist E.ON Bayern für die
Freizeitsportler in der Region ak-
tiv. Die Sponsoringaktivität von
E.ON Bayern bei der BR-Radl-
tour ist auch Bestandteil der Er-
lebnistour „Entdecken Sie Bay-
ern“ mit der das Unternehmen
heuer seine Kunden an mehr als
100 Orte in Bayern einlädt. An
allen Stationen, so auch täglich
während der Radltour im Ener-
giemobil, gibt es einen Stempel
auf die Gewinnkarte zu diesem
„Bayernspiel“. Als Hauptpreis
winkt ein Fertighaus.

Jeder kann dabei sein

Nach der Zielankunft demon-
striert an den Etappenorten
Schliersee, Abensberg und Lich-
tenfels Olympia-Silbermedail-
lengewinner und ARD-Langlauf-
experte Peter Schlickenrieder am
E.ON Bayern-Energie-Mobil ge-
meinsam mit prominenten Gä-
sten, wie Nordic Walking, der
Fitnesstrend aus Skandinavien,
funktioniert. Ganz egal ob Rad-
ler oder Zuschauer - jeder kann
vor Ort dabei sein und sich von
Peter Schlickenrieder alles Wis-
senswerte über Nordic Walking
zeigen lassen. Darüber hinaus
gibt es noch ein besonderes
Schmankerl: Der Etappenort, der
die meisten Nordic Walker mo-
bilisiert, erhält 5.000 Euro für
die Sportförderung.

Zusätzlich wird jeden Abend
bei E.ON Bayern auf der Bühne
des Energie-Mobils der Strom-
könig mit B5 aktuell gesucht.
Zuschauer treten in einem Quiz
mit Fragen zu Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft gegeneinander
an - der Gewinner erhält ein Jahr
Strom von E.ON Bayern zum
Nulltarif. ?
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Durch den Zubau von Anlagen konnte in Bayern im ersten
Halbjahr 2004 rund 16 Prozent mehr Strom aus Biomasse als
im Vergleichszeitraum 2003 erzeugt werden, meldet der Ver-
band der Bayerischen Elektrizitätswirtschaft, VBEW. Die er-
höhte Förderung der Biomasse durch das nunmehr verab-
schiedete Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wird voraus-
sichtlich zu einem Ausbau dieses Energieträgers führen. 

Ursache des starken Zuwachses an Biomasse-Strom ist vor al-
lem der Bau von zwei Heizkraftwerken in Zolling und Neufahrn
mit insgesamt 25 MW Leistung. In beiden Werken können
durch die Verbrennung von Altholz zusammen rund 160.000
Tonnen Kohlendioxid jährlich eingespart werden. Die CO2-Ver-
meidungskosten pro Tonne liegen bei Biomasse-Anlagen zwi-
schen 60 und 250 Euro. Die Biomasse steht, ebenso wie die
Wasserkraft, dauerhaft und planbar zu Verfügung und leistet so-
mit - im Gegensatz zu Wind und Sonne - einen wichtigen Bei-
trag zur Versorgungssicherheit. Der VBEW bedauert, dass es
mit der Novellierung des EEG nicht gelungen ist, die vom Ver-
braucher zu zahlenden Fördermittel umwelt- und energiepoli-
tisch effizient einzusetzen. Dies gelte insbesondere für die Pho-
tovoltaik mit ihren im Vergleich zu Biomasse, Wind und Was-
ser sehr hohen CO2-Vermeidungskosten. Sie liegen bei der Pho-
tovoltaik, je nach Anlage, zwischen 2.500 bis 5.000 Euro pro
Tonne. Darüber hinaus würden Fördergelder in Milliardenhöhe
für Jahrzehnte festgeschrieben. „Dies ist für die Volkswirtschaft
eine immense Last“ heißt es in einer Pressemitteilung. ?

Mehr Strom aus Biomasse
VBEW fordert effiziente Förderung Erneuerbare Energien

Stoiber eröffnete neue Neutronenquelle in Garching:

„Der FRM-II ist eine 
High-Tech-Jobmaschine“

Goppel: „Klares Signal an unsere Nachwuchswissenschaftler“
„Mit dem FRM-II machen wir in Deutschland genau das vor,
was wir brauchen: Besser zu sein als alle anderen. Wichtigste
Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg ist, dass wir besser
sind als unsere billigeren Konkurrenten. Garching wird für völ-
lig neue Produkte und für ein neues ‚Made in Germany’ stehen.
Wir schaffen in Garching nicht nur die modernste Neutronen -
quelle der Welt. Durch die Vernetzung von Spitzenforschung,
Wirtschaft, Existenzgründerzentren und Risikokapitalgeber zu
einem sogenannten Cluster geben wir auch wichtige Impulse für
die Ansiedlung von High-Tech-Unternehmen mit zukunftsfähi-
gen Arbeitsplätzen“, erklärte Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber anlässlich der Eröffnung des Forschungsreaktors FRM-
II in Garching. 

Schon jetzt wollten weltweit
operierende Hersteller von
Hochleistungshalbleitern in Gar-
ching produzieren. Firmen, die
den FRM II als Multifunktions-
instrument der Forschung und
der Anwendung nutzen, gingen
nicht in Billiglohnländer. Stoi-
ber: „Damit zeigen wir, dass wir
zukunftsfähige Arbeitsplätze in
Deutschland erhalten können,
wenn wir innovativ sind und mit
technischem Know-how voraus-
gehen.“ 

Wurzeln des Wohlstands

Forschung, Wissenschaft und
Technik seien die Wurzeln des
Wohlstandes. Die Förderung von
Zukunftstechnologien werde
sich auszahlen. Stoiber: „Da wir
auch in Zukunft nicht billiger
sein können als unsere Konkur-
renten in Osteuropa oder Asien,
müssen wir uns mit innovativen
und hochwertigen Produkten ei-
ne Spitzenstellung im Markt si-
chern.“ Er betonte auch die Be-

deutung des Forschungsreaktor
für den Forschungsstandort
Deutschland: „Der FRM-II ist
eine klare Botschaft an die For-
schungs- und Wissenschaftselite
weltweit: In Deutschland ist
Spitzenforschung möglich. Wir

sind auf dem Gebiet der Neutro-
nenforschung Weltspitze und
bieten optimale Forschungsbe-
dingungen für Wissenschaft und
Unternehmen der Spitzenklasse“,
erklärte der Ministerpräsident. Zu
viele hervorragende deutsche
Wissenschaftler wanderten in an-
dere Länder ab. 

Eckstein 
bayerischer Elitebildung

Mit diesen exzellenten Köpfen
verliere Deutschland kostbarstes
Know-How und potentielle Lei-
stungsträger. Diesen Verlust an
Innovations- und Wachstums-
kraft könne man sich auf Dauer
nicht leisten. Deutschland muss

wieder ein attraktiver Standort
für Eliten werden. „Nur durch
‚Leuchttürme’ der Innovation
wie den FRM-II können wir den
Wettbewerb um Spitzenforscher
und Innovationen für uns ent-
scheiden. Mit ihm spielen wir in
der Champions League der inter-
nationalen Hochleistungsquel-
len.“ Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel ergänzte: „For-
schungsbedingungen wie sie der
FRM II bietet, setzen uns in die
Lage, junge, hoch qualifizierte
Nachwuchswissenschaftler in
Deutschland zu halten und uns
gegenüber der internationalen
Konkurrenz um die besten Köp-
fe zu behaupten. Der FRM II ist
damit ein Eckstein bayerischer
Elitebildung in vielen Wissen-
schaftsbereichen. Der FRM II ist
zudem ein klares Signal an unse-
re Nachwuchswissenschaftler.
Wir rechnen damit, dass der
FRM II im Endausbau etwa 100
vor allem junge Wissenschaftler
beschäftigen wird. Dazu kom-
men 700 bis 900 Gastwissen-
schaftler pro Jahr.“

Interdisziplinäres 
Forschungsinstrument

Der FMR-II erzeugt mittels
hochangereichertem Uran Neu-
tronenstrahlen mit höchster In-
tensität und ist damit ein erst-
klassiges interdisziplinäres For-
schungsinstrument sowohl für
die Wissenschaft als auch für die
Wirtschaft. Durch die einzigarti-
ge Qualität der Forschungsneu-
tronenquelle sind völlig neuarti-
ge Untersuchungen auf dem Ge-
biet der Materialforschung sowie
der medizinischen und industri-
ellen Anwendung möglich. So
können Neutronen beispielswei-
se völlig zerstörungsfrei das In-
nere von Werkstoffen sichtbar
machen. Das dient etwa dem
Nachweis von Korrosionspro-

dukten, Rissbildungen und Ma-
terialbeschaffenheiten z.B. an
Schiene und Trägern. Zudem
können aber auch komplexe Ma-
schinen, wie etwa ganze Moto-
ren, während des Betriebs durch-
leuchtet werden. Das eröffnet
der Automobilindustrie neue
Möglichkeiten. Ein wichtiges
Arbeitsgebiet wird außerdem die
Bestrahlung von oberflächenna-
hen Tumoren mit schnellen Neu-
tronen im Rahmen der Krebsthe-
rapie sein. Pro Woche können
gut 100 Patienten behandelt wer-
den. Stoiber: „Allein diese Bei-
spiele machen schon die breite
Palette der Forschungs- und An-
wendungsfelder des Forschungs-
reaktors deutlich. Man kann mit

Fug und Recht sagen: Der FRM-
II setzt mit seinen experimentel-
len Einrichtungen weltweit neue
Maßstäbe.“

Die Gesamtkosten von rund
435 Millionen Euro wertet Stoi-
ber als hervorragende Investition
in die Zukunft unseres Landes.
Der Freistaat ging bei der Finan-
zierung mit etwa 80 Prozent in
Vorleistung. „Mit unserem stra-
tegischen Dreischritt aus Sparen,
Reformieren und Investieren le-
gen wir jetzt die Grundlage
dafür, dass Bayern auch in fünf
und zehn Jahren seinen Vor-
sprung in Bildung, Forschung
und Innovation bewahren und
weiter ausbauen kann“, so der
Ministerpräsident. ?Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber.             Foto: GZ-Archiv
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Neues Geothermie-Projekt für ‘Klimafreundliches Bayern’:

Bayern setzt auf Erdwärme
Bayern setzt verstärkt auf eine landesweite Nutzung der Erd-
wärme als umwelt- und klimafreundliche Energiequelle, be-
tonte Bayerns Umweltminister Werner Schnappauf in Mün-
chen anlässlich des Baubeginns beim Reichertshausener Geo-
thermie-Pilotprojekt. 

Schnappauf: „Die Nutzung
der Erdwärme anstelle her-
kömmlicher Ölheizungen senkt
den Ausstoß des klimaschädli-
chen CO2 um bis zu 80 Prozent.
Jetzt gilt es, Bauherren und Pla-
ner auf dieses Einspar-Potenzial
aufmerksam zu machen.“ Nach
den Worten des Ministers hat der
Freistaat hierzu die landesweite
Initiative ‘Klimafreundliches
Bayern’ gestartet, die neben dem
Reichertshausener Vorzeigepro-
jekt mit einer neu erstellten In-
formationsbroschüre für eine op-
timale Erdwärme-Nutzung im
Bereich der Altbausanierung
wirbt. „Erdwärme nützen heißt
Klima schützen“, so Schnapp-
auf. 

Informationsbroschüre

In der gemeinsam vom bayeri-
schen Umwelt- und Wirtschafts-
ministerium herausgegebenen

Informationsbroschüre „Ober-
flächennahe Geothermie“ wer-
den die Möglichkeiten der ober-
flächennahen Erdwärme-Nut-
zung näher erläutert. Schnapp-
auf: „Von den technischen Lö-
sungen wie Erdwärmekollektor,
Erdwärmesonde oder Grund-
wasser-Wärmepumpe über Ge-
nehmigungsabläufe bis hin zu
Fördermöglichkeiten erhalten
Bauherren, Planer und Fach-
handwerker für Ein- und Mehr-
familienhäuser fundierte Hilfe-
stellungen.“ Laut Ausführungen
des Ministers sinken durch die
Nutzung der oberflächennahen
Geothermie nicht nur die Emis-
sionen an klimaschädlichem
CO2, sondern auch die Betriebs-
und Heizkosten beträchtlich, so
beispielsweise beim Reicherts-
hausener Demonstrationsvorha-
ben um die Hälfte.

Energetische Sanierung

Hier erfolgt erstmalig die 
energetische Sanierung eines
größeren Gebäudekomplexes
mit einer Wärmepumpen-Heiz-
anlage. Die Ölkesselheizung der
1969 erbauten Reichertshause-
ner Grund- und Teilhauptschule

wird dabei durch eine Hochtem-
peratur-Wärmepumpenheizung
ersetzt. Darüber hinaus wird im
Neubau der benachbarten Ge-
meindebücherei eine zweite
Wärmepumpenheizung instal-
liert. Schnappauf: „Reicherts-
hausen demonstriert erfolgreich
das große Potenzial, das die 
Geothermie für sanierungsbe-
dürftige Altbauten bereit hält.“

Bodenschonende Methode

Darüber hinaus, so der Minis-
ter weiter, kommt in Reicherts-
hausen die besonders boden-
schonende Methode des „Ein-
pflügens“ der insgesamt 9 Kilo-
meter an Absorberrohren in eine
Tiefe von 1,1 Metern zur An-
wendung. Diese Technik ver-
meidet großflächige Bodenab-
tragungen und Erdbewegungen.
Schnappauf: „Sämtliche Erdar-
beiten und die Installation der
modernen Wärmepumpenhei-
zungen werden bis zum Ende
der Sommerferien fertiggestellt,
so dass mit Schulbeginn den
Schülern eine moderne, umwelt-
schonende Heizanlage zur Ver-
fügung stehen wird.“

Die Informationsbroschüre
„Oberflächennahe Geothermie“
ist vom Umweltministerium er-
hältlich: Rosenkavalierplatz 2,
81925 München oder poststel-
le@stmugv.bayern.de. ?

Bund darf Ländervotum nicht ignorieren
Wiesheu: Initiative für billigeres Tanken im Grenzland im Bundesrat erfolgreich

Die Länder fordern die Bundesregierung auf,
in den deutschen Grenzregionen für billige-
ren Sprit zu sorgen. Der Bundesrat hat hierzu
einer bayerischen Initiative zugestimmt. Das
Votum zeige aus Sicht von Bayerns Wirt-
schaftsminister Otto Wiesheu, dass der Schuh
fast überall in Deutschland drücke und etwas
unternommen werden müsse. 

„In allen Grenzgebieten Deutschlands gras-
siert der Tanktourismus. Er reisst Löcher im
Haushalt des Bundesfinanzministers, ist volks-
wirtschaftlich unsinnig und gefährdet bei uns
Unternehmerexistenzen und Arbeitsplätze“, be-
tonte Wiesheu. „Die Bundesregierung, die uns
die Suppe durch ihre Ökosteuerstufen einge-
brockt hat, muss jetzt endlich tätig werden und
bei der EU ein umsetzbares Konzept einbringen,
mit dem das Ganze eingedämmt werden kann!“
forderte der Minister. 

Zur Eindämmung des Tanktourismus kann
sich der bayerische Wirtschaftsminister eine Re-
gelung ähnlich einem bereits in Italien erfolg-
reich praktizierten Modell vorstellen. In den dor-
tigen Grenzregionen zur Schweiz und zu Slowe-
nien erhalten Privatpersonen für ihre in der Re-
gion zugelassenen Fahrzeuge einen Nachlass auf
die Mineralölsteuer, der nach Entfernung zur
Grenze gestaffelt ist. Laut Wiesheu würde auch
in Bayern und anderen betroffenen Regionen
Deutschlands eine solche Regelung Tankfahrten
in das Nachbarland, die noch dazu umweltschä-
digend sind, überflüssig machen. „Es ist grob
fahrlässig, dass Rot-Grün hier aus Bequemlich-

keit oder Sturheit bisher nichts unternommen
hat“, machte Wiesheu deutlich. Deshalb habe
Bayern im Bundesrat die Initiative ergriffen.

Tanken mit Dieselkraftstoff ist derzeit in allen
Nachbarländern billiger als in Deutschland.
Auch beim Benzin sind lediglich die Niederlan-
de geringfügig teurer. Die Tankstellenbetreiber
im Grenzland klagen aufgrund des Mineralöl-
steuergefälles deshalb über Absatzeinbrüche von
bis zu 80 Prozent. Die Bundesregierung schätzt
die Absatzverluste an den deutschen Tankstellen
auf mehr als drei Prozent des gesamten Kraft-
stoffabsatzes. Dadurch entstehen nach Ansicht
von Experten Steuerausfälle von weit über einer
Milliarde Euro pro Jahr. Allein in Österreich be-
trugen die Steuermehreinnahmen durch den
Tanktourismus im letzten Jahr über eine halbe
Milliarde Euro. In der Regel beschränkt sich der
Kaufkraftabfluss nicht nur auf den Sprit. Meist
wird er mit dem Kauf weiterer billigerer Waren
wie zum Beispiel Zigaretten verbunden.

Die rot-grüne Bundesregierung hatte durch
die im Jahr 1999 eingeführte und seither in vier
Stufen erhöhte Ökosteuer den Preis für Benzin
und Diesel um rund 18 Cents pro Liter in die
Höhe getrieben. Vor über einem Jahr hatte Bun-
deswirtschaftsminister Wolfgang Clement beim
Politischen Aschermittwoch in Vilshofen nach
massiven Beschwerden der mittelständischen
Tankstellenbetreibern eine Spezialregelung in
Aussicht gestellt. Später jedoch vollzog die Bun-
desregierung wieder eine Kehrtwendung und
versagte der Branche die ihre Unterstützung.   ?

Soeben erschien die erste
Ausgabe des neuen LEW-
Magazins easy living. Es
löst die erfolgreiche gleich -
namige LEW-Kundenzei-
tung ab.

Das neue easy living-Ma-
gazin entspricht noch stärker
der regionalen und kundenna-
hen Ausrichtung von Baye-
risch-Schwabens größtem
Energieversorger. Es ist in ei-
nen Mantel- und einen Regio-
nalteil gegliedert. Das neue
Konzept geht auf den verän-
derten Informationsbedarf
der LEW-Kunden ein, der in
verschiedenen externen und
internen Untersuchungen er-
mittelt wurde.

Mehr als 380.000 Haus-
haltskunden erhalten sechs
Mal pro Jahr das easy living-
Magazin. Es ist ein Gemein-
schaftsprojekt der RWE
Energy AG, der LEW und
drei weiterer RWE-Regional-
gesellschaften. Verlegerisch
betreut wird das Magazin von
dem Hamburger Verlag Hoff-
mann und Campe.                 ?

Neues LEW-
Kundenmagazin

Lechwerke und AGCO: 

Gemeinsames Contracting-Projekt
Am 1. Juli 2004 ging die neue Druckluftanlage bei AGCO in As-
bach-Bäumenheim offiziell in Betrieb. Die Anlage ist das erste
gemeinsame Contracting-Projekt der Lechwerke (LEW) mit
dem amerikanischen Konzern AGCO, einem der führenden
Hersteller und Anbieter von Traktoren und Landmaschinen. 

Die Lechwerke haben die
Anlage in Zusammenarbeit mit 
AGCO geplant, gebaut und
übernehmen den Betrieb sowie
die Finanzierung. LEW bietet
Unternehmen nicht nur Strom,
sondern ist auch Anbieter ener-
gienaher Dienstleistungen, wie
zum Beispiel dieser Komplett-
Lösung einer Druckluftanlage. 

Dienstleister übernehmen
die Versorgung

Bei Contracting-Verträgen
übernehmen Energiedienstleis-
ter die Versorgung beispiels -
weise mit Strom, Wärme oder
Druckluft eines Kunden. Zu

den Dienstleistungen kann
ebenfalls die Planung, der Bau
und die Finanzierung entspre-
chender Anlagen zählen. 

Druckluft als Nutzenergie

Druckluft ist neben Strom die
wichtigste Nutzenergie in Un-
ternehmen. Die Erzeugung von
Druckluft ist energieintensiv
und damit kostenintensiv. Rund
neun Prozent des industriellen
Strombedarfs wird zur Druck-
lufterzeugung verwendet. Der
Stromverbrauch für die Erzeu-
gung von Druckluft beträgt in
Deutschland rund 14 Terrawatt-
stunden (TWh). ?

Öko-Strom für über 430 Haushalte
Im Flusskraftwerk Hammer (FKW) wurde jüngst die general-
überholte Turbine 2 mit einem neuen Generator in Betrieb ge-
nommen. Werner Juling, Vorstandsmitglied der N-ERGIE Ak-
tiengesellschaft, stellte die neue Energieerzeugungsanlage in der
idyllischen Gegend entlang der Pegnitz vor. 

Das FKW Hammer produziert
jährlich rund 1,4 Millionen Kilo-
wattstunden Strom. Damit kön-
nen über 430 Drei-Personen-
Haushalte ein ganzes Jahr mit er-

neuerbarer Energie versorgt wer-
den. Für die Modernisierung gab
der Energieversorger rund
89.000 Euro aus - eine langfristi-
ge Investition für die nächsten 30
Jahre in eine umweltfreundliche
Stromproduktion.

Die Stromerzeugung in Ham -
mer begann im Jahre 1894 mit-
tels einer Jonval-Turbine mit
Einphasengenerator. Die Stau-
haltung erfolgte über ein schräg
im Fluss liegendes Streichwehr.
Im Jahr 1980 ersetzte man es
durch ein neues, vollautomatisch
arbeitendes Wehr. Um den Was-
serspiegel des Oberwassers auf
dem vorgegebenen Stand von
305,81 Meter über Meereshöhe
einzuhalten, reguliert sich die
Wehranlage bis zu einem Ab-
fluss von 29.500 Liter Wasser
selbst. Bei noch höherem Was-
seranfall müssen zusätzlich die
beiden Flussschütze gezogen
werden. 

Die aus dem Jahr 1922 stam -
mende Turbine 2 - die erste Revi-
sion erfolgte ebenfalls 1980 -
wurde generalüberholt und das
80 Jahre alte Laufrad strömungs-
technisch angepasst. Damit wird
die Wasserkraft der Pegnitz bes-
ser ausgenutzt. Der neue Genera-
tor und eine neue elektronische
Steuerungsanlage komplettieren
die Gesamtmodernisierung.

Um eine Turbine mit Wasser-
kraft antreiben zu können,
benötigt man einen Höhenunter-
schied zwischen Oberwasser
(vor dem Wehr) und Unterwas-
ser (nach dem Wehr). In Ham-
mer beträgt der Unterschied zwi-

schen 2,80 und 3,00 Höhenme-
ter. Jede der beiden Turbinen in
Hammer hat ein „Schluckver-
mögen“ von 6.500 Liter/Sekun-
de, d.h., pro Sekunde fließen
13.000 Liter Wasser durch die
Turbinenschaufeln und treiben
die beiden Generatoren an. 

Wasserkraft als 
erneuerbare Energie 
in Bayern führend

Die erneuerbaren Energien in-
klusive Wasserkraft deckten
2003 rund 18 Prozent des Strom-
verbrauchs in Bayern ab. 17 Pro-
zent macht allerdings allein die
Wasserkraft mit rund 12.000
Millionen kW/h Strom aus, was
eine Steigerung zum Vorjahr um
3,8 Prozent bedeutet. Bundes-
weit wurden laut dem Verband
der Elektrizitätswirtschaft e.V.
(VDEW) 2002 rund 24.000 Mil-
lionen kWh Strom mit Wasser-
kraft produziert. 

„Im Netzgebiet der N-ERGIE
sind die Energieträger aus er-
neuerbaren Energien breiter ge-
streut. So leisten die Wasser-
kraft 47,0 Prozent, die Biomas-
se 26,5 Prozent, die Windkraft
18,9 Prozent, das Deponiegas
4,1 Prozent und die Photovol-
taik 3,5 Prozent“ sagt N-ER-
GIE Vorstandsmitglied Werner
Juling. 2003 produzierten die
Wasserkraftwerke im Netzge-
biet der N-ERGIE allerdings 16
Prozent weniger Strom als im
Jahr davor, obwohl die Anzahl
der Anlagen von 140 auf 143
anstieg. Der Rückgang der Ein-
speisemenge ist auf den trocke-
nen, heißen Sommer zurückzu-
führen, der dazu führte, dass die
Flüsse und Bäche weniger Was-
ser führten. ?

Fast 90.000 Euro investierte man in die Sanierung des Flusskraftwerks Hammer. ?
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Feierliche Einweihung der
Erdgasversorgung in Dießen

ESB errichtete Hochdruckleitung / Kostenpunkt: 1,5 Mio. Euro
Ende Juni wurde in Dießen am Ammersee die offizielle Inbe-
triebnahme der Erdgasversorgung mit dem Fest der „Ersten
Flamme“ gefeiert. Damit wurde abgeschlossen, was im Dezem-
ber 1998 mit der Unterzeichnung des Konzessionsvertrages auf
dem Papier und im November 2000 real mit der Verlegung der
ersten Erdgasleitungen begann. 

Zum Anschluß der Gemeinde
Dießen am Ammersee an das
Erdgasnetz der Erdgas Südbay-
ern GmbH (ESB) errichtete das
Unternehmen mit einer Investi-
tionssumme von ca. 1,5 Millio-
nen Euro eine Erdgas-Hoch-
druckleitung. Die Leitung ver-
läuft von Vorderfischen bis Ai-
denried und von dort durch den
Ammersee nach Lachen/St. Al-
ban in Dießen. 

Verlegung durch den See

Die Absenkung der Erdgas-
hochdruckleitung in den Am-
mersee ist Voraussetzung für die
Versorgung von Dießen und dem
gesamten westlichen Ammersee-
bereich mit Erdgas. Die Verle-
gung durch den Ammersee wur-
de abschnittsweise vorgenom-
men: Fertigung an Land im
Dießener Ortsteil Lachen/St. Al-
ban, Verschweißung am Ufer
und dann schwimmende Ein-
führung in den See, bis zum
Ostufer. Die Erdgas-Hochdruck-
leitung wurde über eine Länge
von 3,85 km auf dem See in
nordwestlicher Richtung vorge-
streckt und anschließend kom-
plett auf den Gewässergrund ab-
gesenkt. Im Dießener Ortsteil
Lachen/St. Alban endet die Lei-
tung an einer Reglerstation zur
anschließenden Einspeisung ins
Ortsnetz. Die gesamte Leitungs-
länge beträgt ca. 6,5 km. Zusätz-
lich sind ca. 13 km Ortsnetzlei-
tung geplant und ca. 5 km Lei-
tung sind bereits verlegt. Die
Einbringung der Seeleitung er-
folgte bis Mitte November 2003.

Saubere Umweltbilanz

Die Erdgashochdruckleitung
wurde aus umweltschonenden
Gründen durch den Ammersee
verlegt. Dadurch entsteht ein we-
sentlich geringerer und repara-
bler Eingriff in die sehr sensiblen
Strukturen wie den Fauna-,
Flora- und Habitat-Flächen und
den Vogelschutzgebieten des
Ammersees.

Ein ähnliches Verfahren der
Leitungseinbringung in einen
See wurde vor ca. 18 Jahren im
Tegernsee vollzogen. Auch am
Tegernsee sind keine Beeinflus-

sungen für die Umwelt oder die
Nutzer des Sees entstanden. Das
heutige Verfahren ist allerdings
wesentlich genauer und kontrol-
lierbarer zu handhaben.

Eine saubere Umweltbilanz ist
ein unerlässliches Markenzei-
chen für einen Luftkurort. Mit
Erdgas als Energieträger lässt
sich dieses Ziel gut erreichen.
Die Abgasbelastung durch die
Anlieferung von Heizöl entfällt.
Das bedeutet gleichzeitig weni-
ger Lastwagenverkehr im Ort
selbst, weniger Rußemissionen,
die im Ammersee landen, sowie
der Wegfall des Risikos auf-
schwimmender Öltanks im Falle
eines Hochwassers. Mit 4,5 Mil-
lionen Kilowattstunden bewahrt
allein die Versorgung des Wohn-
stifts Augustinum die Umwelt
vor mehr als 300 Tonnen Koh-
lendioxid, dem Treibhausgas,
das für den globalen Klimawan-
del verantwortlich gemacht
wird. Daneben entfallen Emis -
sionen von rund 1.350 Kilo-
gramm Schwefeldioxid. Zur Zeit
liegen bereits ca. 220 Anschluss-
aufträge vor, die heuer und näch-
stes Jahr ausgeführt werden. 

Ausgeglichener Energiemix

Bevor die Gäste nach dem Ent-
zünden der symbolischen ersten
Flamme mit einem Ausflugs-
schiff der Ammerseer Schifffahrt
eine Fahrt über den See antraten,
überreichte Dieter Rathsam, Ge-
schäftsführer der Erdgas Südbay-
ern GmbH, einen Scheck in
Höhe von 1.500 Euro zur Unter-
stützung des Architektenwettbe-
werbs zur Gestaltung des See-
ufers, den Bürgermeister Herbert
Kirsch stellvertretend für den
Markt Dießen entgegen nahm.

Bürgermeister Herbert Kirsch,
der maßgeblich an der Entschei-
dung für Erdgas beteiligt war,
äußerte sich zu den Beweggrün-
den der Regierung von Oberbay-
ern: „Das Vorhaben wirkt sich
positiv auf die überfachlichen
Belange der Raumstruktur, der
Energieversorgung und der Luft-
reinhaltung aus. Durch die neue
Erdgasleitung in Dießen und
später im weiteren Raum west-
lich des Ammersees wird ein
Beitrag zu einem ausgeglichenen

Energiemix geleistet. Das Vor-
haben trägt dazu bei, dass Erdgas
stets in ausreichender Menge kos-
tengünstig, sicher und umwelt-
schonend zur Verfügung steht.“

Verantwortung 
der Kommunalpolitik

Landrat Walter Eichner,
Landsberg am Lech, verwies
darauf, dass der Landkreis seit
vielen Jahren als Kommune mit
seinen Einrichtungen - „Klini-
kum, Landratsamt, Berufsschule
um nur die größten zu nennen“ -
Partner der Erdgas Versorgungs-
unternehmen sei. Die Kreisver-
waltung habe schon sehr früh die
Alternative Erdgasversorgung
gewählt - gerade auch um die Bi-
lanz der Emissionen örtlich zu
verbessern. „Hier sehe ich auch
die besondere Verantwortung der
Kommunalpolitik“, sagte Eich-
ner. Gerade in Zeiten von aller-
orts schwächelnder Wirtschaft,
Warten auf die richtigen politi-
schen Signale und schlechter
Stimmung sei die Errichtung ei-
ner Erdgashochdruckleitung
„ein gutes, ein wichtiges und vor
allem optimistisches Signal in ei-
nen sehr zukunftsfähigen Land-
kreis“. DK

Bayerngas beklagt 
Regulierungs-Hürden

Mössner: „So haben wir uns die Liberalisierung nicht vorgestellt“
22 Prozent Dividende und Sonderausschüttung

Die Nachfrage nach Erdgas wird nach Ansicht der Bayerngas
GmbH nicht nur in Europa, sondern weltweit steigen, wodurch
der Beschaffungswettbewerb härter werden wird. „Der Gas-
markt,“ so Ulrich Mössner, Geschäftsführer des Münchner Un-
ternehmens, erhält ein globales Gesicht.“ Der Chef dieser größ-
ten kommunalen Beschaffungsgesellschaft für Erdgas und
siebtgrößten Ferngasgesellschaft in Deutschland ist aber sicher,
dass Bayerngas auf diese Entwicklung gut vorbereitet ist und
seinen Wachstumskurs fortsetzen kann. 2003 war für das Un-
ternehmen, in dessen Gesellschafterkreis sich einiges geändert
hat, wieder ein zufriedenstellendes Jahr. Und auch für 2004 zeigt
sich Mössner sehr zuversichtlich.

Freilich kann das nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass Bay-
erngas nicht auch mit Problemen
zu kämpfen hat. Zu nennen ist
vor allem der rechtliche Rah-
men, in dem sich die Gaswirt-
schaft bewegt. Nach Mössners
Darstellung erweist sich die „so-
genannte Liberalisierung“ des
Gasmarktes mehr und mehr als
zunehmende Regulierungsspira-
le. Die Beschleunigungsrichtli-

nie der EU vom Vorjahr sei noch
nicht umgesetzt, da würden
schon neue EU-Verordnungen
nachgeschoben. Liquidität (Ver-
fügbarkeit), die Voraussetzung
für einen funktionierenden Wett-
bewerb wäre, werde damit nicht
geschaffen. Dafür aber jede
Menge regulatorischer Anforde-
rungen, die mit hohem zeitli-
chem Aufwand, Formalismus
sowie auch Kosten verbunden

seien. Mössner nannte Begriffe
wie Unbundling (Trennung von
Leitung und Vertrieb), Netzkop-
pelung, hohe Transparenzanfor-
derungen, Bilanzkreise und Ka-
pazitätshandel. 

Formalismus versus
schlanke Effizienz

„Noch ehe ein Regulierer end-
gültig installiert ist, müssen wir
uns bereits mehr mit Regulie-
rungsfragen beschäftigen als mit
unseren Kunden,“ monierte in
der Bilanzpressekonferenz der
Bayerngas-Chef. „So hatten wir
uns, offen gestanden, die Libera-
lisierung nicht vorgestellt.“ Bay-
erngas sei ein schlankes, effizi-
entes Unternehmen, das sich
schnell auf neue Anforderungen
einstellen könne. Mössner:
„Dies aber nur solange, wie uns

die Gesetzgebung nicht zwingt,
unsere sportlich-schlanke Figur
zu verändern.“

Konzentrationsprozess

Gefordert sieht sich das Unter-
nehmen auch durch den ver-
schärften Wettbewerb in Deutsch-
land, insbesondere durch das En-
gagement internationaler Anbie-
ter wie BP, Gaz de France, Econ-
gas, Shell, ExonMobil, Natgas
und Ecoswitch. Hinzugekom-
men ist nach Darstellung des
Bayerngas-Chefs ein Konzentra-
tionsprozess, der die Gasland-
schaft bereits dramatisch verän-
dert habe. Von den 15 größten
Gasversorgungsunternehmen in
Deutschland habe kaum noch ei-
nes sein ursprüngliches Gesicht.
Dem Sog der größten deutschen
und europäischen Gasunterneh-
men konnten und könnten sich
viele Regionalgesellschaften
oder kommunale Unternehmen
kaum entziehen. Als sinnvolle
Alternative böten sich oftmals
allein partnerschaftliche Modelle
an, wie auch Bayerngas eines
verkörpere.

Veränderungen
auf der Kundenseite

Veränderungen sieht Bayern-
gas auch auf der Kundenseite. Es
kristallisiere sich zunehmend der
Wunsch nach kürzeren Vertrags-
laufzeiten heraus. Dem stünden
aber langfristige Verträge auf der
Einkaufseite entgegen. Deshalb
müssten sich Vertrieb und Ein-
kauf der Gasversorger künftig
noch enger abstimmen. Produ-
zenten und Importeure benötig-
ten eine gewisse Investitionssi-
cherheit. Die Liquidität des deut-
schen Gasmarktes werde sich in
absehbarer Zeit nicht bemer-
kenswert verbessern, „denn der
deutsche Gasmarkt ist - anders
als der Strommarkt - ein Import-
markt, in dem es keine nennens-
werten Überkapazitäten geben
wird,“ so Mössner.

Zurück zu den Wurzeln

Die Gesellschafterstruktur der
Bayerngas hat sich 2003 verän-
dert. Ruhrgas und E.ON mussten
sich von ihren jeweils 22-pro-
zentigen Anteilen trennen wegen
einer Auflage der Minis-terer-
laubnis zur E.ON-Ruhrgas-Fusi-
on. Diese Anteile wurden von
den kommunalen Gesellschaf-
tern übernommen, sodass heute
an Bayerngas beteiligt sind
München mit 50 Prozent, Augs-
burg (30,9 Prozent), Regensburg
(9,7 Prozent) sowie Landshut
und Ingolstadt (je 4,7 Prozent).
Dazu Mössner: „Wir sind zu un-
seren Wurzeln zurückgekehrt,
denn wir sind 1962 als kommu-

nale Beteiligungsgesellschaft
von den Städten München und
Augsburg gegründet worden.

Bayerngas sieht sich keines -
wegs nur als eine Art Einkaufs-
genossenschaft oder Gashändler.
Seine Geschäftstätigkeit stütze
sich schließlich auf so wertvolle
Assets (Anlagevermögen) wie
ein rund 1200 km langes Hoch-
druckleitungsnetz, einen großen
Untertagespeicher und ein mo-
dernes Dispatchingsystem (Ver-
teilungssystem). Besonders der
Untertagespeicher verschaffe die
notwendige Flexibilität, den
Kunden auch bei extremer Wit-
terung zusätzliche Lieferungen
bereitzustellen sowie Gasmen-
gen aus Kurzfristgeschäften ein-
zuspeisen und zwischenzuspei-
chern. Vor diesem Hintergrund
sei Bayerngas das einzige Unter-
nehmen gewesen, das kürzlich
an der Gasversteigerung in
Waidhaus teilgenommen habe.

Drei Töchter

Um diese Flexibilität und das
Engagement in den Zukunfts -
märkten Gashandel, Erdgas-
Transport-Management und
technische Dienstleistungen aus-
zubauen, hat Bayerngas mit
Partnern drei Tochterunterneh-
men gegründet: die actogas für
den kurzfristigen Gashandel, die
ETM für überregionale Gas-
transporte und bayernSERVI-

CES für technische Dienstlei-
stungen.

In Europa geht das Unterneh-
men von jährlich 2,5 Prozent
Nachfragewachstum aus. Dem-
gegenüber werde das Angebot
aus europäischen Quellen knap-
per, weil die deutschen und nie-
derländischen Vorräte zurückge-
hen und Großbritannien vom
Ex- zum Importeur wird. Biss
2006 werde Europa ausreichend
versorgt sein. Aber schon von
2007 an werde es zu einer Sche-
re zwischen vertraglich gesicher-
tem Angebot und der Nachfrage
kommen. Der Wettbewerb um
Gas werde zunehmen, Deutsch-
land auf zusätzliche Importe an-
gewiesen sein.

Steigende Nachfrage

Aber nicht nur in Europa, son-
dern in der ganzen Welt werde
die Nachfrage nach Erdgas stei-
gen. Zwischen den Jahren 2000
und 2030 werde sich die Nach-
frage verdoppeln. Als Gründe
nannte Mössner den steigenden
Energiebedarf insbesondere in
China, Indien und weiteren Ent-
wicklungsländern. Außerdem
werde Erdgas zunehmend im
Kraftwerkssektor eingesetzt,
weil es umweltschonender und
effizienter im Vergleich zu ande-
ren Energieträgern ist.

Der Bayerngas-Chef sieht die
(Fortsetzung auf Seite 8)

Für 14 südbayerische Grundschulen gibt es kurz vor den Som-
merferien einen besonderen Grund zum Jubeln. Mit ihrem
Konzept zur Verschönerung des Pausenhofs haben sie die Jury
des ESB-Wettbewerbs überzeugt. 14 glückliche Gewinner kön-
nen von der Erdgas Südbayern GmbH einen Scheck über
10.000 Euro in Empfang nehmen. Mehr als 80 Schulen hatten
Bewerbungsunterlagen eingereicht. Die ESB-Geschäftsführer
Dieter Rathsam und Werner Bähre (v.l.) zeigten sich beein-
druckt von den kreativen Ideen und dem vorbildlichen Enga-
gement vieler Teilnehmer. Beide waren der Meinung: „Eigent-
lich gehören viel mehr aufs Siegerpodest!“ Aber auch für alle
Schulen, die nicht zu den Gewinnern zählen, hat sich der Ein-
satz gelohnt. Für sie hält die ESB jeweils ein Spielepaket im
Wert von 500 Euro bereit. „Unser Ziel war es, auf lokaler Ebe-
ne einen Anstoß zu geben und die Verantwortung der Wirt-
schaft für die gesellschaftlichen Aufgaben unter Beweis zu stel-
len“, sagte Werner Bähre. An den Gewinnerschulen wird die
ESB die Umsetzung der Pausenhofprojekte weiter begleiten. ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
Unternehmen sollten weiterhin
am Konzept einer zuverlässigen
und nachhaltigen Netzinfra-
struktur festhalten können. Hier
geht es schlicht und ergreifend
darum, dass wir in der Lage
sind, die notwendigen Investitio-
nen in Deutschland weiterhin
vorzunehmen. Auch sollte der
Regulierer zum Zwecke der
Rechtssicherheit klare Vorgaben
erhalten. Damit könnte die tradi-
tionelle, sich in der Länderzu-
ständigkeit befindende Preisauf-
sicht abgelöst werden. 

Vergleichbare Preise

GZ: Welche Aufgaben hat
der Regulierer noch?

Dombrowsky: Der Regulie-
rer wird sich die Kalkulationen
der Unternehmen ansehen und
darauf hinwirken, dass ver-
gleichbare Netze auch vergleich-
baren Preisen bewertet werden.
Nach dem jetzigen Gesetzent-
wurf kann der Regulierer auch
Hinweise für die Gestaltung des
Unbundlings geben. Es geht dar-
um, in welcher Form es Netzge-
sellschaften sinnvollerweise ge-
staltet und bisherige Unterneh-
men voneinander getrennt wer-
den. Maßgebliche Veränderun-
gen bei den Unternehmen wer-
den die Folge sein. 

Hier sollte man die Kirche im
Dorf lassen; schließlich ging die
ursprüngliche Planung der EU-
Kommission von einem theoreti-
schen Ansatz aus, der die völlige
Trennung bisher gewachsener
Zusammenhänge vorsah. Ich
denke, dass das Unbundling
buchhalterisch für alle Unter-
nehmen sinnvoll und vernünftig

ten, ihre Pläne abzugeben, sehr
um die Einhaltung des Zeitplans
für die Erstellung des nationalen
Allokationsplans bemüht.
Grundsätzlich habe ich immer
Bedenken, wenn in den betroffe-
nen Ländern  geplante Vorhaben
nicht zeitgleich und abgestimmt
gestartet werden. Man kann nur
hoffen, dass die zweite Jahres-
hälfte noch eine Vervollständi-
gung bringt. Gewiss ist der
Emissionshandel ein interessan-
tes Instrument, aber nur dann,
wenn es europaweit eingeführt
ist, wenn es funktioniert und kei-
ne Wettbewerbsverzerrungen
nach sich zieht.

Quo vadis Stromerzeugung?

GZ: Quo vadis Stromerzeu-
gung?

Dombrowsky: Das ist das
Top-Thema der Branche. Unsere
etwa auf 20 Jahre angelegte
langfristige Planung zeigt, dass
Deutschland einen erheblichen
Bedarf an Zubau von Erzeu-
gungskapazitäten hat. Dies re-
sultiert einerseits aus dem Aus-
stiegbeschluss zur Kernenergie,
andererseits aus der natürlichen
Alterung der Kraftwerke mit fos-
siler Erzeugung. Insofern kann
man in den nächsten 20 Jahren
von einer Lücke von fast 40 Pro-
zent der heutigen Erzeugungska-
pazitäten ausgehen. Ein Kon-
zept, wie diese Lücke in diesem
Zeitraum zu schließen ist, gibt es
nicht. Die Energiewirtschaft
braucht aber dringend klare
Rahmenbedingungen und Zuver-
lässigkeit in ihren Kalkulationen,
um sich auf das Wagnis einzulas-
sen, jetzt in großem Stil zu inve-
stieren. 

GZ: Sollten die Investitionen
im Ausland erfolgen?   

Dombrowsky: Es käme ei-
nem Treppenwitz gleich, wenn
wir unsere Probleme ins Ausland
verlagern wollten. Gerade in
Bayern lag der Schwerpunkt im-
mer darauf, die Erzeugung orts-
nah zu gewährleisten. Eine Aus-
landslösung wäre sicherlich die
schlechteste Variante, wenn-
gleich es diese Alternative natür-
lich in vielen Bereichen gibt.

GZ: Auch das Thema Was-
serkraft wirft so manche Fra-
gen bei bayerischen und deut-
schen Energieerzeugern auf.
Hier gäbe es sehr viel Spiel-
raum, der nicht angemessen
genutzt und gefördert werden
kann. Ihr Verband stellt auch
hier Forderungen...

Dombrowsky: Das ist richtig.
Die Wasserkraft ist - gerade in
Bayern - der bedeutendste erneu-
erbare Energieträger. Umso un-
verständlicher ist es, dass gerade
die so genannte große Wasser-
kraft bei früheren Diskussionen
und jetzt auch im EEG immer et-
was stiefmütterlich behandelt
wird. Die Wasserkraft braucht
dringend ordnungspolitisch ver-
nünftige Rahmenbedingungen.
Die Auflagen und Sonderlasten
auf Wasserkraft müssen reduziert
werden - nur so ist der Erhalt der
Wasserkraft gesichert.

Attacke auf die kommunale
Selbstverwaltung

GZ: Es gibt die Problematik
auch durch die Bundeskartell-
behörde, wonach große Unter-
nehmen nicht mehr in der La-
ge sein sollen, sich an Stadt-
werken zu beteiligen. 

Dombrowsky: Angesichts der
Beteiligungspolitik vieler Unter-
nehmen in Deutschland ist die
Kartellbehörde in letzter Zeit da-
zu übergegangen, Beteiligungen,
bei denen die Gefahr besteht,
dass die Vorlieferanten-Position
sehr stark ist, nicht mehr zu ge-
nehmigen. Ich denke hier an den
Fall Thüga in Ulm. Im Moment
ist bei der traditionellen Beteili-
gungspolitik ein gewisser Still-
stand eingetreten. Dies gilt auch
für Konzernunternehmen. 

GZ: Aus einem anderen
Blickwinkel betrachtet, könnte
dies letztlich doch eine Frage
der kommunalen Selbstver-
waltung werden. Wenn die
Bundesbehörde ihre Zustim-
mung nicht erteilt, fehlt den
Kommunen der Spielraum.
Verschiedene Energieversor-
ger warten im Moment ab und
investieren nicht. Gibt es hier
die Möglichkeit, Einfluss zu
nehmen und Argumente zu
platzieren?

Dombrowsky: Der Aspekt
kommunale Selbstverwaltung ist
nicht unwichtig. Gerade der Fall
in Ulm hat dies gezeigt. Dort hat
der Stadtrat entschieden, die
Thüga zu beteiligen, was wieder-
um vom Kartellamt nicht geneh-
migt wurde, d.h. das Votum des
Stadtrates zählt in dem Fall
nicht. Andererseits: Rein private
Eigentümer dürfen manche Vor-
haben nicht umsetzen, weil das
Kartellamt seine Zustimmung
verweigert. Ein anderes Problem
besteht darin, dass die Branche
sich im Unklaren ist bei der Fra-
ge der künftigen Konzessions-
verträge. Es geht darum, ab wel-
chem Zeitpunkt man wieder über
neue Abschlüsse diskutieren und
verhandeln darf. Und auch da ist
die Kartellbehörde sehr restrik-
tiv. Derzeit laufen Gespräche,
um einen tragbaren Kompromiss
zu finden. 

GZ: Die Zusammenarbeit
mit den Kommunen beinhaltet
verschiedene Aspekte. Dazu
gehört, dass eine Reihe von
Energieunternehmen die Be-
triebsführung für alle mögli-
chen Bereiche anbieten. Hat
der Verband hierzu Ideen oder
bleibt es jedem einzelnen En-
ergieversorger überlassen, et-
was zu tun?

Dombrowsky: Mit der Libe-

ralisierung, teilweise auch schon
vorher, haben die Energieversor-
gungsunternehmen begonnen,
neue Geschäftsfelder zu er-
schließen. Dazu zählen vor al-
lem Contracting-Modelle und
Facility-Management. Damit
können Kommunen unterstützt
werden, wenn man Vorfinanzie-
rungen für Anlagen übernimmt
und diese über einen langen
Zeitraum über die Miete wieder
zurückfließen. Dies entlastet die
kommunalen Haushalte bei
Großinvestitionen, die bei der
allgemeinen Haushaltslage oft
gar nicht mehr möglich sind.
Der Verband unterstützt solche
Überlegungen durch seine Infor-
mationsarbeit.

GZ: Ein Stück weit führt das
in den Stadtwerken zur Debat-
te, inwieweit die Ausweitung
von Diensten überhaupt legal
ist, stehen sie dann doch
schließlich wieder im Wettbe-
werb mit der mittelständi-
schen Wirtschaft. 

Dombrowsky: Hier handelt
es sich tatsächlich um eine dau-
erhafte Auseinandersetzung. Aus
europäischer Sicht müssen öf-
fentliche und private Unterneh-
men gleichgestellt werden. In
der Gemeindeordnung findet
sich dieser Geist natürlich nicht.
Von daher tauchen auch immer
wieder Konfliktfelder auf. Frei-
lich ist eines anzumerken: Mit
der Liberalisierung 1998 hat
sich auch das Kundenverhalten
verändert. Häufig wünschen die
Kunden, dass man in ihren Anla-
gen mehr Verantwortung über-
nimmt als es in der Vergangen-
heit der Fall war. Wobei wir ver-
suchen, die mittelständische Wirt-
schaft voll und ganz in unsere en-
ergienahen Dienstleistungen mit
einzubeziehen. Wir wollen mit der
mittelständischen Wirtschaft eher
ein Miteinander als ein Gegen-
einander. Meines Erachtens gilt
es, gemeinsam die Chancen zu
nutzen, die sich aus der dezentra-
len Struktur der Energiewirt-
schaft in Bayern ergeben.

GZ: Das EEG ist jetzt verab-
schiedet worden. Wie ist Ihre
Meinung dazu?

Dombrowsky: Einen Vorläu-
fer hat es bereits gegeben: Die
Photovoltaik wird seit Beginn
des Jahres per Sonderregelung
gefördert. Diese Förderung hat

sich spürbar niedergeschlagen.
Wir nehmen an, dass jetzt auch
ein ähnlicher Boom bei anderen
regenerativen Energien, wie z. B.
der Biomasse ausbricht. Das
EEG ist wie die KWK-Förde-
rung und die Ökosteuer grund-
sätzlich ein Element, das zu-
nächst einmal den Endpreis ver-
teuert. Insofern vertreten wir die
Position, dass wenn man Dinge
schon politisch in einem derart
hohen Maß fördern will, sie ei-
gentlich aus dem allgemeinen
Staatshaushalt finanziert werden
müssten. Wir haben mittlerweile
ein so dichtes System an Umla-
gefinanzierung, dass die tatsäch-
liche Leistung beim Endpreis,
nämlich im Netz, in der eigentli-
chen Erzeugung und im Vertrieb
immer mehr verschwindet. Das
EEG wird weitere Impulse in
dieser Richtung bringen. Sicher
ist die politische Zielsetzung, at-
traktive Energieformen  zu for-
cieren, legitim und vernünftig.
Aber die Förderung muss effizi-
ent, d.h. energie- und umweltpo-
litisch sinnvoll sein. Über den
Weg kann man sich trefflich
streiten. 

GZ: Die kommunalen Spit-
zenverbände führen Verhand-
lungen mit einzelnen Energie-
versorgern. Bei den Kommu-
nen gibt es Unternehmensver-
bünde. Wird dies von Ver-
bandsseite aus auch betrieben
oder macht das jeder Energie-
versorger für sich selbst?

Dombrowsky: Innerhalb des
Verbandes ist es kein Thema.
Der VBEW ist ja ein allgemeiner
Interessenverband, der politi-
sche Forderungen stellt und
fachliche Unterstützung liefert.
Prinzipiell ist mittlerweile in je-
dem Winkel in Bayern in den
meisten Fällen eine als GmbH
organisierte Abnehmergemein-
schaft entstanden, die ihren Be-
darf bündelt und anschließend
mit den Vorlieferanten verhan-
delt. Das ist mittlerweile Stan-
dard für Kommunen mit eigenen
Stadtwerken. Auf der anderen
Seite gibt es auch Rahmenver-
träge für die Kommunen. Diese
Rahmenverträge beziehen sich
auf den Strom, den die Kommu-
nen für ihre gemeindeeigenen
Einrichtungen brauchen. 

Insgesamt können somit
Chancen effektiv genutzt werden.

(Fortsetzung von Seite 7)
regionalen Märkte in einen zu-
nehmenden Wettbewerb um die
Gasquellen treten. Flüssiggas
werde die Märkte global vernet-
zen. Angesichts dieser Entwick-
lung, so Mössner, müsse die Po-
litik ihr Augenmerk dringend
weg von einer immer kleinteili-
geren Regulierung hin zu einer
langfristigen Energiebedarfs-
deckung lenken.

Im Berichtsjahr 2003 hat Bay-
erngas mit 62,5 Mrd. kWh den
höchsten Absatz in seiner Unter-
nehmensgeschichte erzielt. Das
Plus betrug gegenüber dem Jahr
zuvor 4,3 Prozent. Über zehn
Jahre stieg der Gasabsatz um 24
Prozent. Ursache dieser Absatz-
zunahme waren die besonders
kalte Witterung im Winter, er-
höhte Lieferungen in den Kraft-
werkssektor, aber auch die positi-
ve Anschlussentwicklung bei den
Weiterverteilungskunden. Insge-
samt wurden 19.000 neue Kun-
den gewonnen, „obwohl Haus-
halte und Gewerbe sich in Inve-
stitionszurückhaltung übten“.

47 Prozent der Gaslieferungen
gingen an die Gesellschafterkun-
den, 3,3 Prozent mehr als im
Jahr zuvor. 13 (2002: 12) Pro-
zent nahmen die Industriekun-
den ab, 39 (37) Prozent regionale
Kunden wie Erdgas Schwaben
und Erdgas Südbayern. 2,2 Pro-
zent des Gesamtabsatzes wurden
exportiert, im wesentlichen nach
Tirol. In Österreich wurde der er-
ste Industriekunde gewonnen.

Auf Grund des Mehrabsatzes,
aber auch des Anstiegs der für

durchführbar ist. Es muss jedoch
darauf geachtet werden, dass
Aufwand und daraus resultieren-
de Kosten in engen Grenzen ge-
halten werden. Das organisato-
rische Unbundling könnte insbe-
sondere bei kleineren Unterneh-
men zu erheblichen Problemen
führen, weil die Anforderungen
sehr hoch gesteckt sind. Teilwei-
se in Personalunion wahrge-
nommene Aufgaben müssten ge-
trennt werden, dadurch würden
Synergieeffekte zerstört. Dass
dadurch die Preise steigen, liegt
auf der Hand. Auf das gesell-
schaftsrechtliche Unbundling
wiederum, das für die Verteiler-
unternehmen nach bisherigen
Planungen ab 1. Juli 2007 kom-
men wird, werden sich die Un-
ternehmen sicherlich zielgerich-
tet vorbereiten, um die eben ge-
nannten Effekte weitgehend zu
vermeiden. Dies gilt nicht für al-
le Unternehmen, sondern derzeit
nur für jene, die mit über
100.000 Kunden aufwarten kön-
nen. Aber auch hier trifft natür-
lich folgendes zu: Wenn bewähr-
te Arbeitszusammenhänge aus-
einandergerissen und auch nicht
mehr genutzt werden dürfen,
führt das unterm Strich zu Mehr-
kosten, die letztlich die Kunden
tragen werden.

GZ: Stichwort Emissions-
handel: Die EU hat ja dem
Entwurf zugestimmt...

Dombrowsky: In der Tat
kann zum Januar 2005 der
Emissionshandel faktisch losge-
hen. Die allgemeine Zustimmung
hielt sich in Grenzen, Diskussi-
onsbedarf ist vorhanden.
Deutschland war im Gegensatz
zu vielen anderen EU-Staaten,
die überhaupt nicht daran dach-

Top-Thema Energie ...

die Erdgas-Preisbildung maßge-
benden Preise für schweres und
leichtes Heizöl nahm der Umsatz
um 17,3 Prozent auf 1,32 Mrd.
Euro zu. Über zehn Jahre be-
trachtet hat sich der Umsatz
mehr als verdoppelt. Die Gasbe-
zugskosten stiegen im Berichts-
jahr um 17,3 Prozent auf 1,26
Mrd. Euro. Bayerngas hat 78
Prozent seines Gases von der
Ruhrgas, 10 Prozent von Win-
Gas und den Rest aus verschie-
denen Quellen bezogen.

Insgesamt verlief das Ge-
schäftsjahr sehr zufriedenstel-
lend, das Betriebsergebnis legte
um 24,1 Prozent auf 30,4 Mio.
Euro zu, das Ergebnis vor Steu-
ern um 14,5 Prozent auf 31,6
Mio. Euro. Der Jahresüberschuss
wird mit 16,34 (16,72) Mio. Eu-
ro ausgewiesen. Aus dem Ge-
winn erhalten die Gesellschafter
bei einem insgesamt gezeichne-
ten Kapital von 75,33 Mio. Euro
22 Prozent Dividende. Zudem
wurden im Berichtsjahr 14,6
Mio. Euro aus der Kapitalrückla-
ge entnommen, die die Gesell-
schafter zusätzlich als einmalige
Ausschüttung erhielten.

Für 2004 rechnet Bayerngas
mit einer wieder zufriedenstel-
lenden Geschäftsentwicklung.
Im ersten Halbjahr hat der Ab-
satz um 4 Prozent zugelegt und
ist damit auf Rekordniveau. Das
Wachstum werde anhalten,
„weil wir in Bayern und darüber
hinaus ein erhebliches Wachs-
tumspotenzial für Erdgas se-
hen,“ fasste Mössner seinen
Ausblick zusammen.            hgh

Bayerngas beklagt ...
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Untertags umstritten, abends ein faszinierender Ort: der A2-Pavillon in Kempten. 100 Paletten
mit leeren Sprudelflaschen sorgten im Rahmen der Zweiten bayerischen Architekturwoche für
Aufsehen.                                                                                                                      Foto: Jensen media

Das Glashaus in Kempten:

Bunte Lichtspiele im Flaschenpavillon
Abends, wenn der A2-Pavillon in Rot, Grün, Blau oder Gelb
erstrahlte, gab es keine Kritiker mehr. Alle waren dann begei-
stert von dem Glashaus im Zentrum Kemptens, stellt der Ar-
chitekt Jörg Heiler mit Genugtuung fest. Er und seine Kollegen
wollten im Rahmen der bayernweiten Architekturwoche A2
mit ihrer Konstruktion aus 100 Paletten samt Tausenden von
nagelneuen, leeren Glasflaschen zur Diskussion anregen. „Und
das ist uns gelungen“, freut sich der Sprecher des „a2 netz-
werks allgäu-knotenpunkt kempten“. „Unser Pavillon war ei-
ne der Perlen der gesamten Architekturwoche.“

Zu bewundern war das Ge-
meinschaftswerk von Archi-
tekten, Fachleuten des Holzfo-
rum Allgäu, Lieferanten sowie
Handwerkern auf dem Resi-
denzplatz in Kempten. Danach
wurde die ungewöhnliche
Konstruktion abgebaut und al-
les wiederverwertet. Die Pa-
letten nahm der Flaschenher-
steller aus Bad Wurzach
zurück, und die Holzbalken
der Dachkonstruktion waren
schon für ein Haus verplant. 

Gesprächsstoff

Was bleibt, ist die Gewissheit,
einen ungewöhnlichen Ver-
anstaltungsort für Vorträge kre-
iert und eine Woche lang in
der 60.000-Einwohner-Stadt
für Gesprächstoff gesorgt zu ha-
ben.

„Untertags haben viele Leu-
te den Pavillon als Fremdkör-
per empfunden und uns das
auch offen so gesagt“, berich-
tet Heiler. „Aber abends mit
der Beleuchtung war das Ge-

bäude für alle ein Anziehungs-
punkt.“

Als sich vor einem halben
Jahr Heiler und 20 andere Ar-
chitekten sowie Künstler den
Kopf darüber zerbrachen, wie
man die Menschen in Kemp-
ten während der Architektur-
woche zum Nachdenken über
ihre Arbeit anregen könnte,
entstand die Idee für den A2-
Pavillon. 

Faszination bei Nacht

Einige Mitglieder des Gre -
miums waren mit dem Auto
des öfteren bei Dunkelheit an
dem Hof des Flaschenherstel-
lers vorbeigefahren und von
den Lichtreflexen fasziniert.
Die Paletten mit leeren Spru-
delflaschen nebeneinander ge -
stellt würden ein wahrlich auf-
sehenerregendes Gebäude er-
geben, so die Vision. 

Doch so einfach war die
Umsetzung nicht. Die Archi -
tekten hatten wohl geahnt,
dass nach dem Jahrhun-

dertsommer im vergangenen
Jahr heuer reichlich Regen
vom Himmel fallen würde.
Der Holzbauingenieur Dieter
Herz (Weitnau) wurde mit der
Dachkonstruktion für das
Glashaus beauftragt. Zudem
sollte er die Statik des unge-
wöhnlichen Pavillons berech-
nen. Eine schwierige Aufgabe,
wie sich herausstellte.

Keine Erfahrungswerte

Wie soll man die Traglast
für Gebäudewände aus aufein-
ander gestapelten Flaschen er-
rechnen? „Dafür gibt es abso-
lut keine Erfahrungswerte“,
erklärt Herz, der auch Vor-
standsmitglied des Holzfo-
rums Allgäu ist.

Auf Nummer sicher

Schließlich fand Herz einen
Weg. Allerdings machte ihm
dann der Dauerregen einen
Strich durch die Rechnung. Weil
sich Wasser zwischen den in Fo-
lien eingeschweißten Paletten
sammelte, brachte ein Sturm den
Bau um ein paar Zentimeter ins
Rutschen. Aus Sicherheitsgrün-
den wurde nun das Dach des Pa-
villons vorzeitig abgebaut. „Wir
wollten 150-prozentig sicher ge-
hen und jede Gefährdung aus-
schließen“, begründet Jörg Hei-
ler die Vorsichtsmaßnahme ?

Eine Alternative im Aufwind:

Erdgasautos sind sparsam
und umweltfreundlich

Einmal Volltanken für weniger als 20 Euro 

Heute gilt mehr denn je: Der Traum eines jeden Autofahrers
ist, preisgünstig zu tanken. Einen vollen Tank für nicht mal 20
Euro: ein Versprechen, das bei Benzinpreisen von derzeit mehr
als 1,10 Euro pro Liter Superbenzin nichts weiter zu sein
scheint als ein Werbegag. Mit Erdgas ist es jedoch Realität,
denn umgerechnet dürfte ein Liter Benzin nur 47 Cent kosten,
um mit Erdgas als Kraftstoff gleichziehen zu können. Bei-
spielsweise schlägt die Tankfüllung des Erdgasautos Opel Zafi-
ra CNG mit nur 13,50 Euro zu Buche, beim Fiat Multipla heißt
es bei 19 Euro, der Tank ist voll.

Erdgasfahrzeuge sind in
Deutschland auf dem Vor-
marsch. Schon knapp 20.000
Erdgasautos fahren auf deut-
schen Straßen. In Italien fällt die
Bilanz noch besser aus: dort rol-
len etwa 450.000 Autos über die
Straßen. So gesehen hat das  Au-
toland Deutschland noch viel
Aufholpotenzial für eine Tech-
nologie, die von Naturschützern
als besonders schadstoffarm und
umweltschonend gelobt wird.
Erdgas verbrennt nicht nur sau-
berer als Benzin oder Diesel, es
setzt bei der Verbrennung auch
geringere Mengen des Treib-
hausgases Kohlendioxid frei.

Bivalenter Antrieb

Ein knappes Dutzend Pkw-
Modelle mit Erdgasantrieb ist
derzeit in Deutschland zugelas-
sen, darunter Fahrzeugtypen wie
der Volvo S 60, der Fiat Multi-
pla, der Opel Zafira oder der
Ford Focus. Alle sind keine rei-
nen Erdgasfahrzeuge, denn ne-
ben dem Tank für das Erdgas
verfügen sie immer auch noch
über einen serienmäßigen Ben-

zintank. Selbst während der
Fahrt kann zwischen beiden En-
ergieträgern umgestellt werden.
So bleibt das Fahrzeug auch

programm der deutschen Gas-
wirtschaft. Derzeit gibt es im
Bundesgebiet rund 435 Erdgas-
tankstellen. Jeden Monat kom-
men gut 15 neue hinzu. Bis Ende
2004 werden ca. 500 Tankstellen
über Deutschland verteilt liegen,
bis zum Jahre 2007 soll es über
1.000 öffentlich zugängliche
Tankstellen für Erdgas geben.
Damit werden in Städten alle
fünf Kilometer, in Mischgebie-
ten alle zehn bis 15 Kilometer
und auf dem Land alle 20 bis 25
Kilometer Erdgaszapfsäulen ver-
fügbar sein. Im Versorgungs-
gebiet der Erdgas Südbayern
GmbH (ESB) wird das Tankstel-
lennetz an ausgewählten Stand-
orten gemeinsam mit Partnern
sukzessive ausgebaut.

Ausgereifte Technik

Sicherheitstechnisch sind die
Fahrzeuge längst ausgereift.
Auch der TÜV Süddeutschland
bestätigt: „Fahren mit Erdgas ist
genauso sicher wie mit Benzin
oder Diesel, die Brand- oder Ex-
plosionsgefahr ist sogar gerin-
ger.“ Die Erdgas Südbayern
(ESB) hat den Fuhrpark für die
ESB-Erdgasfachberater auch im
vergangenen Jahr weiter aufge-
stockt. Der betriebseigene Fahr-
zeugbestand wurde in den letzten
Jahren sukzessive auf derzeit 113
Erdgasfahrzeuge erhöht“, erläu-
tert Josef Neumeier, Fuhrparklei-
ter des Energiedienstleiters.

400 Euro Startprämie

Erdgas Südbayern GmbH
(ESB) fördert die Anschaffung
eines erdgasbetriebenen Fahrzeu-
ges mit 400 Euro Startprämie
einmalig. Je nach Fahrzeug be-
deutet das für den Besitzer, etwa
11.000 Kilometer kostenlos fah-
ren. Ein weiteres Schmankerl
verheißt das Bonusprogramm
Fahr & Spar: ESB-Kunden, die
sowohl mit Erdgas heizen, als
auch ein Erdgasfahrzeug fahren,
erhalten einen Bonus von 1.000
Kilowattstunden Erdgas mit der
Jahresabrechnung gutgeschrie-
ben. Das bedeutet weitere 1.100
km kostenlos im Jahr unterwegs
sein. Einfach die Kopie des Fahr-
zeugscheins an die ESB schicken
- und schon fließt das Geld.       ?

dann nicht stehen, wenn einmal
die nächste Mineralöltankstelle
näher liegt.

Ausgewählte Standorte

In den nächsten drei Jahren
sollen etwa 1.000 Erdgas-Tank-
stellen in Betrieb gehen, ver-
spricht das geplante Tankstellen-

Erdgasfahrzeuge sind in Deutschland auf dem Vormarsch,
denn sie sind wesentlich umweltfreundlicher und im Unterhalt
auch noch preiswerter.  Werkfoto: ESB

Die Weißtanne:

Stiefkind oder 
Hoffnungsträger?

Die Weißtanne ist der Baum des Jahres 2004 und eine der
seltensten heimischen Baumarten. Sie hat ein tief in den
Boden reichendes Wurzelwerk und kann längere Trocken-
heiten damit besser als die meisten anderen Baumarten
überdauern. Für den Umbau der Wälder in naturnahe
und stabile Mischwälder ist sie in Bayern daher unver-
zichtbar. Ihren Namen hat die Weißtanne wegen ihrer re-
lativ hellen weißgrauen Rinde, womit sie sich deutlich von
der Fichte unterscheidet.

Derzeit leiden die Fichten massiv unter Borkenkäferbefall.
Der aufmerksame Wanderer konnte in den letzten Monaten al-
ler Orten rote abgestorbene Fichten sehen. 

Als Folge des trockenen und heißen Jahrhundertsommers
2003 haben sich die Borkenkäfer außerordentlich stark ver-
mehrt. Auch wenn das eher kühle Frühjahr eine momentane
Entlastung bringt, ist die Fichte insbesondere aufgrund der
Klimaerwärmung vielerorts zu einer risikoträchtigen Baumart
geworden.

Unter dem Motto „Die Weißtanne - Stiefkind oder Hoff-
nungsträger?“ luden die Bayerische Landesanstalt für Wald
und Forstwirtschaft (LWF), der Bund Naturschutz in Bayern
e.V. und der bayerische Landesverband der Schutzgemein-
schaft Deutscher Wald nach Gunzenhausen zur Veranstaltung
zum Baum des Jahres ein. Mit der Fachtagung zur Weißtanne
wurde eine Baumart vorgestellt, die im Wald von morgen eine
wichtige Rolle spielen sollte.                                                   ?
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Johann Sitzbergers illustre Unimog-Flotte:

Das starke Dutzend von München
Wenn Johann Sitzberger alle seine Unimog aufzählen soll,
kommt er irgendwann ins Stocken. „Wie viele sind es denn
nun?“, fragt er seinen Mitarbeiter. „Zehn, zwölf oder doch
elf?“ Intensives Nachzählen bringt Klarheit, 13 Unimog stehen
für den Winterdienst in München bereit, wahrhaft eine illustre
Flotte für eine Firma, die als Hausmeisterservice firmiert.

Allein von dieser Bezeich-
nung her hätte man Sitzberger
bestenfalls zwei Kompakttrakto-
ren und einen Transporter 
mit Doppelkabine zugestanden.
Aber nein, Johann Sitzberger
geht in die Vollen und schickt ein
starkes Dutzend zu massiven
Einsätzen auf Straßen der Stadt,
Parkplätzen und großen privaten
Hausanlagen. Nicht allein die
zwölf Unimog rücken an echten
Winterdiensttagen um 3.30 Uhr
aus, auch neun kleinere Geräte-
träger (fünf Hansa, drei Ladog,
ein Multicar) sind überwiegend
mit von der Partie, wenn die 20

Mann starke Truppe den Hof
verlässt.

120 Kilometer Straße

Sie haben dann 120 Kilometer
Münchener Straßen vor sich in
zwei Räumbezirken. Insgesamt
ist München in 48 solcher Bezir-
ke außerhalb der unmittelbaren
Innenstadt aufgeteilt, die alle
von privaten Dienstleistern im
Winter geräumt werden. Das
Zentrum erledigt die Stadt selbst,
ebenso das Salzen aller Busrou-
ten. Jene müssen aber von den
privaten Dienstleistern so punkt-

genau geräumt werden, dass der
städtische Streuer noch vor dem
ersten Bus die Spur frei halten
kann. Dieser Dauereinsatz - die
Verträge laufen jeweils fünf Jah-
re - macht die Hälfte der Aufträ-
ge bei Sitzberger aus. Weitere 40
Prozent fallen auf Wohnanlagen
im Sinne klassischer Hausmei-
stertätigkeit einschließlich der
Pflege von Treppenhäusern, zehn
Prozent auf das Räumen privater
Höfe, Parkplätze und betriebsin-
terner Straßen und Wege. 

Moderne Kommunikation

Johann Sitzberger (51) ist im-
mer dabei, nicht nur bei der mor-
gendlichen Einsatzbesprechung.
Er fährt selbst und nimmt sich
dabei gezielt die „sensiblen“
Kunden vor, etwa dann, wenn
empfindliche Böden, komplizier-
tes Areal oder besondere Vertrau-
lichkeit nötig sind. Moderne
Kommunikation ermöglicht es
ihm, jederzeit zu reagieren und
einzugreifen. Tragende Kraft ist
außerdem ein Mitarbeiter der er-
sten Stunde, André Bremer (34),
und zu Spitzenzeiten auch der Ju-
nior Christian Sitzberger (22). 

Stars der Unimog-Flotte

Stars der Unimog-Flotte sind
ohne Zweifel die zwei U 500.
Der erste U 500 für München
ging an ihn, Johann Sitzber-
ger erwähnt das ganz nebenbei,
wie eine Selbstverständlichkeit.
Außerdem gehören zum festen
Winterdienstbestand (im Som-
mer wird der eine oder andere
still gelegt) drei U 90, zwei U
1400, je ein U 1500 T (mit Ruth-
mann-Hubwagen), ein U 1600,
ein U 1250, ein U 1200 und ein
U 421. Und das ist noch nicht al-
les: Auf dem Grundstück finden
sich vier Exemplare der Baurei-
he 406 aus den sechziger Jahren,
die Sitzberger in Berlin bei der
Auflösung eines Betriebes er-
worben hat. Auch noch Oldti-
merfan? „Eigentlich nicht,“ sagt
er verschmitzt, „mal sehen, was
wir mit den Autos machen.“

Natürlich schwört Sitzberger
auf den Unimog, sonst hätte 
er nicht diese respektable Flotte.
Emotionale Begeisterung ist da-
bei, aber sie kann für einen
kühl rechnenden Geschäftsmann
nicht das Leitmotiv sein. Sitzber-
ger sieht die Vorzüge des Uni-
mog ganz konkret von der sach-
lichen Seite: 

? dank der Wendigkeit lassen
sich auch enge Höfe und verwin-
kelte Parkplätze räumen (und
kehren)
? die Kraft des Unimog be-
währt sich im Alltag, sowohl im
Geräteeinsatz wie im fließenden
Verkehr
? ungetrübte Zuverlässigkeit
seit Jahr und Tag
? Das Gesamtgewicht ist in der
Regel niedriger als bei Allrad-
Lkw (wichtig für die Pflege von
Fußwegen und betriebsinternen
Zufahrtsstraßen)
? die enge Verbundenheit zur
Henne Unimog GmbH. 

Generationenfrage

Die Mitarbeiter wissen die
Unimog ebenfalls zu schätzen.
Christian Sitzberger gerät regel-
recht ins Schwärmen, wenn er
genussvoll die Telligent-Schal-
tung des U 500 bedient und - so
weit es die Verkehrssituation
zulässt - den schweren  Unimog
fast wie einen Pkw bewegt. Hier
stimmt alles: Gute Sicht auf

Pflug und Räumstrecke, dank
Zusatzscheinwerfern auch im
Dunkeln, die wenigen Bedienhe-
bel für Fahrzeug und Gerät griff-
günstig angelegt, geräumige Ka-
bine und gute Sitze - so die Ar-
beitsplatzbeschreibung. Dass
nicht jeder einen der zwei U 500
fahren kann, ist letztlich kein
Problem, denn die anderen Mo-
delle sind im übertragenen Sinne
auch nicht von gestern. Und
manch einem Fahrer ist die her-
kömmliche Schaltung sympathi-
scher als die Telligent-Technik.
Die Akzeptanz der Elektronik auf
Fahrerseite ist manchmal eben
auch eine Generationenfrage.

Einer der U 500 trägt einen
Streuautomaten von Gmeiner
mit vier Kubikmetern Volumen.
Da ist denn auch der Unimog im
langen Radstand voll ausgenutzt.
Gmeiner ist viermal vertreten,
weitere Steuautomaten kommen
von Schmidt und Küpper-Weis-
ser. Bei den Schneepflügen setzt
die Firma auf Schmidt, bis zu ei-

ner Räumbreite von 3,30 Meter
stehen sie zur Verfügung, neun
an der Zahl, darunter auch ver-
stellbarer Variopflug. Außerhalb
des Winterdienstes bietet Sitz-
berger Reinigungsarbeiten und
einfache Grünpflege ohne Gar-
ten- und Landschaftsbau, aber
einschließlich Baumfällarbeiten,
an. Kehraufbauten für die Uni-
mog stellen Schmidt (Wechsel-
aufbau SK 320) und in jüngerer
Zeit Trilety. Außerdem gibt es
ein Kompaktkehrfahrzeug Swin-
go von Schmidt.

Entscheidender Augenblick

Mit dem klassischen Haus-
meisterservice hatte Sitzberger
einst begonnen - und zwar im
Nebenjob. Als Mechaniker im
BMW-Werk angestellt, hatte er
es dort zum Meister und später
zum stellvertretenden Abtei-
lungsleiter in der Qualitätslen-
kung gebracht, als er nebenbei
und zusammen mit seiner Frau
Bettina den Hausmeisterservice
betrieb. Es begann mit einigen
wenigen Betriebshöfen und klei-
nem Gerät. Als er im Jahre 1995
die Ausschreibung für zwei Be-
zirke der Stadt München für den
Winterdienst gewann, war der
Augenblick der Entscheidung
gekommen - für die interessante
Position in der Industrie oder für
die Selbständigkeit. 

Beim durch den Winterdienst
für die Stadt notwendig gewor-
denen Aufwand ließen sich beide
Tätigkeiten nicht mehr unter ei-
nen Hut bringen. Die Antwort
fiel dennoch eindeutig aus, die
Unabhängigkeit der eigenen Fir-
ma und das Metier der flexibel
ausgeführten Dienstleistung lock-
te mehr als die Möglichkeiten
des bisherigen Arbeitgebers.
Seinen Mitarbeiter der ersten

Stunde, André Bremer, kennt er
noch aus gemeinsamer BMW-
Zeit. Heute arbeitet auch Sitz-
bergers Tochter Clarissa mit im
Team.

20 Mitarbeiter

Der Betrieb ist inzwischen
auf 20 Mitarbeiter angewach-
sen, meist angelernte Kräfte,
manche haben auch ein Hand-
werk vorzuweisen. An echten
Wintertagen beginnt die Arbeit
um 3.30 Uhr, außerhalb des
Winterdienstes um 6.30 Uhr.
Zuverlässigkeit ist das höchste
Gut, das gilt nicht nur für den
Unimog, sondern auch für die
Mitarbeiter, speziell im anstren-
genden und kleinteiligen Win-
terdienst. 

Wettlauf gegen die Uhr

Es ist ein Wettlauf gegen die
Uhr, denn wenn der morgendli-
che Verkehr einsetzt, hat ein
Räum- und Streudienst mit Ver-
spätung schon verloren. Kriti-
sche Bürger und Auftraggeber
wollen gut versorgt sein, speziel-
le Vereinbarungen, etwa zur Bo-
denpflege oder zum Entfernen
des geräumten Schnees vom
Grundstück müssen eingehalten
werden - da laufen bei Johann
Sitzberger am Unimog-Steuer
einige Fäden zusammen, die sich
nicht verknoten dürfen.

Große Bautätigkeit bei Indu-
strie und Gewerbe speziell im
Münchener Norden, wo die Fir-
ma auch ihren Sitz hat, eröffnen
immer neue Möglichkeiten der
Kunden-Akquirierung. Dem
starken Unimog-Dutzend von
München wird die Arbeit nicht
ausgehen, auf mittlere Sicht sol-
len auch die zwei U 500 nicht
die einzigen bleiben. ?

Das Unimog-Quartett schafft stattliche Räumbreiten.              ?

Kann ein Feuerwehrführerschein 
die Lösung sein?

„Die Staatsregierung soll sagen, wie sie zur Einführung eines Feu-
erwehrführerscheins nach österreichischem Modell steht.“ Diese
Klarheit will die SPD-Landtagsabgeordnete Dr. Hildegard Kro-
nawitter mit einer Schriftlichen Anfrage insbesondere für den Fall
erreichen, dass die neue EU-Führerscheinrichtlinie vom EU-Par-
lament nicht entschärft wird und die drohende Erschwernis für
die bayerischen Feuerwehren tatsächlich kommt. 

Nach den Vorstellungen der
EU-Kommission sollen künftig
mit einem Führerschein der Klas-
se C1 nur noch Fahrzeuge bis zu
einem Gesamtgewicht von 6 Ton-
nen - statt wie bisher 7,5 Tonnen -
gefahren werden dürfen. Wenn
dieser Fall einträte, müssten eh-
renamtliche Feuerwehrleute mit
hohem Zeit- und Geldaufwand
den Führerschein der höheren
Fahrerlaubnisklasse erwerben, so
die Abgeordnete. Den Feuerweh-
ren und mittelbar den Kommu-
nen entstünden dadurch zusätz-
lich erhebliche Kosten. 

Ein Ausweg wäre laut Krona-
witter die österreichische Lö-
sung eines speziellen Feuer-
wehrführerscheins in Verbin-
dung mit einer Öffnungsklausel
in der EU-Richtlinie. Da Staats-
minister Dr. Günter Beckstein in
einem Schreiben an den Bayeri-
schen Gemeindetag vom 10.
März 2004 nicht erkennen lasse,

ob die Staatsregierung sich für
eine Öffnungsklausel in der
Richtlinie und damit für einen
Sonderführerschein einsetzt, for-
dert die SPD-Politikerin von
Beckstein eine klare Aussage.
Schließlich sei es höchst prü-
fenswert, welche Erfahrungen
die Feuerwehren in Österreich
mit dem Sonderführerschein ge-
macht haben und ob diese Lö-
sung für Bayern übernommen
werden kann.

Im Übrigen hofft die Abgeord-
nete, dass die Richtlinie über die
Mitsprache des Europäischen
Parlaments doch noch entschärft
wird. Kronawitter: „Jedenfalls
liegt im Ausschuss des EU-Par-
laments für Regionalpolitik, Ver-
kehr und Tourismus ein Antrag
von deutschen SPD-Abgeordne-
ten vor, die bestehende Ge-
wichtsgrenze von 7,5 Tonnen 
für den C1-Führerschein zu be-
lassen.                                          DK
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Die Einbindung von Familien, Kindern und Jugendlichen in
die Vereine und deren Aktivitäten ist ein schon lange ein sehr
ausgeprägtes Ziel der bayerischen Gartenbauvereine. Die eh -
renamtlichen Jugendbeauftragten leisten hierzu in den Orts-
und Kreisverbänden vorbildliche Arbeit.                                       ?

Erstmals auf der GaLaBau 2004: 

Symposium „Die grüne Stadt“
Mit über 800 erwarteten Ausstellern ist die GaLaBau 2004 der
internationale Treffpunkt der Grünbau-Branche. Die Fach-
messe findet vom 15. bis 18. September im Messezentrum
Nürnberg statt. Neben dem Messeteil können sich die Besucher
in fünf Fachtagungen über aktuell wichtige Themen wie Hoch-
wassermanagement, Betriebsnachfolge, Kapitalbeschaffung,
Schwimmteiche oder Nachtragsmanagement informieren. Die
Tagungen werden vom ideellen Träger der GaLaBau, dem
Bundesverband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau e. V.
(BGL), Bad Honnef, organisiert. 

„Die grüne Stadt“ - Der Name
ist gleichzeitig Programm auf
dem Symposium, das am 16.
September zum ersten Mal
während der GaLaBau, Fach-
messe für Urbanes Grün und
Freiräume, stattfindet. Experten
diskutieren dort mit Städtepla-
nern und GaLaBau-Betrieben
darüber, wie mehr Grün in Städ-
te kommt. Die GaLaBau 2004
öffnet ihre Pforten vom 15. bis
18. September im Messezen-
trum Nürnberg. 

Die Botschaft des Forums
„Die grüne Stadt“ ist eindeutig:
Grün verbessert die Lebensqua-
lität der Menschen in ihrer Ar-
beits- und Wohnumgebung
ebenso wie in ihrer Freizeit.

Und Grün leistet einen erhebli-
chen wirtschaftlichen Beitrag
zum Nutzen von Kommunen,
Immobilienträgern und Bür-
gern. Eine kurzfristig kostenori-
entierte Betrachtung von Grün-
investitionen verhindert den
Blick auf die langfristigen öko-
nomischen Effekte wie die Ver-
besserung von Gesundheit, Si-
cherheit und Wohnqualität für
Bürger. 

Eine intensive Grünpolitik
verschafft Kommunen Vorteile
für Verkehr, Kultur, Tourismus
und lokale Wirtschaft. In Zeiten
knapper Haushaltsbudgets sind
bei Grünflächenämtern Alterna-
tiven gefragt. Anregungen dafür
gibt es auf dem Symposium

während der Fachmesse GaLa-
Bau 2004. 

Vorbildliche Grünbau-
Projekte im Fokus

Das Symposium findet von
15.00 bis 19.00 Uhr im CCN
Messepark, Raum Kairo, statt.
Die Vortragsreihe beginnt der
Landschaftsarchitekt Andreas
Kipar, der in seinem Vortrag
„Anmerkungen zum Thema

Stadt und Freiraum“ macht.
„Freiburg packt an!“ heißt das
Referat von Martin Leser vom
Grünflächenamt der Stadt Frei-
burg. Im Mittelpunkt steht hier
die Bürgerbeteiligung im grünen
Bereich. Über die Erfahrungen
einer Wohnungsbaugesellschaft
mit der Wirkung von grünen
Projekten spricht Klaus Robl
von der Gesellschaft für Bauen
und Wohnen GBH, Hannover. 

Formen der Kooperation

Neue Formen der Zusammen-
arbeit von Verwaltung, Wirt-
schaft und Bürgern stellt der
Bürgermeister der niederländi-

schen Stadt Nijkerk am Beispiel
eines Neubaugebiets vor. Das
Besondere an diesem Projekt:
Nicht nur die Anlage der öffent-
lichen und privaten Grünflächen,
sondern auch deren Pflege ist
unter finanzieller Beteiligung der
Grundstückskäufer langfristig
eingeplant und gesichert. 

Vom 28. April bis 9. Oktober
2005 ist München Gastgeber
der Bundesgartenschau. Die
BUGA 2005 erhebt den An-
spruch anders zu sein als alle
vorherigen Bundesgartenschau-
en. Dies kommt bereits im Mot-
to der Veranstaltung „Perspekti-
venwechsel“ zum Ausdruck,
das der Geschäftsführer der

BUGA München 2005, Hanspe-
ter Faas, auch als Titel für sein
Impulsreferat auf dem Sympo-
sium gewählt hat. 

Das Forum „Die grüne Stadt“
ist ein wachsendes Netzwerk
aus engagierten Menschen, Un-
ternehmen und Institutionen,
das sich für mehr Grün in der
Stadt einsetzt. Es wurde im Sep-
tember 2003 gegründet. Das er-
ste Symposium fand auf der In-
ternationalen Gartenausstellung
(IGA) 2003 in Rostock statt.
Das Forum will ein Bewusst-
sein dafür schaffen, wie wichtig
Grünanlagen unterschiedlichs-
ter Form für unsere Wirtschaft
und Lebensqualität sind.          ?

bestätigt. Wenn dies nicht nur
Lippenbekenntnisse sind, wäre
es jetzt ein falsches Signal, die
Pflichtaufgabe Gartenkultur und
Landespflege abzuschaffen und
damit letztendlich den Wert der
bürgerschaftlichen Selbsthilfe-
maßnahmen von Hunderttausen-
den organisierten und nicht orga-
nisierten Gartenfreunden in Fra-

ge zu stellen. Landesweit finden
daher zur Zeit Unterschriftaktio-
nen und Appelle an Ministerprä-
sident Edmund Stoiber, Staats-
minister Erwin Huber, Landtags-
abgeordnete und auch an die
Landräte statt. Die Gartenfreun-
de wollen sich nicht um die
Früchte ihrer bisherigen Arbeit
gebracht sehen. Hans Joas

Wo guter Rat teuer ist
Gartenbauvereine wehren sich gegen die Abstufung 

einer Pflichtaufgabe zur freiwilligen Leistung

1990 beschloss der Bayerische Landtag einstimmig, Gartenkul-
tur und Landespflege als Pflichtaufgabe in die Landkreisord-
nung aufzunehmen. Jetzt schlägt die Bayerische Staatsregierung
vor, diesen Passus wieder zu streichen und die Pflichtaufgabe zu
einer freiwilligen Aufgabe herabzustufen. 

Damit möchte sie den Kom-
munen, gemeint sind die Land-
kreise, sparen helfen. Dabei ist
eine Herabstufung hierfür gar
nicht notwendig, denn der maß-
gebliche Art 51. Abs. 3 Nr. 3 in
der Landkreisordnung ist so weit
gefasst, dass er für die Landkrei-
se viele Möglichkeiten offen läs-
st und auch deren finanziellen
Situation nicht aus den Augen
verliert. 

Massive Folgen befürchtet

Selbst Landrat Theo Zeller aus
Cham, Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, sieht das
so. Er befürchtet massive negati-
ve Folgen für das bürgerschaftli-
che Engagement. Gerade bei der
jetzigen Haushaltssituation der
öffentlichen Hand werden die
bürgerschaftlichen Aktivitäten in
der Zukunft wichtiger denn je
werden. Die Voraussetzung da-
für ist aber eine stetige Motivie-
rung und Aktivierung der Ver-
antwortlichen in den Vereinen.
Diese wird in erster Linie von
den Fachberatern für Gartenkul-
tur und Landespflege in den
Landkreisen gewährleistet und
auch in der Bevölkerung als Zei-
chen für praktizierte Bürgernähe
gewertet. 

Der Vorschlag der Staatsregie-
rung ist für Bayerns Garten-
freunde unverständlich. Landrat
Manfred Nagler als Präsident
des Landesverbandes mit über
525.000 Mitglieder weist darauf
hin, dass die Gartler seit Jahr-
zehnten einen aktiven Beitrag
dafür leisten, dass aus Bayern

ein „blühender Garten“ wurde.
3.314 Vereine sorgen dafür, dass
der ländliche Raum durch lan-
deskulturelle Aktionen und Wett-
bewerbe lebenswert bleibt und
die Gärten mit ihren Wohlfahrts-
wirkungen für viele Menschen
unentbehrliche Oasen der Ruhe,
Erholung, Entspannung und
Freizeitbeschäftigung sind. 

Dies wird von Kabinettsmit-
gliedern und Landtagsabgeord-
neten auch in Festreden und
Grußworten auch immer wieder

Die Angst vor der 
Feuerwehr überwinden

Vom Umgang mit geistig Behinderten - Tagung des 
Landesfeuerwehrverbandes (LFV) in Würzburg 

Vielen Kindern sind Männer in Uniform nicht geheuer - ein
Kind mit geistiger Behinderung reagiert jedoch oft regelrecht
panisch auf einen Uniformierten. Fatal ist dies, wenn es sich
um einen Feuerwehrmann handelt, der das Kind aus einem
brennenden Gebäude retten will. Geistig Behinderte müssen
aus diesem Grund in eigens auf sie zugeschnittenen Kursen ler-
nen, die Angst vor der Feuerwehr zu überwinden, erklärte der
Sozialpädagoge Michael Langenhorst vom St.-Josefs-Stift in
Eisingen (Kreis Würzburg) bei einer Tagung des Landesfeuer-
wehrverbandes (LFV) in der Würzburger Feuerwehrschule .

Langenhorst berichtete, dass
sich die geistig behinderten Be-
wohner des Eisinger Stifts bei
Übungen oft vor den Feuerwehr-
leuten versteckten, statt sich von
ihnen bergen zu lassen. Aus die-
ser Erfahrung heraus wurde
2003 begonnen, ein Konzept zur
Schulung behinderter Menschen
zu entwickeln. Dieses Konzept
liegt dem LVF seit kurzem vor. 

Den Bewohnern des St.-Jo-
sefs-Stifts wird in zwei- bis
dreitägigen Kursen beigebracht,
welche Gegenstände aus ihrer
Umgebung leicht brennen und
bei welchen Objekten keine
Brandgefahr gegeben ist. Dabei
sei es wichtig, stets ganze Ge-
genstände wie Pullover oder
Gardinen zu zeigen.

Geistig Behinderte, so Micha-
el Langenhorst, tun sich schwer,
Verbindungen zwischen einem
Stoffteil und ihrem Pullover zu
ziehen. Als Vorurteil entlarvte
Langenhorst die Annahme, dass
geistig Behinderte Fehlalarme
auslösen, sobald sie wissen, wie
sie die Feuerwehr rufen können.
Von den 200 bisher geschul-
ten Stiftsbewohner habe noch
kein einziger einen Fehlalarm
ausgelöst. Auch habe noch kein
Bewohner einen Feuerlöscher
zum Spielen verwendet, ob-
wohl jeder Kursteilnehmer
weiß, wie er im Brandfall den

Feuerlöscher bedienen muss.
Ebenso wichtig wie die Auf-

klärung geistig behinderter Men-
schen ist die Brandschutzerzie-
hung von Gehörlosen, berich-
tete Oberbrandmeister Lutz Haas
von der Berufsfeuerwehr Frank-
furt. Für viele Worte, die im
Brandschutzunterricht von Schul-
und Vorschulkindern verwendet
werden, existieren keine Gebär-
den. Die Brandschutzaufklärung
gehörloser Kinder müsse auf den
Seh-, Tast- und Riechsinn abge-
stellt werden.

Die von den Frankfurter Feu-
erwehrleuten geschulten Kinder
erleben zum Beispiel, wie ver-
brannter Stoff riecht. Viele Schu-
lungseinheiten werden ihnen
durch Pantomime vermittelt. Um
gehörlosen Menschen in Not zu
helfen, entwickelte die Frankfur-
ter Polizei ein Notfallfax-Blatt.
Piktogramme listen darauf ver-
schiedene Gefahrensituationen
auf. Der Gehörlose kreuzt an, ob
er wegen Feuer, eines Unfalls
oder einer akuten Erkrankung
Hilfe benötigt. Der Notfall-Bo-
gen kann unter der Nummer 112
an die Feuerwehr gefaxt werden.

In Unterfranken ist es derzeit
nur in Stadt und Landkreis
Aschaffenburg möglich, ein Not-
fallfax abzuschicken. Am 3. Au-
gust soll es auch in Würzburg
eingeführt werden.     Pat Christ

Umweltberatung Bayern: 

Streusalz und Splitt im 
differenzierten Winterdienst
Durch Streusalz wie durch Splitt wird die Umwelt belastet, al-
lerdings in unterschiedlichem Maß. Die Winterdienste der Ge-
meinden sollten daher je nach Gefahrenpotenzial differenziert
vorgehen.
? Verstärkte mechanische Schnee-
räumung: Räumschnee sollte
nicht in besonders empfind-
liche Bereiche wie Trinkwasser-
schutzgebiete, kleinere stehende
Gewässer oder natürliche Feucht-
biotope eingebracht werden.
? Verringerter Einsatz von Salz:
Als Richtgröße sollten 10 g Salz
pro Quadratmeter und Streuvor-
gang nicht überschritten werden.
Gesalzt werden insbesondere
Außerortsstraßen und in Orten
die Hauptverkehrsstraßen sowie
alle Strecken mit besonderen
Gefahrenstellen und besonderen
Verkehren. Besondere Gefah-
renstellen können z.B. starke
Steigungen oder verkehrsreiche
Kreuzungen sein. Die ausge-
brachte Salzmenge kann durch
die Verwendung von Feucht-
salz, wegeabhängigen Dosier-
einrichtungen und Wetterinfor-
mationssystemen erheblich re-
duziert werden. Damit salzhalti-
ge Straßenabwässer die Gewässer
bzw. den Boden nicht zu sehr be-
lasten, sollten punktförmige Ein-
leitungen bzw. Versickerungen
möglichst vermieden werden.
? Verzicht auf Streuen im nach-
geordneten innerörtlichen Netz
ohne besondere Gefahrenpunkte
(im Normalfall)
? Abstumpfende Streumittel
(Sand, Splitt, Kies) nur bei be-
sonderen Situationen (z.B.
schneereiche Gebiete in höheren
Lagen) und auf Gehwegen. Pro-

dukte mit Blauem Engel ver-
wenden (RAL-UZ 13). 
Private Anlieger sollten die spe-
ziellen Vorschriften ihrer Ge-
meinde beachten. Diese Emp-
fehlungen basieren auf mehreren
Bewertungsfaktoren:
? Auftausalze schädigen den
Boden, Bäume und Sträucher,
aber auch Fische und Fischnähr-
tiere in Gewässern. Brücken und
Fahrzeuge korrodieren. Dies be-
dingt erhebliche Folgekosten für
Neuanpflanzungen, Reparaturen
und Sanierungen. 
? Abstumpfende Streumittel
verursachen einen deutlich höhe-
ren Primärenergieaufwand für
Herstellung, Ausbringung, Ein-
sammeln und Entsorgen. Die
Wiederverwendung ist nur nach
aufwändiger Nassreinigung
möglich, da erhebliche Mengen
an Reifenabrieb, Staub und an-
derem Straßenschmutz enthalten
sind. 
? Abstumpfende Stoffe können
nach Winterende nur teilweise
wieder entfernt werden. Grün-
flächen und landwirtschaftliche
Flächen werden verunreinigt.
Höhere Abfallmengen aus den
Sinkkästen der Straßenabläufe
und dem Sandfang kommunaler
Kläranlagen müssen entsorgt
werden. Das Aufnehmen von ab-
stumpfenden Stoffen kann bei
Staubentwicklung zu gesundheit-
lichen Gefährdungen des Kehr-
personals führen.                       ?
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Gemeinsam mit dem Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg,
Dr. Ulrich Maly (4.v.l.), und dem Geschäftsführer der Nürn-
bergMesse GmbH, Bernd A. Diederichs (2.v.l.), gaben die Parla-
mentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen, Iris Gleicke (Mitte), und Bayerns In-
nenminister Dr. Günther Beckstein (4.v.r.) den offiziellen Start-
schuss für das neue Verkehrsleitsystem Messe/Stadion/ARENA.   

Nürnberg:

Offizieller Start für mehrfach
prämiertes Verkehrsleitsystem

Flexible Wegweisung für den Fern- und Zielverkehr 

Nach einer erfolgreichen Testphase ist das neue Verkehrsleit-
system Messe/Stadion/ARENA in Nürnberg in den Dauerbe-
trieb gegangen. Gemeinsam mit dem Oberbürgermeister der
Stadt Nürnberg, Dr. Ulrich Maly, und dem Geschäftsführer
der NürnbergMesse GmbH, Bernd A. Diederichs, gaben die
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Iris Gleicke, und Bayerns
Innenminister Dr. Günther Beckstein den offiziellen Start-
schuss. Das 23 Millionen Euro teure System ist derzeit das um-
fangreichste in Europa. 

Bei Großveranstaltungen
werden die Kraftfahrer von den
vier Autobahnen A3, A6, A9
und A73 mit fünf Autobahn-
kreuzen und einem Autobahn-
dreieck rund um Nürnberg über
das Straßennetz im Stadtgebiet
effizient bis zu den Parkplätzen
geleitet. Finden gleichzeitig
mehrere Großveranstaltungen
statt, können die Verkehrsströ-
me nunmehr aufgeteilt und auf
unterschiedlichen Routen zu
den Zielen geleitet werden. 

Verkehrskompetenz

„Das anspruchsvolle Gemein-
schaftsprojekt mit der Auto-
bahndirektion Nordbayern und
der NürnbergMesse unter-
streicht die Verkehrskompetenz
der Stadt Nürnberg. Sie ist als
Verkehrsknotenpunkt bereits
heute auf die Fußball-Weltmei-
sterschaft 2006 in Nürnberg gut
vorbereitet,“ freute sich OB
Maly. „Durch das Leitsystem
kann der Verkehr intelligent ge-
führt werden, um Staus und Un-
fälle zu verringern. Die Auto-
fahrer kommen schneller und
sicherer ans Ziel“, betonte der
Präsident der Autobahndirekti-
on Nordbayern, Karl Wiebel.

„Image und Erfolg von Messen
und Veranstaltungen hängen
immer mehr auch von der Qua-
lität der Verkehrserschließung
ab. Durch das Dynamische Ver-
kehrsleitsystem positioniert sich
die Stadt Nürnberg als fort-
schrittlicher und für weiteres
Wachstum gewappneter Messe-
standort“, erklärte Bernd A.
Diederichs. 

Dynamische Führung

Auf den Autobahnen sind die
dynamischen und variablen Zie-
le in die blaue Wegweisung in-
tegriert. Dort sind keine zusätz-
lichen Schilder notwendig. Die
dynamische Verkehrsführung
auf den Autobahnen bezieht so-
wohl überregionale als auch in-
nerstädtische Ziele ein. Das
VLS ist deshalb kein reines Ver-
anstaltungs-Leitsystem. Spezi-
elle Sonderveranstaltungen mit
herausragender Verkehrsbedeu-
tung können bei Bedarf auf frei
programmierbaren Wechsel-
textanzeigen angezeigt werden
(z.B. Rock im Park). Neben
Messe und Stadion sind auch
das Nürnberger Zentrum, der
Flughafen und das Güterver-
kehrszentrum Hafen Nürnberg

in die Routenführung einbezo-
gen. Zusätzlich ist auf den Au-
tobahnen A3, A6 und A9 die be-
reits vorhandene dynamische
Fernziel-Wechselwegweisung
der sogenannten Netzbeeinflus-
sungsanlage Nürnberg-Ost inte-
griert.

Die Stadt Nürnberg hat in
ihrem Zuständigkeitsbereich
zeitgleich zum VLS das Dyna-
mische Parkleitsystem Messe/
Stadion/ARENA(PLS) errichtet
und so die Parkplätze für die
Veranstaltungen in die Routen-
führung einbezogen. Durch Ko-
ordinierung überörtlicher und
innerstädtischer Wegweisungs-
elemente wird eine flexible und
durchgängige Zielführung der
Verkehrsteilnehmer möglich.
Bereits auf den Autobahnen im
Vorfeld der Stadt Nürnberg wer-
den die Kraftfahrer von elektro-
nischen Wechselwegweisern
„in Empfang genommen“ und
ohne Unterbrechung über das
städtische Netz zu einem
Großparkplatz geleitet.

Keine Eingewöhnung nötig

Mit der variablen Verkehrs-
führung können doppelt so viele
Verkehrsteilnehmer auf den
vorhandenen Autobahnen und
Stadtstraßen geleitet werden.
Da die Informationen in die ver-
trauten, blauen Autobahnschil-
der integriert sind, müssen sich
die Kraftfahrer nicht an eine
neue Beschilderung gewöhnen.
Das System besteht aus 81 so
genannten dynamischen Wech-
selwegweisern auf rund 70 Ki-

lometern Autobahnen und 49
Schildern auf 33 Kilometern
Stadtstraßen. 

Im Bereich der Autobahnen
ist das Leitsystem an die beste-
hende Verkehrsdatenerfassung
der Autobahndirektion Nord-
bayern angebunden. Die Ver-
kehrsdichte wird laufend über
Induktionsschleifen und Radar-
sensoren ermittelt, die in die
Fahrbahnen eingebaut sind. Das
Straßennetz der Stadt Nürnberg
wurde auch mit Geräten ausge-
stattet, die messen, wie viele
Kraftfahrzeuge unterwegs sind.
Zusätzlich liefern Beobach-
tungskameras an städtischen
Knotenpunkten einen Überblick
über die aktuelle Verkehrslage. 

Szenarienschaltungen

Alle Daten werden zentral
von einem übergeordneten
Rechner verarbeitet, der das ge-
samte Verkehrsleitsystem über-
wacht und steuert. An ihn ist
auch das Programm für die Am-
pelschaltungen der Stadt ange-
schlossen. Das Leitsystem re-
gelt den Verkehr über so ge-
nannte Szenarienschaltungen
mit vordefinierten Routen. Dar-
über hinaus sind jederzeit ma-
nuelle Schaltungen möglich. So
können die Autofahrer auf mehr
als 150 verschiedenen Routen
geleitet werden. Bis zur Fuß-
ball-Weltmeisterschaft 2006
soll das System so weit opti-
miert werden, dass es nahezu
vollautomatisch arbeitet. 

Die Stadtgrenze der Franken-
metropole mit einer halben Mil-
lion Einwohner queren bereits

heute täglich 560 000 Kraftfahr-
zeuge. Die Kosten von 26 Mil-
lionen Euro für das Verkehrs-
leitsystem werden getragen
vom Bund, der Stadt Nürnberg -
gefördert vom Freistaat Bayern
- und der NürnbergMesse.

Auszeichnungen bereits
in der Testphase

Bereits in der Testphase wur-
de das Verkehrsleitsystem 2002
mit dem ersten Preis der Bun-
desvereinigung der Straßenbau-
und Verkehrsingenieure des
deutschlandweiten Wettbewerbs
„Straßen für Bürger - intelligen-
te und sichere Straßen“ und

2003 mit dem Mobilitätspreis
des ADAC ausgezeichnet. 

Bei der NürnbergMesse wird
bereits über das dynamische
Verkehrsleitsystem hinaus ge-
plant: Ebenfalls 2004 geht das
dynamische Parkleitsystem für
die rund 10.000 Parkplätze am
Messe- und Kongresszentrum
selbst an den Start. Darin einge-
bunden ist auch das neue Park-
haus für 3000 Pkws an der
Großen Straße. Diederichs: „Im
Interesse unserer Aussteller
wollen wir es unseren Besu-
chern ermöglichen, möglichst
viel Zeit in der Messe zu ver-
bringen und möglichst wenig
auf dem Weg dorthin.“          DK

VDV-Jahrestagung in Hamburg:

ÖPNV muss weiter gestärkt werden
Jeder in Busse und Bahnen investierte Euro hat einen Nutzen von mindestens 1,50 Euro
Der Nutzen, den die Gesellschaft aus dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr zieht, ist deutlich höher als die Kosten, die
hiermit verbunden sind. Zu diesem Ergebnis kam Professor
Herbert Baum vom Institut für Verkehrswissenschaft der Uni-
versität Köln bei der Jahrestagung des Verbandes Deutscher
Verkehrsunternehmen in Hamburg. In einer Studie für die
Kölner Verkehrsbetriebe sei errechnet worden, dass jeder Eu-
ro, der in Busse und Bahnen investiert werde, einen Nutzen
von mindestens 1,50 Euro habe. 

Friedrich Smaxwil, Präsident
des Verbandes der Bahnindu-
strie in Deutschland (VDB) un-
terstrich Baums These: Wenn
die Investitionen in den näch-
sten zwei Jahren um über ein
Drittel zurückgingen, schlage
sich dies deutlich in der Bahn-
branche mit heute 40.000 direk-
ten Mitarbeitern nieder, die zu
rund 60 Prozent für den deut-
schen Markt arbeiten würden. 

Wirkungen des Sparens

Ministerialdirigent Dieter
Wellner, Vorsitzender des Ar-
beitskreises Bahnpolitik der
Verkehrsabteilungsleiterkonfe-
renz, machte die Wirkungen des
Sparens an einer Ausbaustrecke
in Bayern deutlich. Hier fehlten
für die Fertigstellung noch 140
Millionen Euro. Eine Unterbre-
chung würde aber Kosten von
200 Millionen Euro verursa-
chen. Es werde überhaupt nicht
gesehen, in welchem Maße mit
dieser Sparpolitik der Standort
Deutschland und die Vorteile,
die man mit einem guten öffent-
lichen Verkehrsangebot hierzu-
lande erreicht habe, gefährdet
würden. Dies würde, so Well-
ner, zu einem „glatten Desaster
mit katastrophalen Folgen“
führen. Alle Mittel würden nur
noch in die Bestandserhaltung
gehen. 

Falscher Subventionsbegriff

Bei den Kürzungsdiskussio-
nen sei der Verkehrsbereich Op-
fer eines falschen Subventions-
begriffes geworden, betonte
Andreas Krüger vom Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen. Die Mi-
nisterpräsidenten Koch (Hes-

sen) und Steinbrück (Nord-
rhein-Westfalen) hätten den
Subventionsbegriff des Kieler
Instituts für Weltwirtschaft zu
Grunde gelegt. Dies habe zu
dem kuriosen Ergebnis geführt,
dass Investitionen in die Schie-
ne als Subventionen betrachtet
würden, Investitionen in die
Straße aber nicht.

Baum stellte fest, dass Sub-
ventionen finanztheoretisch
staatliche Zahlungen ohne Ge-
genleistung seien. Danach könn-
ten Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur keine Sub-
ventionen sein und im Rah-
men des Bestellerprinzips ein-
gekaufte Betriebsleistungen
auch nicht.

Befürchtung

VDV-Präsident Günter Elste
wies darauf hin, dass bei der
Rabattierung des Schülerver-
kehrs und ebenso bei der unent-
geltlichen Beförderung Schwer-
behinderter die Verkehrsunter-
nehmen nicht subventioniert
würden. Vielmehr habe der Ge-
setzgeber gewollt, dass be-
stimmte Personengruppen ent-
lastet würden. Konsequenz die-
ser Entlastung sei, dass die poli-
tisch gewollten Mindereinnah-
men bei den Verkehrsunterneh-
men bisher ausgeglichen wor-
den seien. Ohne den auf diese
Weise mitfinanzierten Schüler-
verkehr würde, befürchtet Elste,
die verkehrliche Bedienung
breiter Landstriche mit Bussen
und Bahnen schlichtweg über-
haupt nicht mehr stattfinden.

Elste: „Wenn die Unterneh-
men allein bei der betroffenen
Zielgruppe der Schüler und
Auszubildenden kompensieren
wollten, was an öffentlichen

Mitteln wegfällt, müssten sie 
in bestimmten Bereichen Er-
höhungen von bis zu 30 Prozent
auf die Schülertickets vorneh-
men.“ Er kündige damit kei-
ne Preiserhöhungen in dieser
Größenordnung an, aber es
müsse in der Öffentlichkeit
deutlich werden, welche Aus-
wirkungen diese politischen
Entscheidungen haben. Die Po-
litik trage die Verantwortung. 

Rechenbeispiel

Wenn man die Gesamtlast auf
alle Fahrgäste umlegen würde,
zöge dies einen Preisanstieg
von 7 bis 9 Prozent nach sich -
zusätzlich zu den Preissteige-
rungen, die bei den Produkti-
onsfaktoren im öffentlichen
Personennahverkehr ansonsten
vorhanden sind und berücksich-
tigt werden müssten. 

Abwärtsspirale

Dies alles führe, betonte der
VDV-Präsident, in eine Ab-
wärtsspirale. Würden die Preise
in dieser Größenordnung anstei-
gen, gingen Fahrgäste verloren,
in einer solchen Situation gege-
benenfalls auf Dauer. Diese
könnten die Verkehrsunterneh-
men nie wieder zurück holen.
Die Fahrgeldeinnahmen näh-
men ab, die spezifischen Kosten
stiegen weiter. Wenn sie Kür-
zungen im Angebot bei Bussen
und Bahnen vornähmen, mache
das den öffentlichen Personen-
nahverkehr nicht attraktiver. Al-
les das, woran die Verkehrsun-
ternehmen gemeinsam mit der
Politik in den vergangenen zehn
Jahren mit kontinuierlichen
steigenden Fahrgastzahlen und
Verbesserung der Wirtschaft-
lichkeit erfolgreich gearbeitet
haben, würde zurückgedreht.
Aus dem Umstieg auf Busse
und Bahnen werde bei einer sol-
chen Politik der Umstieg von
Bussen und Bahnen auf den
Pkw. Elste bezeichnete dies als
Entwicklung in einem „Toll-
haus“.                                        DK

Region Flughafen München:

Gutachten und Leitkonzept
Strukturelle und verkehrliche Auswirkungen des Airports auf sein Umland

Der Flughafen München bleibt der Motor für das wirtschaftli-
che Wachstum der Region. Dies geht aus dem Gutachten „Der
Flughafen und sein Umland - Ergebnisse eines Dialogprozesses
für ein Leitkonzept Flughafenumland“ hervor, das Wirt-
schaftsminister Otto Wiesheu bei einer Pressekonferenz im
Airport-Center vorstellte. 

Drei Jahre lang war für das
240 Seiten umfassende Leitkon-
zept ein offener Dialog zwischen
Staatsministerium, Flughafenbe-
treibern und Kommunen geführt
worden. Ziel war es, die zum
Teil hitzigen Debatten der Ver-
gangenheit durch fassbare Zah-
len und Informationen zu erset-
zen und den Gemeinden damit
eine Orientierungshilfe zu ge-
ben. Die Planungshoheit, so
Wiesheu, sei den Kommunen
freilich nicht zu nehmen.

Verkehrsnetze ausbauen

Laut Gutachten wird die Zahl
der Beschäftigten in der Region
bis 2015 um weitere 49.000 zu-
nehmen. Die Einwohnerzahl
im Flughafenumland zwischen
München und Landshut wird
sich im gleichen Zeitraum von
505.000 Menschen auf 551.000
erhöhen. Hauptsächlich wegen
der dort liegenden „Beschäfti-
gungsmaschine Münchner Flug-
hafen“ hat der Arbeitsamtsbezirk
Freising Wiesheu zufolge die
bundesweit niedrigste Arbeitslo-
senquote: Sie liegt unter 4 Pro-
zent. In der neuen Studie und
dem parallel dazu erstellten Leit-
konzept für die weitere Entwick-
lung des Flughafenumlands wur-
den 71 Städte und Gemeinden
im Raum zwischen München
und Landshut berücksichtigt.

Die prognostizierte Entwick-
lung werde das Verkehrsauf-
kommen und auch den Sied-
lungsbedarf weiter steigen las-

sen, erklärte der Wirtschaftsmi-
nister. Gerade der Ausbau der
Verkehrsnetze habe oberste Pri-
orität. Wiesheu nannte an ers-
ter Stelle den S-Bahn-Ring-
schluss im Bereich Erding samt
der Walpertskirchener Spange.
Trotz der Einsparungen beim
Bund sei das Vorhaben bis
2009/2010 machbar. 

Auch die Anbindung Ostbay-
erns und der Transrapid („Ich
hoffe, dass das ein Thema
bleibt“) stehen Wiesheu zufolge
auf dem Wunschzettel. Bei den
Straßen schlagen die Gutachter
u.a. den achtspurigen Ausbau der
A 99 Ost, der A 9 Neufahrn-Hol-
ledau sowie den sechsspurigen
Ausbau der A 8 Ulm-München
vor.  

Wechselseitige Abhängigkeit

„Die wichtigste Botschaft, die
die vorliegenden Daten und Pro-
gnosen vermitteln, besteht darin,
dass die wechselseitige Abhän-
gigkeit der Entwicklungsprozes-
se am Airport und in der Region
offenbar noch sehr viel ausge-
prägter ist, als ohnehin schon
vermutet“, erklärte der Vorsit-
zende der Geschäftsführung der
Flughafen München GmbH, Dr.
Michael Kerkloh. Ein prosperie-
render Flughafen sei der Schlüs-
sel zu einer prosperierenden
Flughafenregion. Umgekehrt gel-
te aber auch: „Einbußen und
Rückschläge in der Verkehrsent-
wicklung am Münchner Flugha-
fen haben unmittelbare negative

Konsequenzen im Hinblick auf
die Konjunktur und Beschäfti-
gung im Umland des Airports.“ 

Ohne einen konsequenten
Ausbau der regionalen Schie-
nen- und Straßenverkehrswege
drohten erhebliche Engpässe,
„die zum einen die Menschen im
Umland unnötig belasten und
zum anderen die Erreichbarkeit
des Flughafens nachhaltig beein-
trächtigen würden“, fuhr Kerk-
loh fort. Dass der Flughafen be-
reit und fähig dazu sei, Kapazitä-
ten für Wachstum zu schaffen,
sei mit dem Bau und der erfolg-
reichen Markteinführung des
neuen Terminals 2 bewiesen
worden. 

Wohnraumbedarf

Freisings Landrat Manfred
Pointner bemerkte, die Befürch-
tung, dass die Kreise Freising
und Erding von der Entwicklung
des Flughafens überrollt wer-
den könnten, hätten sich durch
das Gutachten nicht bestätigt.
Einiges sei allerdings auf den
Tisch gebracht worden, was den
Kommunen weiterhelfen könne.
So sei das ganze Ausmaß der
Verkehrsproblematik nun auch
wissenschaftlich nachgewiesen.
Auch werde immer deutlicher,
dass Wohnraum künftig ver-
stärkt an Standorten mit guter
Verkehrsanbindung nachgefragt
werde. Hingegen müssten sich
Gemeinden im weiteren Um-
land fragen, ob weitere Auswei-
sungen von Wohngebieten für
sie überhaupt noch sinnvoll sei-
en, zeige die Studie doch auch,
dass der Wohnraumbedarf ins-
gesamt nicht so dramatisch an-
steige, wie ursprünglich progno-
stiziert.                                        DK
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Pilotprojekt Polizeiauskunft:

Meldedaten laufen im
Freistaat automatisch

Aichacher Einwohnermeldeamt als Vorreiter
Gemeinsames Projekt mit AKDB und komuna GmbH

In einem gemeinsamen Projekt mit der AKDB (München) und
der komuna GmbH EDV-Beratung (Altdorf) ist für deren Mel-
deamtssoftware die elektronische Übergabe von tagesaktuellen
Änderungsdaten der Melderegister an den Einwohnerteilda-
tenbestand für die Polizeiauskunft in Bayern realisiert worden.
Ab sofort steht sie allen Anwendern der komuna GmbH in
Bayern zur Verfügung.

Auf Initiative der beiden Aich-
acher Andreas Swart (AKDB)
und Klaus Stepper, dem stellver-
tretenden Leiter des Ordnungs-
amtes der Stadt Aichach, wurden
beide Unternehmen an einen
Tisch gebracht. Der Pilotversuch
wurde im Rahmen der letztjähri-
gen „Systems“ in München ver-
einbart. 

Der Testbetrieb mit der Stadt
Aichach, der komuna GmbH
und der AKDB ist erfolgreich
abgeschlossen. Somit ist es nun
möglich, den Einwohnerteilda-
tenbestand im Service-Rechen-
zentrum der AKDB in Bayreuth,
den die Polizei und die Strafver-
folgungsbehörden nutzen, über
alle Städte und Gemeinden hin-
weg aktuell zu halten. Diese täg-
liche, medienbruchfreie Kom-
munikation war bisher mit 
den Anwendern des Altdor-

fer Anbieters nicht möglich.
Wie Aichachs Erster Bürger-

meister Klaus Habermann bei
der offiziellen Vorstellung des
Projekts betonte, stellten AKDB
und komuna für seine Stadt star-
ke, verlässliche Partner im Be-
reich Softwareentwicklung und
EDV-Dienstleistungen dar. Die
Mitarbeiter der Stadt Aichach ar-
beiteten sowohl mit Produkten
der AKDB (z.B. IASPERS -
Lohnabrechnung) als auch der
komuna (z.B. MESO - Einwoh-
nermeldeamt). Beide Unterneh-
men seien somit auf dem Markt
der Softwareanbieter für Kom-
munen Konkurrenten. Um so
mehr habe es die Stadt Aichach
gefreut, dass sie beide zu einem
gemeinsamen Pilotprojekt ge-
winnen konnte.

Laut Klaus Stepper findet sich
das alte Sprichwort „Reden ist

Silber, Schweigen ist Gold’“ hier
in abgewandelter Form wieder:
„Reden ist Silber, Realisierung
ist Gold.“ Allen Beteiligten wer-
de dadurch die  Arbeit erleichtert
„und wir setzen uns jetzt im
Kreis unserer Amtskollegen
dafür ein, dass die in Aichach ge-
testete Lösung bei allen Kunden
der komuna GmbH verwendet
wird“!

Melderegisterauskunft

Die seit August 2003 bei der
AKDB verfügbare zentrale ein-
fache Melderegisterauskunft
(ZEMA) für Bayern nutzt eben-
falls diesen zentralen Einwoh-
nerteildatenbestand. Hauptab-
nehmer der ZEMA-Melderegis-
terauskünfte sind in der Wirt-
schaft zu finden, darunter z.B.
Rechtsanwälte und Notare, Ver-
sandhäuser und Banken. Diese
sind allerdings nur an aktuellen
und vollständigen Daten interes-
siert, was in Zukunft gewährleis-
tet werden kann. „Mit Inbetrieb-
nahme der täglichen elektroni-
schen Übergabe der Einwohner-

daten für die Auskunft sind für
die Kunden der komuna nun 
die Voraussetzungen geschaffen,
dass die Polizei und andere
Behörden auf stets aktuelle Da-
ten zugreifen können. Unsere
Kunden sollten sich aber jetzt
auch überlegen, die AKDB mit
der Erteilung von Melderegister-
auskünften aus ZEMA zu beauf-
tragen,“ erklärte hierzu Ludwig
Atzberger, Geschäftsführer der
komuna GmbH.

Diese Tatsache bringt einen
nicht zu unterschätzenden wirt-
schaftlichen Aspekt mit sich;
schließlich sind die Melderegi-
sterauskünfte, die die AKDB im
Auftrag erteilt, nicht kostenlos.
Die AKDB garantiert den Kom-
munen Einnahmen im Rahmen
der gesetzlich geregelten Aus-
kunftsgebühr, außerdem stellt
die AKDB hier eine entspre-
chende zentrale Abrechnung si-
cher. Einwohnermelderegister-
auskünfte die das Einwohner-
meldeamt im Rahmen der
Amtshilfe für Behörden kosten-
los erstellt hat, können nun auch
über ZEMA abgedeckt werden.
Diese kostenlosen Auskünfte
bescherten den Einwohnermel-
deämtern nur Arbeit und keine
Einnahmen.

Produktlösung komuna.NET

„Um für die Kunden der ko-
muna GmbH die Aktualität und
Vollständigkeit der Daten ge-
währleisten zu können, werden
mit Hilfe der Produktlösung ko-
muna.NET jeden Abend die Än-
derungsdaten automatisch und
bedienerlos aus dem lokalen Da-
tenbestand der Meldebehörden
an die AKDB übertragen,“ er-
läuterte Wolfgang Scherer, Di-
rektor M/V der AKDB. Auch
dort sei für Kunden der komuna
GmbH nun das Produkt komu-
na.NET als Kommunikations-

komuna GmbH EDV-Beratung:

Erfolgreiche „Tage der offenen Tür“
Auch heuer lud das EDV-Beratungsunternehmen komuna im
niederbayerischen Altdorf bei Landshut wieder zu „Tagen der
offenen Tür“. Über 350 Bürgermeister, Geschäftsleiter, Käm -
merer und Verwaltungsmitarbeiter nutzten das gewohnt at-
traktive und kostenlose Vortragsprogramm zur Fortbildung
und Information. 

An interessanten Themen
mangelte es an den drei Tagen
nicht. Gerade die Referate zum
„Neuen Kommunalen Finanz-
wesen“ (NKF) fanden großen
Zuspruch. Auch die Vortragsrei-
hen zum Thema „Meldewesen“
mit den bevorstehenden Neue-
rungen, sowie „eGovernment“
und „IT-Security“ standen in der
Publikumsgunst ganz oben.
Kompetente Referenten unter-
strichen einmal mehr das Bestre-
ben der komuna, objektiv und
umfangreich zu informieren.

Pro und Contra NKF

Die Vortragsreihe im Bereich
Finanzwesen eröffnete Prof. Dr.
Konrad Schindlbeck von der FH
Deggendorf mit dem Thema
„Notwendigkeit und Nutzen ei-
nes Neuen Kommunalen Fi-
nanzwesens“. Schindlbeck wies
darauf hin, dass das Finanzcon-
trolling hinsichtlich der Steue-
rung eines Unternehmens in der
Wirtschaft einen sehr großen
Nutzen hat. Die Instrumente des
Finanzcontrollings, nämlich Ko-
stenrechnung und Budgetierung,
seien ebenso für Kommunen not-
wendig und nützlich, da auch die-
se ihre Kosten möglichst verursa-
chungsgerecht verrechnen müs-
sen. Außerdem seien die Instru-
mente zielorientiert und effizient
zu führen. Eine dezidiert andere
Meinung hatte dazu Anton West-
ner, 1. Bürgermeister von Rei-
chertshofen, der die Notwendig-
keit eines NKF anzweifelte.

Tag 2 stand ganz im Zeichen
des Meldewesens und der bevor-
stehenden Änderungen. So gab
Ministerialrat Michael Schir-
meyer zum Thema „Das neue
bayerische Meldegesetz - Revo-
lution oder notwendige Fortent-
wicklung des Meldewesens?“
erste Einblicke in die geplanten
Änderungen im bayerischen
Meldegesetz. Ziel sei es, die
Dienstleistung für Behörden und
Bürger zu verbessern, Rationali-
sierungspotenziale konsequent
zu erschließen, die Polizeiaus-

kunft zu aktualisieren und
schließlich das Melderegister auf
aktuellem Stand zu halten. Der-
zeit liefen, so Schirmeyer, Ge-
spräche mit den kommunalen
Spitzenverbänden, Ende Juli
werde ein Ministerratsbeschluss
zur Verbandsanhörung vorlie-
gen, die parlamentarische Be-
handlung des Themas sei für
Herbst dieses Jahres vorgesehen.
Viele Zuhörer bekundeten in der
anschließenden, angeregt ge-
führten Diskussion ihren Unmut
über die geplante Fortentwick-
lung.

Univ.-Professor Dr. jur. Dirk
Heckmann betonte, die Verwal-
tung habe sich in Zeiten knapper
Ressourcen auf ihre Kernkom-
petenzen zu konzentrieren. Libe-
ralisierte Gestaltungsspielräume
Privater habe die Verwaltung
durch Wahrnehmung ihrer Orga-
nisations- und Verfahrensverant-
wortung im Sinne der öffentli-
chen Interessen zu kontrollieren.

Synergiepotenziale

Bei einer genaueren Analyse
der technischen Vorgänge stelle
sich gerade im IT-Outsourcing
die Tätigkeit privater IT-Dienst-
leister als technische Hilfstätig-
keit dar, die den Kernbereich der
verfassungsrechtlich geschützten
Ausübung hoheitlicher Befugnis-
se kaum berühre. Gleichzeitig
berge die Einbeziehung priva-
ter IT-Dienstleister in staatliche
eGovernment-Strategien große
Innovations- und Synergiepoten-
ziale. Heckmann meldete unter
kartellrechtlichen Gesichtspunk-
ten Bedenken gegen eine Mono-
polisierung des Meldewesens an,
da hier in wesentlichen Teilberei-
chen einzelner eGovernment-An-
wendungen eine marktbeherr-
schende Stellung zu Lasten priva-
ter Anbieter missbraucht werde.

„Die Praxis der Online-Aus-
kunft“ wurde von Zolloberamts-
rat Karl Furtner vom Hauptzoll-
amt Rosenheim vorgestellt.
Grund zum Staunen gab es bei
der „Premiere“ einer einfachen

Melderegisterauskunft auf ei-
nem mobilen PDA via GPRS.
Das Thema „IT-Security“, wurde
von Robert Zeitler aus dem Hau-
se Microsoft den interessierten
Zuhörern näher gebracht. Tho-
mas Scholz von der Linogate
GmbH erläuterte in seinem Vor-
trag „Die Bedrohung aus dem
Internet“.

Tag 3 begann mit einem inter-
essanten Thema aus dem Finanz-
bereich. Herbert Gruschka vom
Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband referierte zum
Thema „Digitale Signatur und
elektronische Archivierung in
der neuen KommHV“. „Von der
Kameralistik zur Doppik - Die
wichtigsten Themen im Umstel-
lungsprozess aus Sicht einer
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“
lautete das Vortragsthema von
Dipl.-Kaufm. Heiko Pech, Leiter
Geschäftsbereich Management-
beratung Rödl & Partner GbR.

Beispiel aus der Praxis

Im Bereich eGovernment
stellte Peter Köhler das Micro-
soft eGovernment Starterkit vor.
Ein Beispiel aus der Praxis prä-
sentierte wiederum Birgid
Schenk, geschäftsleitende Be-
amtin der Gemeinde Altdorf. Sie
beschäftigte sich mit der „Ein-
führung einer neuen Dokumen-
tenwelt. ramiris - Rathaus- und
Dokumentenmanagement in Ver-
bindung mit dem Sitzungs-
dienst“. Die „Lizenzierung im
Rahmenvertrag Microsoft und
Oracle“ wurde schließlich von
Ulf Tausche, PC-Ware Informa-
tion Technologies AG, erläutert.

Die täglichen Vorträge und
Präsentationen von komuna
standen ebenso im Zeichen von
NKF und Meldewesen. So wur-
de unter dem Titel „Der Weg ins
Neue Kommunale Finanzwesen
mit CIP-KD“ die Umsetzung der
diskutierten Ansätze gezeigt. Im
Bereich Meldewesen - eMelde-
wesen fanden die neuesten Ent-
wicklungen wie die Internet-
Postbox in MESO großen An-
klang. Die komuna-Mitarbeiter
standen stets für Fragen zur Ver-
fügung und so hatten die Besu-
cher die notwendige Zeit und die
richtigen Ansprechpartner, um
sich ausgiebig zu informieren.K.

plattform im Einsatz, das ähn-
lich wie die AKDB-Kommuni-
kationsdienste der TAR-Produk-
te automatisch für Signatur und
Verschlüsselung sorgt und so die
Belange des Datenschutzes si-
cherstellt.

Als nächster Schritt wird, so
die Vertreter von AKDB und ko-
muna, die Kommunikation zwi-
schen Meldebehörden mit unter-
schiedlichen Meldeamtsverfah-
ren realisiert. Wird derzeit die
automatische Rückmeldung bei-
spielsweise schon bei mehr als
200 Kunden der komuna GmbH
praktiziert, so soll es in Kürze
auch möglich sein, automatische
Rückmeldungen zwischen den
Kunden der beiden größten An-
bieter von Meldeamtssoftware
auszutauschen. Bei mehr als
1250 aktiven Anwendern von
AKDB und komuna GmbH ist

man von einer flächendeckenden
Lösung in Bayern mit seinen
1379 Meldebehörden nicht mehr
weit entfernt.

Diese „bayerische“ Lösung ist
bundesweit ein Vorreiter bei der
Umsetzung der Forderungen von
Politik und Gesetzgeber. Was in-
nerhalb eines Bundeslandes
funktioniert, ist aber auch über
Landesgrenzen hinweg sinnvoll.
Schließlich stellen diese Landes-
grenzen kein technisches, son-
dern allenfalls ein politisches
oder gesetzgeberisches Hinder-
nis dar. Die AKDB hat dazu be-
reits Vereinbarungen mit den
kommunalen Datenzentralen
u.a. in Hessen, Baden-Württem-
berg und Schleswig-Holstein ge-
troffen. Auch komuna arbeitet an
Projekten zur elektronischen Da-
tenübermittlung über Landes-
grenzen hinweg.                      DK

AKDB-Fortbildung steigert Effizienz
und Erfolg der Kommunalverwaltung

Das Seminarprogramm für das 2. Halbjahr 2004 ist erschie-
nen. Nur wer sein Wissen und seine Fähigkeiten ständig ak-
tualisiert und erweitert, kann in den rasanten Verände-
rungsprozessen bestehen.

Das umfassende, auf die Bedürfnisse der Kommunalverwal-
tung zugeschnittene Fortbildungsangebot der Anstalt für Kom-
munale Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) vermittelt den
Anwendern in kurzen, modularen Lerneinheiten alle erforder-
lichen Kenntnisse für einen effektiven Einsatz moderner Soft-
ware für das jeweilige Arbeitsgebiet. So kann auch unter fi-
nanziell schwierigen Bedingungen eine hohe Dienstleitungs-
qualität für den Bürger erhalten und ausgebaut werden. Die Er-
fahrungen aus der Arbeit mit jährlich etwa 5000 Seminarteil-
nehmer an modernen Schulungsstätten in allen Regionen Bay-
erns sowie das fachliche und didaktische Know-how unserer
Trainer bilden das Fundament für eine erfolgreiche Wissens-
vermittlung.

In wenigen Tagen werden auch die gedruckten Kataloge an
die über 4000 Kunden der AKDB verschickt. Das Schulungs-
angebot wird laufend modifiziert und ergänzt und steht - im-
mer aktuell - auf unserer Homepage für Online-Buchungen zur
Verfügung. Das gesamte Seminarprogramm kann dort auch
heruntergeladen und offline genutzt werden.                           ?
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IT-Dienstleister DATEV:

Moderates Wachstum durch
neue Geschäftsfelder

Der Umsatz des Nürnberger Unternehmens stieg um knapp ein Prozent

Nürnberg - Der IT-Dienstleister DATEV eG hat im vergange-
nen Jahr trotz widriger Marktbedingungen sein stetiges
Wachstum fortgesetzt, wenn auch etwas schwächer als erwar-
tet. Der Umsatz des Nürnberger Unternehmens stieg um 0,9
Prozent auf 571,3 Mio. Euro. „Damit hat sich DATEV besser
geschlagen als die IT-Branche insgesamt“, erklärte Dieter
Kempf, Vorstandsvorsitzender der DATEV, auf der Bilanz-
pressekonferenz des Unternehmens.

Insbesondere die im vergan-
genen Jahr entgegen der Erwar-
tungen weiter schwächelnde
konjunkturelle Entwicklung im
Mittelstand habe sich negativ
auf den Berufsstand ausgewirkt.
Anhaltend hohe Insolvenzzah-
len von Unternehmen waren bei
Steuerberatern und in der Folge
bei DATEV vor allem in den
Bereichen Finanzbuchführung
und Löhne spürbar. Deshalb sei
2003 für die Mitglieder der Ge-
nossenschaft auch ein Jahr der
Sparbemühungen gewesen, was
den Umsatz tangierte. „Unser

Wachstum kommt aus neuen
Geschäftsfeldern. Damit haben
wir Einbußen durch die lahmen-
de Konjunktur ausgeglichen“,
so Kempf.

Datensicherheit findet
zunehmend Beachtung

In einigen Segmenten ent-
wickelte sich der Umsatz deut-
lich besser als geplant. Dies gilt
unter anderem für den Bereich
IT-Sicherheit, der auf Grund der
spektakulären Angriffswellen
von Internetschädlingen stärker

in den Fokus der Anwender in
Kanzleien und Unternehmen
rückte. Zum Beispiel stieg der
Umsatz von DATEVnet, einem
durch Firewall- und Viren-
schutzsysteme abgesicherten
Internet-Zugang, im vergange-
nen Jahr um 36 Prozent. „Allein
im Mai 2004 haben wir mit DA-
TEVnet fast 774.500 Viren aus
dem Netz herausgefiltert. Das
sind mehr als dreimal so viele
Schädlinge wie im gesamten
Jahr 2003“, erläuterte der Vor-
standsvorsitzende. Angesichts
dieser Entwicklung werde das
Thema Datensicherheit nicht
nur wie gewohnt bei DATEV
und ihren Mitgliedern, sondern
zunehmend auch bei Unterneh-
men Beachtung finden. 

Kostenmanagement

Die insgesamt positive Ent-
wicklung der Genossenschaft
der steuer- und rechtsberaten-
den Berufe erklärte Kempf ei-
nerseits mit einem konsequen-
ten Kostenmanagement, ande-
rerseits mit der Erschließung
neuer Geschäftsfelder. So sei
unter anderem der Umsatz mit
Software für Wirtschaftsprüfer
um 63 Prozent auf sieben Mil-
lionen Euro geklettert. „Auch
die Umsätze bei den Software-
Lösungen für Anwälte ent-
wickeln sich in unserem Sinne.
Inzwischen ist die DATEV die
Nummer Vier auf dem Markt
für Anwaltssoftware“, betonte
Kempf. „Das bestätigt unsere
Strategie, auf neue Geschäfts-
felder zu setzen.“ Ebenfalls po-
sitiv bewertete er das DATEV-
Engagement in Österreich, Po-
len, Italien und Tschechien, das
im Jahr 2003 weiter vorange-
trieben wurde. 

Operatives Ergebnis

Das operative Ergebnis des
IT-Dienstleisters betrug Ende
des vergangenen Jahres 31,3
Millionen Euro (Vorjahr: 33,9
Millionen Euro). Im Vorjahr

wurde es durch die Ergebnisse
einer Betriebsprüfung beein-
flusst. Das Jahresergebnis 2003
wird fast vollständig als genos-
senschaftliche Rückvergütung
an die Mitglieder ausgeschüttet.
Der Betrag ist mit 28,9 Mio.
Euro um 2,6 Mio. Euro höher
als im Vorjahr. Der danach noch
verbleibende Rest von 0,2 Mio.
Euro wird den Rücklagen zuge-
führt, ist aber bei Genossen-
schaften kein Gradmesser für
den Erfolg.

Weitere Erschließung

Wie Vorstandsmitglied Jürgen
Hiller ausführte, beschäftigte
die Genossenschaft zum Jahre-
sende 2003 5.400 Mitarbeiter.
Das sind 27 mehr als im Vor-
jahr. Das zusätzliche Personal
dient vor allem der weiteren Er-
schließung und dem Aufbau
neuer Geschäftsfelder. 

Im laufenden Jahr 2004 er-
wartet DATEV laut Hiller wie-
derum einen leichten Umsatz-
zuwachs. Zusätzliche Wachs-
tumsimpulse durch eine sich be-
lebende Konjunktur blieben bis-
her aus. Deshalb würden weiter-
hin Kostenbegrenzungsmaß-
nahmen durchgeführt, die wie-
derum ein zufrieden stellendes
Ergebnis ermöglichten. Aller-
dings werde es voraussichtlich
nicht ganz das Niveau des Jah-
res 2003 erreichen. 

Positive Perspektiven

Die Perspektiven für die wei-
tere Entwicklung der Genossen-
schaft bewertete Hiller als ins-
gesamt positiv. DATEV befinde
sich auf einem wirtschaftlich
guten Weg, wie die aktuellen
Geschäftszahlen des ersten
Halbjahres belegten.

Kritisch äußerte sich Vor-
standsvorsitzender Kempf hin-
gegen zu den direkten Auswir-
kungen steuerpolitischer Ent-
scheidungen auf Unternehmen
und Kanzleien. So hätten zum
Beispiel die sehr kurzfristigen
Beschlüsse zur Steuerreform
zum vergangenen Jahresende zu
erheblichem Mehraufwand in
der Entwicklung der Steuerde-
klarations-, Lohn- und Gehalts-
abrechnungssoftware geführt.
Die Anpassungen mussten unter
erheblichem Zeitdruck und da-
her mit erhöhtem Personalauf-
wand vorgenommen werden.
Kempf: „Der Gesetzgeber weiß

nicht, was er will, wann er et-
was will und wie er etwas will.
Für Steuerberater wird es ange-
sichts dieses Politik-Chaos im-
mer schwerer, Mandanten vor-
ausschauend zu beraten.“

ERP-Produkte

Auf Grund dieser Entwick-
lung sieht Kempf die Heraus-
forderung für den Berufsstand
insbesondere in einer stärker be-
triebswirtschaftlichen Orientie-
rung bei der Beratung der Man-
danten. Um die dafür notwendi-
ge Vernetzung zwischen Steuer-
berater und Unternehmen zu
unterstützen, bietet die DATEV
über die Steuerberater ERP-
Produkte für mittelständische
Unternehmen an. Dieses Ange-
bot wird vom Markt sehr positiv
aufgenommen, unter anderem
die Software Rechnungswesen
compact verkaufte sich sehr gut.
Weitere Produkte aus diesem
Marktsegment sind ein Waren-
wirtschafts-, ein Personal-Ma-
nagement- und ein Kunden-Ma-
nagementsystem. 

Ausbau des Angebots

Zur Unterstützung der eigent-
lichen Beratung baut die DA-
TEV ihr entsprechendes Ange-
bot stetig aus. Seit Anfang die-
ses Jahres ist das DATEV-Ra-
ting-System erhältlich. Mit die-
ser Software für die Vorberei-
tung auf das Banken-Rating
werden alle Bereiche eines Un-
ternehmens durchleuchtet und
mit einer Note bewertet. Der in
2002 eingeführte DATEV-Un-
ternehmens-Check ist bereits
erfolgreich am Markt etabliert.
Dieses auf die Bedürfnisse mit-
telständischer Unternehmen aus-
gerichtete Beratungskonzept un-
terstützt die Stärken-Schwächen-
Analyse eines Unternehmens
und das Erstellen eines umsetz-
baren Maßnahmenkataloges. 

Eine weitere Herausforde-
rung des Berufsstandes sieht
Kempf in der Anpassung an die
technische Entwicklung. Die
DATEV unterstützt deshalb
auch die Standardisierung der
elektronischen Signatur. Außer-
dem bietet die Genossenschaft
einen ASP-Service an, das heißt
Kanzleien und Mandanten kön-
nen sich von der Administration
ihrer Hard- und Software be-
freien, indem sie diese an die
DATEV outsourcen.              DK

Die Kulisse der Freilichtspiele am Altmühlsee. Bürgermeister
R. Fitzner und Intendant Christian P. Hauser (rechts) wollen
das Theater zu einer Erfolgsgeschichte im Fränkischen Seen-
land machen. Im Bühnen-Vordergrund Wissenschaftsminister
Dr. Thomas Goppel.                                                            Foto: Falk

Premiere für 
„Altmühlsee-Festspiele“

Muhr am See (wefa) - Die Kreuzgangspiele in Feuchtwangen
sind und bleiben wohl auch die Nummer 1 der Freilichtbühnen
in Franken. Neu am mittelfränkischen Kulturhimmel sind die
„Altmühlsee-Festspiele“ in Muhr am See. Sie feierten heuer in
Anwesenheit von Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel
ihre Premiere.

Drei Stücke stehen auf dem
Theaterprogramm. Die Schau-
spieler sind Profis und kommen
von Wiener Bühnen. In das
Fränkische Seenland entführt
hat sie Intendant Christan P.
Hauser, der selbst in der öster-
reichischen Kulturmetropole
schauspielerisch tätig ist.

Eine Vision geht
in Erfüllung

Mit den „Altmühlsee-Fest-
spielen“ geht eine Vision des
Muhrer Bürgermeisters Roland
Fitzner in Erfüllung. Er war
hartnäckig dahinter her, dass in
der Seegemeinde ein Informati-
onszentrum realisiert wurde,
das der Gemeinde als touristi-
sche Anlaufstelle ebenso dient
wie dem Landesbund für Vogel-
schutz als eine von 20 im Frei-
staat anerkannten Umweltsta-
tionen. 

Das 3,2 Millionen Euro teure
Projekt ist zugleich ein Vorzei-
gefall für die Umnutzung ehe-
mals landwirtschaftlicher Ge-
bäude und für die Denkmalpfle-
ge. Um die alte Bauernscheune
herum hat das Freisinger Archi-
tektenteam von Stefan Lautner
(Gruppe A2) ein räumliches
Konzept mit vier Gebäudeteilen
geschaffen, das sich in idealer
Weise in das fränkische Ortsbild
fügt. 

Die Freilichtbühne ist archi-

tektonisch ein reizvoller Kon-
trast von historischer Bausub-
stanz (Rückwand der alten
Scheune) und einer modernen
Architektursprache. 250 Perso-
nen können auf der betonierten
Tribüne Platz nehmen, dazu
noch 130 auf einer mobilen
Bühne. Auch der Innenhof des
Altmühlsee-Informationszen-
trums lässt sich in die Nutzung
mit einbeziehen.

Schulterschluss

In Christian P. Hauser (er ist
übrigens der Sohn von Hansge-
org Hauser aus Rednitzhem-
bach, der 1995-97 unter Theo
Waigel Staatssekretär im Fi-
nanzministerium war) hat der
Muhrer Bürgermeister einen
Künstler und Kulturmanager
gefunden, der von sich aus so-
fort erkannt hatte: „In Muhr am
Altmühlsee lässt sich ein Fest-
spielort etablieren.“ Bürgermei-
ster und Intendant üben den
Schulterschluss: „Wir wollen
das Freilufttheater zu einer Er-
folgsstory machen.“ Der Auf-
takt gibt ihnen Mut. Die ersten
von zehn Vorstellungen drei
Stücke waren ausverkauft. 

Die Gemeinde  ist Partner der
Freilichtspiele, aber das finanzi-
elle Risiko trägt allein der Inten-
dant. Zur Unterstützung hat sich
ein Freundeskreis „Altmühlsee-
Festspiele“ gebildet.                 ?

Viele Neuheiten bei der 
55. Allgäuer Festwoche

Die Allgäuer Festwoche - vom 14. bis 22. August in Kempten - gilt
als die bedeutendste Verbrauchermesse in der Region. Rund 400
Aussteller zeigen in 19 Hallen und auf dem Freigelände Angebote
aus Industrie, Handel und Dienstleistung. Die 55. Ausgabe der
Festwoche wirbt mit vielen Neuheiten um die Besuchergunst. 

Schwerpunkte der Allgäuer
Festwoche 2004 sind Bauen,
Wohnen und Gartengestaltung,
Freizeit, Sport und Tourismus,
Energie und Umwelt. Viele Or-
ganisationen präsentieren sich in
Erlebnisbereichen. So informiert
das Landwirtschaftsamt Kemp-
ten über „Genuss, Gesundheit
und Kultur im Allgäu“.

Unter dem Motto „Bauen -
Wohnen - Gartengestaltung nach
Feng Shui“ treten elf Allgäuer
Betriebe in Halle 5 den Beweis
an, dass fernöstliches Wissen
und Handwerkstradition gut zu-
sammenpassen. Das Themen-
spektrum reicht vom Innenaus-
bau bis zur Raumbeduftung. Das
„Holz Forum Allgäu“ veran-
schaulicht in Halle 9 die „Wert-
schöpfungskette Holz“: Wald,
Säger, Zimmerer und Schreiner,
Architekten und Ingenieure. Ein
weiteres Thema: der Energieträ-
ger Holz. „Fleisches-Lust - Live-
Metzgerei der Fleischerinnung“
- in Halle 7 geht es um die
Wurst, können die Besucher ver-
folgen, wie das beliebte Nah-
rungsmittel entsteht. Zu den Neu-

heiten 2004 zählt auch der als
verkleinerte Reichstagskuppel
gestaltete Stand des Deutschen
Bundestages in Halle 2. 

Die Halle 10a „LebensArt“
wieder als „grüne Welt im Zelt“,
ganz ohne herkömmliche Stand-
einteilung, gestaltet. Die Ausstel-
ler widmen sich hier den schönen
Dingen des Lebens, die mehr bie-
ten als die reine Funktion. 

Garantierte
Familientauglichkeit

Das Kultur- und Unterhal-
tungsprogramm der Allgäuer
Festwoche deckt alle Ge-
schmacksrichtungen ab. Ob auf
dem Residenzplatz, im Resi-
denzhof, in der Fußgängerzone
oder auf der Bühne im Stadtpark
- die meisten Veranstaltungen
sind ausgesprochen familien-
tauglich. 

Unter der neuen Rubrik „Fest-
woche spezial“ haben die Orga-
nisatoren „eher untypische An-
gebote“ zusammengefasst. Eine
Theaterwerkstatt für Kinder,
Themenstadtrundfahrten und

philosophische Vorträge sind für
das Programm einer Verbrau-
chermesse tatsächlich unge-
wöhnlich.

Noch eine Besonderheit: Die
Allgäuer Festwoche ist die ein-
zige Verbrauchermesse mit ei-
nem Milchzelt. Parkschenke
und Parkterrasse runden die
Festwochengastronomie ab. Im
Bierzelt kann man Volksfest-
stimmung und süffiges Festbier
genießen.

Die „2. Kemptener Blade
Night“ am 21. August (Start um
20 Uhr, Residenzplatz) ist als
Familienlauf angelegt. Alle Inli-
neskater sind zum „gemütlichen
Gleiten“ auf einem 15 Kilome-
ter langen Rundkurs eingeladen.
Die „Blade-Night-Party“ steigt
ab 19 Uhr auf dem Residenz-
platz.

Die Festwochenpreise wur-
den nicht erhöht. Der Eintritt
zur Wirtschaftsmesse (inklusive
Eintritt zur Allgäuer Kunstaus-
stellung) kostet für Erwachsene
wieder 5,50 Euro. Die Famili-
enkarte - zwei Erwachsene plus
Kinder bis 18 Jahre - kostet 12
Euro (am Familientag, 17. Au-
gust, 11 Euro). Schüler, Studen-
ten, Wehr- oder Zivildienst Lei-
stende und Rentner zahlen nur
3,50 Euro                                    .?

Schwabach feiert
„500 Jahre Blattgold“

Seit Anfang des Jahres feiert
die Goldschlägerstadt Schwa-
bach „500 Jahre Blattgold“. Ei-
ner der Höhepunkte des Pro-
gramms ist die Goldschläger-
Nacht am 14. August. Von 18
Uhr bis in die frühen Morgen-
stunden laden Goldschläger-Li-
veacts, Vergolderprojekte, Iko-
nenmalereien, Ausstellungen und
andere Aktionen dazu ein, die
Facetten der Materialien Gold
und Blattgold kennen zu lernen.
In Hinterhöfen und auf Plätzen
präsentieren Handwerkermärkte
(Kunst-) Werke, die in Verbin-
dung mit Gold entstanden sind.
Kulturstätten, Kirchen, Klein-
kunstbühnen und Galerien bie-
ten Programme zu den Themen
Gold und Blattgold. Das Ange-
bot reicht von Lichtprojekten,
Märchenlesungen und Figu-
rentheater bis hin zu Walkacts
und akustischer Weltmusik. Die
Goldschläger-Nacht erschließt
sich über einen spannenden
Stadtparcours. Das etwas außer-
halb gelegene Stadtmuseum, das
Besucher mit seiner spekta-
kulären Meisterstücke-Sonder-
ausstellung und einer Gold-
hasen-Sonderproduktion lockt,
wird per Shuttle angebunden. ?
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„Das einzige Beständige
am Wetter dieses Jahr ist 
die Wechselhaftigkeit.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, stell-
te betrübte Betrachtungen
über die Gestaltung des
Abends an. Nachdem es
tagsüber recht sonnig und
warm war, freute er sich dar-
auf, heute auf der Terrasse sit-
zen zu können und mit seinem
Weißbier dem Sonnenunter-
gang zuzuprosten. Aber wie so
oft dieses Jahr hat pünktlich um halb sechs ein
so heftiger böiger Regen eingesetzt, dass binnen
Kurzem alles triefend nass war.

Welch Kontrast zum „Jahrhundertsommer“
des letzten Jahres, in dem die Zeitungen voll
waren von Meldungen, wonach die Klimaver-
änderung uns nun endgültig beim Schlawitt-
chen hätte und die Versteppung des Landes
nicht aufzuhalten wäre. Vor zwölf Monaten
schrieben die Gazetten über Wassermangel,

heuer über zu wenige Sonnenstunden und zu
kühle Durchschnittstemperaturen. Meine Oma
war anders als die Klimaforscher, die mit ihren
Horrorszenarien offensichtlich gutes Geld ver-
dienen, über das Wetter heuer nicht überrascht.
„Schaltjahr ist Kaltjahr“, weiß sie schon seit
sie ein kleines Mädchen ist, und diese Regel be-
stätigt sich halt heuer auch wieder.

Aber das Wetter ist ein Thema, das uns Men-
schen fesselt und berührt wie kaum ein anderes.
Ist ja auch logisch, denn in unserem Small-talk-
Thema Nummer 1 steckt die existenzielle Frage
des Überlebens, die über Jahrtausende die
Menschen begleitete: Wird das Wetter so sein,
dass wir überleben können? Das Wetter beein-
flusste den Bestand an jagdbarem Wild ebenso
wie den Wuchs der Feldfrüchte. Klimatische
Unbilden und damit verbundene Hungersnöte
entfachten gewaltige Wanderungsbewegungen
auf der Suche nach neuem Siedlungsraum. Und
wenn man sich die Hochwasser des Jahres

2002 ansieht, weiß man, dass
Wetterkapriolen immer noch
Existenzen vernichten können.

Logisch eigentlich, dass sich
nunmehr auch die Finanz-
branche des Wetters angenom-
men hat. Wetterderivate sind
das innovative Finanzprodukt
der Saison. Dies sind Produk-
te, die sich statt auf den Preis
von Gänsen an St. Martin oder
dem Stand des Dow Jones am
Jahrestag des „schwarzen

Freitag“ auf die Niederschlagsmenge, die Tem-
peraturen, die Windgeschwindigkeiten und an-
deres mehr in einer bestimmten Periode bezie-
hen. Auf der Basis von historischen Wetterdaten
- also wie viel Sonnenstunden ansonsten durch-
schnittlich im Juli zu verzeichnen sind - findet
sich ein Preis, zu dem sich etwa Großgastrono-
men gegen das Risiko absichern können, dass
ihre Biergärten wegen Regen leer bleiben. Oder
Großagrarier sichern sich gegen zu wenig Nie-
derschlag.

All das ist eigentlich nichts anderes als eine
groß angelegte Wette auf das Wetter, mit einer
Bank als sicherem Gewinner. Obwohl die Pro -
dukte noch nicht für die Kleinen wie das Vene-
zia, unser Eiscafé am Marktplatz taugen, ist es
faszinierend sich auszumalen, dass man eines
nicht fernen Tages seinen Urlaub mit solchen
Derivaten anreichert und dicke Prämien kas-
siert, wenn es in der Wüste Namib ausgerechnet
während unserer Safari regnet.

Das tröstet jetzt natürlich meinen Chef, den
Bürgermeister, nicht bei seinen trübseligen Be-
trachtungen ob der Tatsache, dass wieder ein
lauer Sommerabend ins Wasser gefallen ist.
Aber vielleicht heitert ihn der Spruch auf dem
Kalenderblatt auf. Er ist von Mark Twain, der
schon im 19. Jahrhundert eine Vorahnung von
Wetterderivaten gehabt zu haben schein: „Ein
Bankier ist ein Kerl, der Ihnen bei schönem
Wetter einen Regenschirm leiht und ihn zurück-
verlangt, sobald es regnet.“ 

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Wetterderivate als
Finanzprodukt

Bezirk Niederbayern:

Doppelter Grund zum Feiern
Jubiläumsprojekt „175/50plus“ in Deggendorf gestartet 

2004 hat der Bezirk Niederbayern gleich doppelten Grund zum
Feiern: Er kann sein 175. Jubiläum begehen, weil am 11. No-
vember 1829 im damaligen Unterdonaukreis die konstituierende
Sitzung des ersten „Landrathes“ statt fand. Diesen „Landrath“
kann man mit gutem Grund als einen vordemokratischen Weg-
bereiter des Bezirks ansehen. Vor allem aber kann der Bezirk
Niederbayern sein 50-jähriges Bestehen feiern, denn am 23. De-
zember 1954 versammelte sich der erste Bezirkstag von Nieder-
bayern, nachdem mit dem 1. Dezember 1954 die „Bezirksord-
nung für den Freistaat Bayern“ in Kraft getreten war.

Mit einer speziell konzipier-
ten Wanderausstellung durch
ganz Niederbayern, die ihren
Anfang im Deggendorfer Rat-
haus nahm, will der Bezirkstag
von Niederbayern in öffentlich-
keitswirksamer Form auf diese
beiden Jubiläen aufmerksam
machen und die Aufgaben und
Leistungen des Bezirks der Be-
völkerung näher bringen. Wei-
tere Ausstellungsorte und -ter-
mine sind unter www.bezirk-
niederbayern.de einzusehen.
Für einen verstärkten Auftritt in
der Öffentlichkeit sorgen beim
Jubiläumsprojekt „175/50plus“
aber auch eine ansprechende In-
ternetpräsentation, freche Post-
karten und andere Printmedien
sowie eine zeitgemäße, tech-
nisch vorbildliche Tonbild-
schau.

Spannende Tonbildschau

Diese Tonbildschau ist eine
rein niederbayerische Produkti-
on - das war Bezirkstagspräsi-
dent Manfred Hölzlein wichtig,
als er „grünes Licht“ für das
Projekt gab. In dieser neuen,
spannend inszenierten Tonbild-
schau wird unter dem Titel „wir
- hier - Niederbayern“ das breite
Spektrum der Bezirksaufgaben
eingängig und unterhaltsam
vorgestellt. Das Wörtchen „wir“
steht für das Kommunale und
Soziale, „hier“ steht für Kultur,
Bildung und Regionalentwick-
lung. Gezeichnet wird ein posi-
tives Bild Niederbayerns, aber
es wird keine Idylle vermittelt
und schon gar kein Bild von der
„guten alten Zeit“.

Produziert hat die „Multivisi-
on“ das Passauer Büro „Theo-
rie&Praxis“ des Kulturwissen-
schaftlers Dr. Winfried Helm.
Als treibende Kraft erwies sich
Edeltraud Nuhn, Pressespreche-
rin des Bezirks, die bereits in
die letzte Produktion von 1974
eingebunden war. Ihr umfang-
reiches Wissen bildete eine
wertvolle Grundlage für die ak-
tuelle Neuauflage der Darstel-
lung bezirklicher Aufgaben.
Nach der Devise „Wenn nicht
jetzt - wann dann?“ bot das Ju-
biläumsjahr 2004 die optimale
Gelegenheit dazu.

Rückblick und Vorschau

Laut Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein ist das Ju-
biläumsprojekt mehr als ein
sentimentaler Rückblick auf
Höhen und Tiefen zweier ver-
flossener Jahrhunderte. Ausge-
hend von einem Rückblick, der
die Leistungen der Vorgänger
des jetzigen Bezirkstages wür-
digt, wird auch eine Voraus-
schau auf die Zukunft des Be-
zirks Niederbayern geboten. 

Die Schwachen im Fokus

Seit dem Gesetz zur Stärkung
der kommunalen Selbstverwal-
tung im Jahr 1978 sind die
bayerischen Bezirke aus dem
Schatten der Bezirksregierun-
gen hervorgetreten. In Nieder-
bayern ist dieser viele Jahre
dauernde Prozess untrennbar
verbunden mit dem Namen Se-
bastian Schenk (1929-1998),
der dem Bezirkstag von Nieder-

bayern von 1978 bis 1998 als
Bezirkstagspräsident vorstand.
So ausgleichend, Kontinuität
wahrend und zugleich Neuem
aufgeschlossen, wie Bezirks-
tagspräsident Schenk war, stellt
sich die gesamte Arbeit des Be-
zirks bis heute dar. Im Mittel-
punkt des Engagements stehen
beim Bezirk die Schwachen:
kranke und alte Menschen, Bür-
ger, die von Armut bedroht sind,
junge Menschen, denen im
ländlichen Raum nur ein einge-
schränktes Bildungsangebot zur
Verfügung steht. 

Betreuungseinrichtungen

Das Bezirksklinikum Main-
kofen, eine Gründung des Jah-
res 1911, hat gemeinsam mit
den psychiatrischen Einrichtun-
gen der sechs anderen bayeri-
schen Bezirke maßgeblich an
der Erneuerung der Versorgung
psychisch kranker Menschen
mitgewirkt. Viele Betreuungs-
einrichtungen für behinderte
Mitbürger sind in Niederbayern
in caritativer Trägerschaft. Der
Bezirk unterstützt sie wesent-
lich in ihrer Finanzierung. Zu
den ältesten Bezirksinstituten
zählt auch das heutige Agrarbil-
dungszentrum Landshut-Schön-
brunn, das früher unter dem Na-
men Ackerbauschule bzw.
Landwirtschaftliche Lehranstal-
ten bekannt war. Unter dem
Dach des Agrarbildungszen-
trums sind verschiedene land-
wirtschaftliche Schulen ange-
siedelt. Schwerpunkt der Aus-
bildung sind Landtechnik und
ökologischer Landbau.

Erfolgsmodelle

Im Juni 1957 ist der Bezirk
Niederbayern dem „Zweckver-
band Thermalbad Füssing“ bei-
getreten. Mit diesem Ent-
schluss beginnt eine Reihe von
Engagements, die große Be-
deutung für die Regionalent-
wicklung in Niederbayern ha-
ben. Bad Füssing steigt zum
größten Thermalbad Europas
auf, für das Rottal ist es die In-
itialzündung zu einer touris-
tischen Entwicklung, die auf
gutem Weg, aber noch lange
nicht abgeschlossen ist. 1974
folgt die Gründung des „Zweck-
verbands Thermalbad Gries-
bach im Rottal“ sowie des
„Zweckverbandes Rottal-Ter-
me“ in Bad Birnbach. Das Rot-
taler Bäderdreieck, über die
Grenzen zweier niederbayeri -
scher Landkreise hinweg, ist
ein Erfolgsmodell. Der Bezirk
engagiert sich aber auch in den
Bädern Bad Gögging und Bad
Abbach im Landkreis Kelheim,
sie gehören zu den „Gesunden
Fünf“ von Niederbayern.

Sichere und preiswerte
Erdgasversorgung

In Niederbayern gäbe es kei-
ne überregionale flächen-
deckende Erdgas-Versorgung,
wenn nicht der Bezirk 1975
die Errichtung eines Hoch-
druckleitungsnetzes zu seiner
Aufgabe gemacht hätte. Heute
steht mit Strängen von mehr
als 400 km eine sichere und
preiswerte Ergasversorgung
für Gewerbe, Industrie und
Kommunaleinrichtungen zur
Verfügung.

Die Freilichtmuseen Fins-
terau und Massing, die beide aus
lokalen Anfängen hervorgehen,
hat der Bezirk 1979 unter der
Trägerschaft eines Zweckver-
bandes zusammengefasst. Im
Jahr des 25-jährigen Bestehens
haben diese Museen an den ex-
ponierten Orten im oberen Rottal
und im innersten Bayerischen
Wald neben ihrem Sammlungs-

und Bildungsauftrag auch einen
wichtigen Stellenwert als touri-
stische Angebote.

Kulturelle Versorgung

Die kreisfreien Städte Nieder-
bayerns dienen mit ihren Hoch-
und Fachschulen, aber auch
mit ihren Opern- und Schau-
spieltheatern der kulturellen
Versorgung des ganzen Bezirks.
Weder Landshut, noch Passau,
noch Straubing könnten eigene
Ensembles für die Musik- und
Sprechbühne mit allen techni-
schen Einrichtungen finanzie-
ren. Im „Zweckverband Südost-
bayerisches Städtetheater“ hat
der Bezirk eine gemeinsame Fi-
nanzierung begründet.

Zuverlässige
Finanzierung

Als Fraktionsführer der CSU
im Bezirkstag von Niederbay-
ern hat Manfred Hölzlein vie-
le Jahre die Arbeit Sebastian
Schenks begleitet. 1998 ist er
ihm im Amt des Bezirkstagsprä-
sidenten nachgefolgt. 2003 hat
mit ihm erstmals ein Niederbay-
er den Vorsitz im Verband der
bayerischen Bezirke eingenom-
men. Bezirkstagspräsident
Hölzlein hat es sich zur Aufga-
be gemacht, eine zuverlässige
Finanzierung für die Aufgaben
durchzusetzen, die der Bezirk
im Auftrag des Bundes und des
Landes erfüllt. Er ist davon
überzeugt, dass nur so die im
Grundgesetz verankerte kom-
munale Selbstverwaltung erhal-
ten werden kann.

In Zukunft wird das Engage-
ment des Bezirk Niederbayern
für die Regionalentwicklung
wohl noch bedeutsamer wer-
den. Die wirtschaftlichen Her-
ausforderungen in der Region
durch die offenen Grenzen nach
Osten kann nur ein starkes kom-
munales Parlament „vor Ort“
zielsicher angehen.                 DK

Wanderausstellung
„SehnSucht“ macht Halt in Hof
Gemeinsam mit der Kriminalpolizeiinspektion Hof bereitet die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, BZgA, zur
Zeit einen Einsatz der Wanderausstellung „SehnSucht“ in Hof
an der Saale vom 23. Juli bis 2. August in der Alsenberger
Straße/Ecke Königstraße, vor.

„SehnSucht“ ist eine rund
400 m2 große Wanderausstel-
lung der BZgA zur Sucht-
prävention. Die Ausstellung
mit umfangreichem und viel-
fältigem Rahmenprogramm
findet täglich von 9 bis 18.30
Uhr statt, der Eintritt ist kos-
tenlos. Kooperationspartner sind
unter anderem die Stadt Hof
sowie die Landratsämter Hof
und Wunsiedel.

Hinter jeder Sucht steckt eine
„SehnSucht“, lautet eine griffi-
ge Formel der Suchtprävention,
auf die sich auch der Titel der
Ausstellung bezieht. Sie will
nicht nur vor dem Gebrauch il-
legaler Drogen warnen, sondern
es gilt auch, Zusammenhänge
aufzuzeigen, die für süchtiges
Verhalten verantwortlich sein
können.

„Labyrinth des Lebens“

Die Ausstellung, ein Forum
für Informationen, Aktivitäten
und Kommunikation, wendet
sich an Jugendliche und Er-
wachsene. Sie zeigt in einer
„Suchtlandschaft“, dass Sucht-
verhalten mit seinen vielfältigen
Facetten und Strukturen ein in-
dividuell und gesellschaftlich
zunehmendes Problem darstellt.
Durch das „Labyrinth des Le-
bens“ und die „Balance-Schei-
be“ wird die mitunter schwieri-

ge Suche nach einem erfüllten
Leben thematisiert. Menschen
erzählen ganz persönliche Ge-
schichten, private Objekte ge-
ben Zeugnis von großen Um-
brüchen im Leben, die durch ei-
gene Entscheidungen oder
durch äußere Ereignisse be-
stimmt wurden. 

Gefährdungen erkennen,
Standpunkte überprüfen

Im Lebenswege-Spiel können
sieben fiktive Personen, sieben
unterschiedliche Lebenswege,
durch die Besucher aktiv verän-
dert werden. Dabei geht es dar-
um, mögliche Gefährdungen zu
erkennen und Standpunkte zu
überprüfen. Mit den „Kraftquel-
len“ werden wiederum mögli-
che Alternativen zur Sucht auf-
gezeigt. Der Info-Container, ein
LKW, bietet schließlich ein
breites Angebot an Materialien
und Medien zur Drogen- und
Suchtprävention.

SehnSucht wird in den kom-
menden Jahren bundesweit in
vielen Orten zu Gast sein - be-
gleitet von Veranstaltungen, Be-
ratungsangeboten und immer in
Zusammenarbeit mit Kooperati-
onspartnern vor Ort: Das sind
Institutionen und Initiativen, die
lokal oder regional im Bereich
der Suchtprävention und -bera-
tung arbeiten.                           DK

Landshut setzt Zeichen für Europa:

Goldene Bürgermedaillen
für Partnerstädte 

Im Jubiläumsjahr setzte die Stadt Landshut ein besonderes
Zeichen für Europa: Oberbürgermeister Josef Deimer verlieh
beim Sommerempfang der Stadt vier goldene Bürgermedaillen
an die Repräsentanten von Landshuts Partnerstädten Elgin,
Sibiu/Hermannstadt, Compiègne sowie Ried im Innkreis.

„Landshut - eine europäische
Stadt“ lautete auch der Titel der
Rede von Oberbürgermeister Jo-
sef Deimer, der zahlreiche Gäste
aus allen Teilen des gesellschaft-
lichen Lebens auf der Burg will-
kommen hieß. Durch die neu-
zeitliche Außenpolitik der Städte
im bunten Bild der Partnerschaf-
ten sei dieses Europa viel schnel-
ler als gedacht zur Europäischen
Union geworden, die sich der
Wiedervereinigung dieses Erd-
teils innerhalb des eurasischen
Kontinents zwischen Atlantik
und Pazifik näherte, so Deimer.

Zukunft Europa

In seiner Rede zitierte der OB
Stefan Zweig, der die geistige
Situation nach dem Ersten Welt-
krieg wie folgt beschrieben hat-
te: „... dass der Trieb nach einer
Vereinigung Europas heute mehr
in den Dingen selbst lebendig ist
als in den Menschen.“ Wenn er
sich die Wahlbeteiligung zum
Europäischen Parlament vom
13. Juni vor Augen führe, so he-
ge er keinen Zweifel an die-
ser Aussage, erklärte Deimer:
„Dennoch müssen wir uns an
den Visionen der Europäischen
Einheit orientieren, weil Europa
für uns die einzige Zukunft ist.“
Für die 800 Jahre alt gewordene
Stadt Landshut gebe es nur eine
friedliche Zukunft, wenn es kei-
nen Krieg mehr gebe, keinen zer-
störenden Völkerhass, der die
Menschlichkeit außer Kraft setzt. 

Das Stadtoberhaupt brachte

die tiefempfundene Dankbarkeit
gegenüber den europäischen
Partnerstädten zum Ausdruck,
„die uns nach den schrecklichen
Ereignissen des Zweiten Welt-
krieges in die Mitte genommen
und mit uns gemeinsam zum
besseren Verständnis der Kultu-
ren und zur Sicherung des Welt-
friedens gearbeitet haben“.

Für Elgin in Schottland - die
Partnerschaft besteht seit 1956 -
nahm Convenor Eddie Couts die
Goldene Bürgermedaille entge-
gen. Die jüngste Städtepartner-
schaft - seit 2002 - besteht mit
der Hauptstadt der Siebenbürger
Sachsen, Sibiu-Hermannstadt.
OB Deimer überreichte die Bür-
germedaille seinem Amtskolle-
gen Klaus Johannis, dem er zur
fulminanten Wiederwahl und zur
Verleihung des Titels „Europäi-
sche Kulturhauptstadt 2007“
gratulierte. Mit Compiègne in
Frankreich besteht seit 1962 eine
sehr wertvolle „Jumelage“. Hier
nahm Bürgermeister Philippe
Marini die Ehrung in Empfang.
Besonders nahe liegt die Stadt
Ried im Innkreis (Österreich)
mit ihrer bayerischen Tradition.
Bürgermeister Albert Ortig, der
sich über die seit 1974 bestehen-
de Partnerschaft freute, bekam
die goldene Bürgermedaille
überreicht. 

Auch eine Delegation aus der
fünften Partnerstadt Schio war
zu Gast. Ihr ehemaliger Bürger-
meister Giuseppe Berlato Sella
hatte bereits 2003 die Auszeich-
nung entgegen genommen.  DK
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Vorschau auf GZ 15/16
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 15/16, die am 5. August
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Wasserversorgung . Wasserentsorgung
? Kommunale Baupolitik
? Krankenhäuser . Pflegeheime . Gerontotechnik
? Kommunale und private Freizeitanlagen
? Museen

Verkehrsprojekte auf die
Überholspur bringen

Staatsminister Eberhard Sinner prominentester Gast bei EuRegio-Ratssitzung

Den Verkehrsprojekten „Deutsche Einheit“ müssen nach der
jetzt vollzogenen EU-Erweiterung weitere Verkehrsprojekte
zur europäischen Einheit folgen. Das forderte Bayerns Staats-
minister für Europaangelegenheiten und regionale Beziehun-
gen Eberhard Sinner bei der 15. Sitzung des EuRegio-Rats am
Mittwoch in Mattsee. Als Beispiel nannte er die „Magistrale
für Europa“ - ein zukünftiger Hochleistungs-Schienenweg von
Paris nach Budapest, der auch die Region Salzburg berühren
soll. Solche Projekte gelte es jetzt in vielen kleinen Schritten
„auf die Überholspur zu bringen“.

Zuvor hatte der Traunsteiner
Landrat und EuRegio-Präsident
Hermann Steinmaßl über das
Geschäftsjahr 2003 der Euregio
Salzburg-Berchtesgadener Land-
Traunstein berichtet und dabei
auf eine ganze Reihe nachhalti-
ger Aktivitäten verwiesen. So
konnte zum Beispiel mit der
erstmals auf EuRegio-Ebene
ausgerichteten Berufsinformati-
onsmesse in Salzburg ein wichti-
ger Impuls für eine gemeinsame
Bildungsregion gegeben werden.
Besonderes Gewicht hatte die
Messe durch die Teilnahme der

beiden Bildungsministerinnen
Elisabeth Gehrer, Österreich,
und Monika Hohlmeier, Bayern,
erhalten. In diesem Jahr soll das
Projekt fortgeführt und intensi-
viert werden. Auch beim Zu-
kunftsdialog zum Wirtschafts-
standort Europa-Region Salz-
burg, der im Kloster Seeon mit
dem damaligen Landeshaupt-
mann Dr. Franz Schausberger
stattgefunden hatte, wurden
wichtige Zielsetzungen zum ge-
meinsamen Standortmarketing
und zu Verkehrsfragen fixiert. 

Einen besonderen Dank rich-

tete Steinmaßl an die EuRegio-
Geschäftsstelle für deren enga-
gierte Arbeit.

Staatsminister Eberhard Sin-
ner widmete sich in seinem Vor-
trag auch der Frage, wie eine Re-
gion in Zukunft ihr Profil erhal-
ten könne. „Um sich nicht wie
Würfelzucker in der Kaffeetasse
aufzulösen, ist es wichtig, die
Potenziale, die in der Region
stecken, gemeinsam zu ent-
wickeln und nach außen heraus-
zustellen.“, formulierte der Refe-
rent. Dazu sei die Zusammenar-
beit auf kommunaler Ebene im
Rahmen der EuRegio bestens
geeignet. Auch eine hohe Betei-
ligung bei der anstehenden Euro-
pawahl am 13. Juni sei eine gute
Möglichkeit, um in Europa Flag-
ge zu zeigen. 

In der anschließenden Diskus-
sion ging es um die Anerken-
nung von Dienstleistungsberu-
fen sowie um derzeit auf bayeri-
scher Seite nicht realisierbare
Verkehrsprojekte wie den drei-
gleisigen Ausbau des Strecken-
abschnitts Salzburg - Freilassing
und die Sanierung der Länder-
brücke in Laufen. Die Bearbei-
tung eines noch zu erstellenden
Problemkatalogs versprach Sin-
ner intensiv zu unterstützen. 

EuRegio-Vizepräsident Andre-
as Kinzl bat den Minister zudem

Vizepräsident und Präsident der EuRegio Andreas Kinzl (l.) und
Landrat Hermann Steinmaßl (M.) danken dem Bayerischen Eu-
ropaminister Eberhard Sinner mit einem Salzburger Stier als
Pendant zum Bayerischen Löwen für seinen engagierten Vor-
trag vor dem EuRegio-Rat in Mattsee.  ?

Dillingen:

Leo Schrell 
Sieger der

Landratswahl 
Der Kandidat der Freien

Wähler, Leo Schrell, hat die
Landratswahlen in Dillin-
gen an der Donau gewon-
nen. Der Bürgermeister von
Buttenwiesen erhielt nach
Angaben des Landratsamtes
des schwäbischen Kreises
53,5 Prozent der Stimmen.
Seine Kandidatur hatte für
Aufsehen gesorgt, da der
frühere CSU-Mann wegen
eines Streits bei der Kandi-
datenkür aus der Partei aus-
getreten und zu den Über-
parteilichen gewechselt war.
Schrells schärfster Konkur-
rent, der CSU-Landtagsab-
geordnete Georg Winter,
kam auf 29,7 Prozent, SPD-
Kandidat Bernd Steiner auf
14,6 Prozent. Auf Hermann
Mack (Republikaner) ent-
fielen 2,1 Prozent. Alle vier
Landratsbewerber sind Mit-
glieder des Kreistags Dil-
lingen.

Leo Schrell tritt die Nach-
folge des in der Nacht zum
23. April verstorbenen lang-
jährigen Landrats Anton
Dietrich an. Ein ausführli-
ches Porträt über den neuen
Dillinger Landrat folgt in
der nächsten Ausgabe der
Gemeindezeitung.           DK

um Unterstützung für die Fort-
führung der Gemeinschaftsi-
nitiative INTERREG nach 2006
auch im deutsch-österreichi-
schen Grenzraum. Man habe
zwar Verständnis für eine starke
Unterstützung der Beitrittslän-
der; die Förderung der in Euro-
pa vergleichsweise jungen Bin-
nengrenze zwischen Deutsch-
land und Österreich dürfe dabei
aber nicht vernachlässigt wer-
den.

An der 15. Sitzung des EuRe-
gio-Rats nahmen über 100 Ver-
treter aus Mitgliedsgemeinden,
Politik, öffentlichem Leben und
Interessensvertretungen teil. Be-
sonders begrüßte Steinmaßl den
Salzburger Landtagspräsidenten
Johann Holztrattner und den 2.

Präsidenten Michael Neureiter
sowie den Vizepräsidenten der
Regierung von Oberbayern Dr.
Wolfgang Kunert und den Öster-
reichischen Generalkonsul in
München Dr. Christian Lass-
mann. 

Holztrattner, der auch die
Grüße der neuen Salzburger
Landeshauptfrau Gabi Burgstal-
ler, der Regierung und des Land-
tags überbrachte, gratulierte zu
dem bisher Erreichten. Er beton-
te dabei besonders die Bedeu-
tung des EuRegio-Entwicklungs-
konzepts, das als erstes seiner
Art im deutsch-österreichischen
Raum vor drei Jahren fertigge-
stellt wurde und seitdem eine
wichtige Leitschnur für die Zu-
sammenarbeit ist.                        ?


